














































































































Haftung des Rechtsanwalts
im Zusammenhang mit
Vergleichsabschlüssen
Rechtsanwältin Antje Jungk, Allianz München

Es ist keine neue Erkenntnis, dass die vergleichsweise Beile-
gung einer Rechtsstreitigkeit nicht ohne weiteres dazu führt,
dass auch im Verhältnis zwischen Anwalt und Mandant alles
„befriedet“ ist. Aus vielerlei Gründen reut manchen Mandan-
ten im Nachhinein das mit dem Vergleich erzielte Ergebnis,
und da in der Regel im ursprünglichen Rechtsverhältnis
nichts mehr zu ändern ist, wird versucht, gegenüber dem
Anwalt noch etwas „herauszuholen“. Unter welchen Voraus-
setzungen dies begründet sein kann, soll im folgenden unter
Berücksichtigung der neueren Rechtsprechung dargestellt
werden.

1. Fehlende formale Zustimmung zum
Vergleichsabschluss

Ein ganz wesentlicher Aspekt, der in der Praxis zu beachten
ist, betrifft das Rechtsverhältnis zwischen Mandant und
Rechtsanwalt im Kern: Auch wenn der Anwalt aufgrund sei-
ner Vollmacht im Außenverhältnis jegliche Rechtshandlun-
gen, also auch gerichtliche oder außergerichtliche Verglei-
che, mit Wirkung für und gegen seinen Mandanten
vornehmen kann, gilt dies im Innenverhältnis nicht. Hier ist
der Anwalt strikt weisungsgebunden. Wenn er – aus welchen
Gründen auch immer – vom Mandanten angewiesen ist, ei-
nem bestimmten Vergleich jedenfalls oder auch keinesfalls
zuzustimmen, dann muss er sich daran halten. Auch wenn
die objektive Rechtslage eine bestimmte Verhaltensweise ein-
deutig nahe legt, kann der Mandant doch „außerrechtliche“
Gründe haben, anders zu handeln, und sei es auch nur, dass
er es darauf anlegt, mit einem missliebigen Mitmenschen
noch weitere Jahre vor Gericht streiten zu wollen oder eben
dieses auf jeden Fall zu vermeiden. Zwar wird in diesen Fäl-
len regelmäßig kein erstattungsfähiger Schaden entstehen;
dennoch ist das Vertrauensverhältnis im Mandat durch ein
solches weisungswidriges Handeln berührt. Der Wille des
Mandanten darf nicht durch eigenmächtiges Handeln des
Anwalts ausgehebelt werden, auch wenn dieser es für vorteil-
haft hält. Andererseits muss ein Anwalt, der bei einem Ge-
spräch seines Mandanten mit der Gegenseite anwesend ist,
ihn hindern, spontane Erklärungen abzugeben, welche die
Gegenseite als abschließenden Vergleich ansehen und an-
nehmen kann (BGH, NJW 2000, 1944).

2. Missglückter Widerruf

Ein Vergleich kann auch dann gegen den Willen des Man-
danten zustande kommen, wenn er zwar zunächst widerruf-
lich geschlossen wurde, dann aber der weisungsgemäße Wi-
derruf nicht oder nicht rechtzeitig erklärt wird. In der Regel
wird es in solchen Fällen um Prozessvergleiche gehen. Der
entsprechende Schriftsatz kann aus vielerlei Gründen verspä-
tet bei Gericht eingehen. Im Gegensatz zu Rechtsmittel- und

Rechtsmittelbegründungsfristen gibt es hierfür allerdings
keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Selbst wenn
die Widerrufsfrist also ohne Verschulden des Rechtsanwalts
versäumt wird, z. B. bei Fehlern des Büropersonals trotz ord-
nungsgemäßer Büroorganisation, ist der Widerruf eben
nicht mehr möglich.

Es stellt sich dann die Frage, ob dies ein allgemeines Le-
bensrisiko des Mandanten ist, oder ob dem Anwalt aus die-
sem Grunde bei nicht wiedereinsetzungsfähigen Fristen
erhöhte Sorgfaltspflichten aufgebürdet werden. In einer Ent-
scheidung zur Haftung des Anwalts wegen eines per Post
verspätet eingegangenen Widerrufsschriftsatzes wägt der
BGH (NJW 1995, 521) genau ab: Wenn der Rechtsanwalt ei-
nen Prozessvergleich widerrufen soll, hat er zu bedenken,
dass für seinen Mandanten im Falle der Fristversäumung re-
gelmäßig keine Möglichkeit bleibt, sich vom Vergleich zu
lösen. Ferner hat der Anwalt die Notwendigkeit zu beachten,
Rechtzeitigkeit und Ordnungsmäßigkeit des Widerrufs be-
weisen zu müssen. Somit „hat der Rechtsanwalt der dar-
gestellten, gesteigerten Gefahr im Rahmen des Mandats
durch Maßnahmen zu begegnen, die nach aller Voraussicht
den rechtzeitigen und formgerechten Eingang des Widerrufs
in beweisbarer Form sicherstellen“. Dies kann z. B. bedeu-
ten, dass bei Versendung per Post am Tag des Fristablaufs
noch zusätzlich telefonisch bei Gericht angefragt wird, ob
der Schriftsatz eingegangen ist. Nach LG Berlin (BRAK-Mitt.
2002, 213) ist der Anwalt aber nicht verpflichtet, eine Mittei-
lung an seinen Mandanten wegen eines widerruflich ge-
schlossenen Vergleichs durch Einschreiben/Rückschein zu
sichern oder rückzufragen, ob der Mandant die Sendung er-
halten hat.

Tückisch kann auch die Frage sein, wem gegenüber der
Vergleichswiderruf zu erklären ist. Beispielsweise die Formu-
lierung „Den Parteien bleibt vorbehalten, den Vergleich bis
zum ... zu widerrufen“ lässt dies offen. Nachdem der Wider-
ruf rechtzeitig nur bei Gericht, nicht aber beim Prozessgeg-
ner eingegangen war, musste die Sache erst bis zum BGH
gehen, der entschied, dass der Widerruf eines Prozessver-
gleichs wirksam sowohl dem Gericht als auch der anderen
Vergleichspartei gegenüber erklärt werden kann, wenn die
Parteien keine hiervon abweichende Vereinbarung getroffen
haben (BGH, NJW 2005, 3376).

3. Falsche Vorstellungen über das Prozessrisiko

Dass der Anwalt gegen den ausdrücklichen Willen des Man-
danten einen Vergleich abschließt, ist eher die Ausnahme.
Viel häufiger passiert es, dass der Mandant von unzutreffen-
den Voraussetzungen ausgeht oder die Alternativen falsch
einschätzt. Im Nachhinein wirft er dem Anwalt dann vor, bei
richtiger Beratung hätte er den Vergleich nicht geschlossen
und dann im Prozess obsiegt oder zumindest ein besseres
Ergebnis erzielt. Dies führt uns zu der Frage, in welcher
Weise der Anwalt eigentlich das Für und Wider des Ver-
gleichs, also letztlich die Einschätzung des Prozessrisikos für
den Fall, dass der Vergleich nicht zustande kommt, darstel-
len muss. Das ist eine schwierige Frage, denn die Fortset-
zung des Prozesses ist ja durchaus mit Unwägbarkeiten ver-
sehen, die der Anwalt nicht einschätzen kann, so
beispielsweise die Aussagen noch zu vernehmender Zeugen,
Inhalt von Sachverständigengutachten oder weiterer Prozess-
vortrag der Gegenseite.
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Klar ist also, dass die Einschätzung nur aus damaliger
Sicht erfolgen kann und dass das tatsächliche Prozessergeb-
nis im Fall eines Vergleichswiderrufs nicht automatisch den
Rückschluss darauf zulässt, dass der Anwalt die Lage seiner-
zeit falsch eingeschätzt hatte. Bezüglich der Frage, ob die Be-
ratung (zur Ablehnung eines außergerichtlich angebotenen
Vergleichs) durch den Rechtsanwalt im Rahmen eines von
ihm übernommenen Mandats eine Pflichtverletzung dar-
stellt, betont das Hans. OLG Hamburg, MDR 1999, 122, da-
her nicht nur, dass auf die Sach- und Rechtslage abzustellen
ist, wie sie sich für den Rechtsanwalt zum Zeitpunkt der Be-
ratung ergab. Es gesteht dem Rechtsanwalt zurecht für die
Beurteilung einen Ermessensspielraum zu. Wenn der wei-
tere Prozessverlauf vom Ergebnis eines Sachverständigengut-
achtens abhängt, hält es das OLG Frankfurt am Main (Urt. v.
23.3.2001 – 10 U 90/00, BRAK-Mitt. 2003, 60) für ermes-
sensfehlerfrei, den hälftigen klärungsbedürftigen Differenz-
betrag im Rahmen der Vergleichsverhandlungen zugrunde
zu legen.

Wie soll der Anwalt also den Mandanten konkret zu einer
Entscheidung für oder gegen den Vergleich befähigen? Eine
rechnerische Einschätzung der Prozessaussichten kann es
nicht geben. Letztlich muss man auch berücksichtigen, dass
die Vor- und Nachteile eines Vergleichsabschlusses „nicht
durch Zählen, sondern durch Wägen“ zu ermitteln sind
(Burghart, NZV 2005, 41, 442). Schnelles Geld kann auch
besseres Geld sein. Es reicht aber auch nicht aus, den Aus-
gang eines Prozesses als „offen“ zu bezeichnen wie im Fall
BGH, NJW-RR 2000, 791. Dem BGH reichte es nicht, dass
der Beklagte sich eine plausible Meinung gebildet hatte und
seine Einschätzung nachvollziehbar war. „Da Aufgabe und
Ziel der geschuldeten Beratung ist, den Kläger in die Lage zu
versetzen, eine eigenständige, der objektiven Lage entspre-
chende Entscheidung über sein weiteres Vorgehen zu tref-
fen, genügt der Anwalt seiner Beratungspflicht nicht, wenn
er ihm eine wenn auch in vertretbarer Weise gebildete un-
vollständige Meinung über die Rechtslage mitteilt, sondern
erst dann, wenn er ihn über diese umfassend informiert.“
Das schließt eine vollständige und objektive Unterrichtung
über die Chancen und Risiken aller in Betracht kommenden
Alternativen ein. Ist die Auslegung eines unbestimmten
Rechtsbegriffs offen und für die zu treffende Entscheidung
bedeutsam, muss der verantwortliche Berater grundsätzlich
auf das mit der ungewissen Beurteilung der Rechtslage ver-
bundene Risiko hinweisen, BGH, NJW-RR 2006, 273. Der
Anwalt muss sich auch dann die erforderlichen Unterlagen
vorlegen lassen und mit dem Mandanten das Für und Wider
abwägen, wenn dieser die Vorverhandlungen zum Vergleich
allein geführt hat oder wenn der Mandant selbst fachkundig,
ggf. sogar selbst Rechtsanwalt, ist (KG, Urt. v. 18.12.2003 – 16
U 49/03).

Im Haftpflichtprozess muss der Mandant beweisen, dass
keine ausreichende Belehrung erfolgte. Legt der Anwalt die
Art und Weise der Belehrung auf der Grundlage einer Be-
sprechung sowie das Einverständnis des Mandanten mit der
endgültigen Erledigung dar, liegt keine anwaltliche Pflicht-
verletzung vor (OLG Koblenz, AnwBl 2006, 492). Allerdings
kann sich der Anwalt nicht damit begnügen, ganz allgemein
zu behaupten, er habe den Mandanten ausreichend unter-
richtet, sondern er muss den Gang der Besprechung im Ein-
zelnen schildern, konkrete Angaben darüber machen, welche
Belehrungen und Ratschläge er erteilt hat und wie der Man-

dant hierauf reagiert hat (BGH, NJW 1987, 1322). Eine Doku-
mentation der entsprechenden Beratung ist also hilfreich.

4. Falsche Vorstellungen über den Vergleichsinhalt

Ernüchterung über den geschlossenen Vergleich kann auch
dann eintreten, wenn dieser Konsequenzen oder eine recht-
liche Tragweite hat, die der Mandant bei Abschluss nicht er-
kannt hat.

Im Fall BGH, NJW 2002, 292, beispielsweise war der
Anwalt nach einem Verkehrsunfall mit der Geltendmachung
von Schadensersatz und Schmerzensgeld beauftragt. Die
Versicherung zahlte zunächst einen Vorschuss auf das
Schmerzensgeld. Anschließend bot sie einen weiteren Betrag
wegen aller Ersatzansprüche aus dem Schadensereignis an,
falls sich die Geschädigte für endgültig und vorbehaltlos ab-
gefunden erklärte. Die beklagten Anwälte gingen zutreffend
davon aus, dass die Vereinbarung nur solche Ansprüche be-
traf, über die die Mandantin selbst zum damaligen Zeitpunkt
noch verfügen konnte, also nicht solche Ansprüche, die be-
reits im Wege des gesetzlichen Forderungsübergangs auf die
beteiligten Sozialhilfe- und Versorgungsträger übergegangen
waren. Sie verkannten dabei aber, dass Haushaltsführungs-
und Kinderbetreuungskosten von dem Übergang nicht be-
troffen waren und wiesen die Mandantin dementsprechend
auch nicht ausdrücklich auf diese Positionen hin. Dies wurde
ihnen zum Vorwurf gemacht.

Auch der umgekehrte Fall kann zur Haftpflichtigkeit des
Anwalts führen, nämlich derjenige, dass der Abfindungsver-
gleich auch über Positionen getroffen wird, über die der
Mandant nicht mehr verfügen kann, weil diese Ansprüche
auf Dritte übergegangen sind. Im Fall des LAG Schleswig-
Holstein (Urt. v. 18.7.2006 – 2 Sa 155/06) wurde beispiels-
weise eine Abfindungsvereinbarung getroffen, nach der „so-
wohl bekannte wie unbekannte Ansprüche, ganz gleich, ob
sie voraussehbar sind oder nicht, oder aus welchem Gesichts-
punkt immer sie sich aus obigem Schadensereignis erge-
ben“, umfasst waren. Das LAG stellte dazu fest, dass nach § 7
Abs. 1 Nr. 2 EFZG der Arbeitgeber berechtigt ist, die Fortzah-
lung des Arbeitsentgelts zu verweigern, wenn der Arbeitneh-
mer den Übergang eines Schadensersatzanspruchs gegen
einen Dritten auf den Arbeitgeber verhindert. Dieses Leis-
tungsverweigerungsrecht ist dauerhaft, wenn der Arbeitneh-
mer endgültig über seine Ersatzforderung verfügt hat und
damit der Ausgleich zwischen Arbeitgeber und Schädiger
rechtlich verhindert wird. Dem Anwalt warf das LAG inzi-
dent vor, es wäre angesichts der Tragweite eines derartigen
Abfindungsvergleichs erforderlich gewesen, den behandeln-
den Ärzten einen Fragenkatalog schriftlich vorzulegen, die
schriftlichen Auskünfte auszuwerten und erst anschließend
eine Entscheidung über einen eventuellen Abfindungsver-
gleich und dessen Formulierung zu treffen. Diese Auffas-
sung muss man indes als praxisfern ansehen. Stellt man die
zusätzlichen Kosten und den zusätzlichen Zeitaufwand einer
solchen Vorgehensweise in Rechnung, so würde es in der
Praxis zu endgültigen Abfindungsvereinbarungen bald nicht
mehr kommen.

5. Ungünstige Formulierung des Vergleichstextes

Ein Rechtsanwalt, der beim Abschluss eines Vergleichs mit-
wirkt, hat bei der Abfassung des Vergleichstextes für eine
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vollständige und richtige Niederlegung des Willens seines
Mandanten und für einen möglichst eindeutigen und nicht
erst der Auslegung bedürftigen Wortlaut zu sorgen. Bei-
spielsweise die Formulierung „im Fall einer wesentlichen
Veränderung der derzeitigen Einkommensverhältnisse ... soll
eine Abänderung dieses Vergleichs möglich sein“ kann zu ei-
ner Schadensersatzpflicht des Anwalts führen, wenn später
über die Frage der „Wesentlichkeit“ gestritten wird (BGH,
NJW 2002, 1048).

Schadensträchtig sind schließlich auch solche Abfin-
dungsvergleiche, die nicht umfassend sind, sondern aus-
drücklich bestimmte Schadenspositionen (z. B. „Zukunfts-
schäden“) ausschließen. Hier liegt die Gefahr darin, dass
diese vorbehaltenen Ansprüche im Nachhinein nicht recht-
zeitig geltend gemacht werden. Treten also beispielsweise
5 Jahre nach dem Unfallereignis neue Komplikationen auf,
die im Abfindungsvergleich vorbehalten sind, könnte die
Verjährungseinrede greifen. So beendet ein Abfindungsver-
gleich, in dem eindeutig die Einstellung des Kfz-Haftpflicht-
versicherers zum Ausdruck kommt, dass die Schadensregu-
lierung endgültig abgeschlossen ist, die Hemmung der
Verjährung gemäß § 3 Nr. 3 Satz 3 PflVG auch für die in die-
sem Vergleich vorbehaltenen Ansprüche auf Ersatz erst in
der Zukunft möglicher materieller Schäden, soweit diese von
der Anspruchsanmeldung umfasst sind (BGH, NJW 2002,
1878). Gerade und insbesondere dann, wenn das Mandat mit
Abschluss des Vergleichs endet, wird die Verjährungsfrist
leicht außer Kontrolle geraten. Insofern sollte in einem Ab-
findungsvergleich bezüglich der vorbehaltenen Ansprüche
möglichst gleich eine Vereinbarung über die Verjährung ge-
troffenen werden, am besten sogar ein Anerkenntnis. Von ei-
nem konstitutiven Anerkenntnis (§ 781 BGB) wird man aller-
dings nur in Ausnahmefällen ausgehen können (BGH, NJW
2003, 1524), nämlich dann, wenn es ausdrücklich so formu-
liert ist. Falls dies nicht erreicht werden kann, muss der Man-
dant jedenfalls vor Fristablauf bzw. vor Mandatsende auf die
Verjährung hingewiesen werden.

6. Schaden und Kausalität beim nicht gewollten
Vergleich

Auch wenn die Beratung zu einem Abfindungsvergleich sich
als unzutreffend oder nicht umfassend genug erweist, stellt
sich doch immer auch die Frage, ob der Mandant nicht bei
zutreffender Belehrung gleichwohl den Vergleich abge-
schlossen hätte. Die Beweissituation stellt sich hier für den
Mandanten auf den ersten Blick günstiger dar. Dennoch be-
tont der BGH immer wieder ganz klar, dass die Frage, wie
sich der Mandant bei vertragsgerechter Beratung des Rechts-
anwalts verhalten hätte, zur haftungsausfüllenden Kausalität
zählt, die der Mandant nach § 287 ZPO zu beweisen hat
(BGH, NJW-RR 2005, 784). Es müssen dann die Handlungs-
alternativen, die sich ihm gestellt hätten, geprüft werden,
Rechtsfolgen ermittelt und miteinander sowie mit den Hand-
lungszielen des Mandanten verglichen werden. Insoweit
muss das Vorbringen der Parteien voll ausgeschöpft werden;
eine Vermutung, dass bei beratungsgerechtem Verhalten der
Vergleich nicht abgeschlossen worden wäre, verbietet sich
dann zumindest bei komplexeren Sachverhalten wie z. B. ei-
nem arbeitsrechtlichem Aufhebungsvertrag (vgl. BGH, NJW
2005, 3275).

Hat der Mandant auf Grund einer schuldhaften Falsch-
beratung seines Rechtsanwalts einen für ihn unvertretbar
nachteiligen Vergleich geschlossen, so berechnet sich der Re-
gressanspruch grundsätzlich nach dem hypothetischen Pro-
zessverlauf im Falle des unterbliebenen Vergleichsschlusses.
Dabei sind dann aber auch nachträgliche Entwicklungen wie
z. B. die Abänderbarkeit von Unterhaltstiteln wegen Ände-
rung der persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse zu
berücksichtigen (OLG Köln, FamRZ 2005, 981).

Erhebt ein Rechtsanwalt pflichtwidrig eine Schadens-
ersatzklage verspätet und wird sodann im Schadensersatz-
prozess ein Vergleich geschlossen, so haftet der Anwalt für
den Differenzbetrag zwischen Vergleichsbetrag und Klage-
forderung, wenn diese bei rechtzeitiger Klageeinreichung in
vollem Umfang begründet gewesen wäre, OLG Hamm,
NJW-RR 2004, 213.

7. Regressverjährung

Interessant ist schließlich noch die Frage, wann Haftpflicht-
ansprüche gegen den Anwalt im Zusammenhang mit fehler-
hafter Vergleichsberatung verjähren.

Nach den nun anzuwendenden Verjährungsvorschriften
des BGB beginnt die Verjährung mit Anspruchsentstehung
(§ 199 Abs. 1. S. 1 BGB). Die Erwägungen der Rechtsprechung
zu § 51 b BRAO a. F. gelten daher fort. Schließt der Anwalt in
Vertretung seines Mandanten einen ungünstigen Vergleich,
so tritt der Schaden bereits mit dem wirksamen Zustande-
kommen des Vergleiches ein (BGH, Beschl. v. 22.2.2007 –
IX ZR 4/04). Anders im Hinblick auf vorbehaltene An-
sprüche: Hier dürfte erst deren Verjährungseintritt als An-
spruchsentstehung anzusehen sein. Da nach § 199 Abs. 1
Nr. 2 BGB der Verjährungsbeginn aber weiterhin Kenntnis
des Mandanten voraussetzt, wird es auf die Anspruchsentste-
hung in diesen Fällen i. d. R. nicht mehr ankommen.
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Anwaltsvergütung

Kappung des Gegenstandswerts nicht
verfassungswidrig
GG Art. 12 Abs. 1; RVG §§ 22 Abs. 2, 23 Abs. 1 Satz 1; GKG § 39 Abs. 2

Die Begrenzung der gesetzlichen Gebühren bei Streitigkeiten mit
besonders hohen Gegenstandswerten (§ 22 Abs. 2 RVG und § 23
Abs. 1 Satz 1 i. V. m. § 39 Abs. 2 GKG) ist mit dem Grundgesetz
vereinbar.
(mit abweichender Meinung des Richter Gaier)
BVerfG, Beschl. v. 13.2.2007 – 1 BvR 910/65 und 1 BvR 1389/05

Aus den Gründen: A. Die Beschwerdeführerin zu 1), eine aus
Rechtsanwälten bestehende Partnerschaftsgesellschaft, wendet
sich ebenso wie die in einer Sozietät verbundenen Beschwer-
deführer zu 2) unmittelbar gegen die gesetzlichen Regelungen,
nach denen der für die Höhe der Vergütung der Rechtsanwälte
maßgebliche Gegenstandswert höchstens 30 Millionen Euro, bei
mehreren Auftraggebern insgesamt höchstens 100 Millionen
Euro, beträgt.

I. 1. Die gesetzliche Regelung der Vergütung der Rechts-
anwälte beruht grundsätzlich auf wertbezogenen Gebühren.
Zur Ermittlung der Vergütung werden den einzelnen Gebüh-
rentatbeständen Gebührensätze zugeordnet. Diese sind die
Multiplikatoren für die Gebühr, deren Höhe sich nach dem Ge-
genstandswert der Angelegenheit bestimmt.

Seit dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Modernisierung
des Kostenrechts (Kostenrechtsmodernisierungsgesetz – KostR-
MoG) vom 5. Mai 2004 (BGBl I S. 718) am 1. Juli 2004 sind die
Gebührentatbestände in der Anlage 1 zum Rechtsanwaltsvergü-
tungsgesetz, dem Vergütungsverzeichnis (im Folgenden: VV-
RVG), geregelt. Dort findet sich beispielsweise für den ersten
Rechtszug in bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten unter Nr. 3100
VV-RVG die Verfahrensgebühr mit dem Faktor 1,3 und unter
Nr. 3104 VV-RVG die Terminsgebühr mit dem Faktor 1,2. Die
Höhe der Gebühr bestimmt sich nach näherer Maßgabe des § 13
RVG aus einer an den Gegenstandswerten orientierten Gebüh-
rentabelle.

Nach § 4 Abs. 1 RVG ist die Vereinbarung einer höheren
Vergütung bei Wahrung bestimmter Formerfordernisse grund-
sätzlich zulässig. Niedrigere Vergütungen können nach § 4
Abs. 2 RVG nur in außergerichtlichen Angelegenheiten verein-
bart werden.

2. Bereits die Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 7.
Juli 1879 (RGBl S. 176; im Folgenden: RAGebO) beruhte auf
dem skizzierten System. Die Höhe des Gegenstandswerts war
nach oben nicht begrenzt. Die Gebühren stiegen zunächst de-
gressiv, ab 100.000 Mark linear an. § 93 Abs. 1 Satz 1 RAGebO
ließ abweichende Vereinbarungen grundsätzlich zu, verlangte
aber auf Seiten des Auftraggebers in § 93 Abs. 2 RAGebO
Schriftform und ermöglichte, wenn der Rechtsanwalt „die
Grenze der Mäßigung überschritten“ hatte, die Herabsetzung
der vereinbarten Vergütung im Prozess (§ 93 Abs. 4 RAGebO).

Das Schriftformerfordernis wurde durch Art. I Nr. 20 des
Gesetzes über die Gebühren der Rechtsanwälte und die Ge-
richtskosten vom 18. August 1923 (RGBl I S. 813) aufgehoben
und mit der Verordnung zur Änderung der Gebührenordnung
für Rechtsanwälte vom 21. April 1944 (RGBl I S. 104) in ver-
schärfter Form wieder eingeführt. Nunmehr musste die ge-
samte Vereinbarung schriftlich getroffen werden und die Ur-
kunde durfte keine anderen Vereinbarungen oder Erklärungen
enthalten (§ 93 Abs. 2 Satz 1 und 2 RAGebO).

Die Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte vom 26.
Juli 1957 (im Folgenden: BRAGO) übernahm diese Bestimmun-
gen im Wesentlichen. Die Gebühren stiegen ursprünglich ab

einem Gegenstandswert von 5 Millionen DM linear an. Seit
1970 lag diese Grenze bei 1 Million DM, mit der Euro-Umstel-
lung wurde sie bei 500.000 E angesetzt. Aufgrund der linearen
Steigerung jenseits dieser Summe näherten sich die Gebühren
einem Grenzwert von 0,3 % des Gegenstandswerts.

Die Vereinbarung einer Vergütung wurde nunmehr in § 3
BRAGO geregelt. Die Regelung wurde ausdrücklich beschränkt
auf die Vereinbarung einer höheren Vergütung als gesetzlich
vorgesehen. Die Frage der Zulässigkeit einer niedrigeren
Vergütung blieb – wie schon zuvor – dem Standesrecht überlas-
sen. Erstmals 1994 wurden mit § 3 Abs. 5 BRAGO und korres-
pondierend mit § 49 b der Bundesrechtsanwaltsordnung (im
Folgenden: BRAO) besondere gesetzliche Bestimmungen für
die Vereinbarung einer unter den gesetzlichen Gebühren lie-
genden Vergütung erlassen.

3. Das Kostenrechtsmodernisierungsgesetz hat mit Wirkung
zum 1. Juli 2004 die Bundesgebührenordnung für Rechts-
anwälte durch das Gesetz über die Vergütung der Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte (Rechtsanwaltsvergütungsgesetz –
RVG) ersetzt.

a) Die Bestimmungen über Vergütungsvereinbarungen fin-
den sich nunmehr geringfügig verändert in § 4 RVG. Für die
außergerichtliche Beratung gilt nach einem Übergangszeit-
raum seit dem 1. Juli 2006, dass der Rechtsanwalt auf eine Ho-
norarvereinbarung hinwirken soll (§ 34 Abs. 1 Satz 1 RVG n. F.).
Wird eine solche Vereinbarung nicht getroffen, erhält der
Rechtsanwalt Gebühren grundsätzlich nach den Vorschriften
des bürgerlichen Rechts (§ 34 Abs. 1 Satz 2 RVG n. F.).

Eine Neuerung enthält § 22 Abs. 2 RVG. Die Vorschrift lau-
tete zunächst:
§ 22 Grundsatz

(1) ...
(2) Der Wert beträgt in derselben Angelegenheit höchstens

30 Millionen Euro, soweit durch Gesetz nichts anderes be-
stimmt ist. Sind in derselben Angelegenheit mehrere Personen
Auftraggeber, beträgt der Wert für jede Person höchstens 30
Millionen Euro, insgesamt jedoch nicht mehr als 100 Millionen
Euro.

Durch das Zweite Gesetz zur Modernisierung der Justiz (2.
Justizmodernisierungsgesetz) vom 22. Dezember 2006 (BGBl I
S. 3416) wurden mit Wirkung zum 31. Dezember 2006 die
Wörter „nichts anderes“ in § 22 Abs. 2 Satz 1 RVG durch „kein
niedrigerer Höchstwert“ ersetzt.

Mit § 22 Abs. 2 RVG korrespondiert die Neuregelung in § 39
Abs. 2 des Gerichtskostengesetzes (GKG) in der Fassung des
Kostenrechtsmodernisierungsgesetzes.

Die Vorschrift lautete zunächst:
§ 39 Grundsatz

(1) ...
(2) Der Streitwert beträgt höchstens 30 Millionen Euro, so-

weit nichts anderes bestimmt ist.
Auch in § 39 Abs. 2 GKG wurden durch das Zweite Gesetz

zur Modernisierung der Justiz mit Wirkung zum 31. Dezember
2006 die Wörter „nichts anderes“ durch „kein niedrigerer
Höchstwert“ ersetzt.

Soweit sich Gerichtsgebühren nach dem Wert richten, be-
stimmt sich nach § 23 Abs. 1 Satz 1 RVG (ebenso wie zuvor
nach § 8 BRAGO) der Gegenstandswert im gerichtlichen Ver-
fahren nach den für die Gerichtsgebühr geltenden Wertvor-
schriften. Dies gilt auch außerhalb eines gerichtlichen Verfah-
rens, wenn der Gegenstand auch Gegenstand eines
gerichtlichen Verfahrens sein könnte (§ 23 Abs. 1 Satz 3 RVG).

b) Die bislang nach oben nicht begrenzte und im Übrigen
unverändert aus der Bundesgebührenordnung für Rechts-
anwälte übernommene Gebührentabelle erhielt damit eine Kap-
pungsgrenze bei 30 Millionen Euro. Bei einem Auftraggeber
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beläuft sich eine Gebühr nunmehr auf maximal 91.496 E.
Kommt es zum Rechtsstreit vor den Zivilgerichten, fallen im
ersten Rechtszug bei einer 1,3-Verfahrensgebühr (Nr. 3100 VV-
RVG) und einer 1,2-Terminsgebühr (Nr. 3104 VV-RVG) also ma-
ximal netto 228.740 E an. Daneben kann der Rechtsanwalt auf
der Grundlage des neu geschaffenen Auslagentatbestandes un-
ter Nr. 7007 VV-RVG eine im Einzelfall gezahlte Prämie für
eine Haftpflichtversicherung für Vermögensschäden ersetzt
verlangen, soweit die Prämie auf Haftungsbeträge von mehr als
30 Millionen Euro entfällt.

Nach früherem Recht ergab sich bei einem Gegenstands-
wert von 50 Millionen Euro eine Gebühr von 151.496 E, bei ei-
nem Gegenstandswert von 200 Millionen Euro eine Gebühr
von 601.496 E. Bei einem Rechtsstreit vor den Zivilgerichten
fiel im ersten Rechtszug mit einer Prozessgebühr (§ 31 Abs. 1
Nr. 1 BRAGO) und einer Verhandlungsgebühr (§ 31 Abs. 1 Nr. 2
BRAGO) also bei einem Streitwert von 50 Millionen Euro eine
Vergütung von netto 302.992 E, bei 200 Millionen Euro Streit-
wert eine Vergütung von netto 1.202.992 E an. Kam noch eine
Beweisgebühr (§ 31 Abs. 1 Nr. 3 BRAGO) hinzu, erhöhte sich die
Vergütung auf netto 454.488 E bei einem Streitwert von 50
Millionen Euro und auf netto 1.804.488 E bei einem Streitwert
von 200 Millionen Euro.

c) In dem Entwurf der damaligen Regierungsfraktionen von
SPD und Bündnis 90/Die Grünen zu einem zunächst beab-
sichtigten „Rechtsanwaltsvergütungs-Neuordnungsgesetz“ vom
14. Mai 2002 wurde die Einführung einer Grenze von 30 Millio-
nen Euro für den Gegenstandswert damit begründet, dass in
den letzten Jahren die Verfahren mit sehr hohem Streitwert,
„in Einzelfällen ... mehrere Milliarden DM“, zugenommen hät-
ten. Die dabei anfallenden sehr hohen Gebühren seien in der
Öffentlichkeit auf heftige Kritik gestoßen (vgl. BTDrucks
14/9037, S. 61).

In der Begründung des nachfolgenden Entwurfs eines um-
fassenden Kostenrechtsmodernisierungsgesetzes vom 11. No-
vember 2003 heißt es zu § 22 Abs. 2 RVG und § 39 Abs. 2 GKG
gemeinsam, es könne nur durch diese Regelungen vermieden
werden, dass bei hohen Streitwerten unverhältnismäßig hohe
Gebühren entstünden. Das Kostenrisiko für die Parteien werde
so auf ein angemessenes Maß zurückgeführt (vgl. BTDrucks
15/1971, S. 154, 195).

Hinsichtlich der Frage der Zulässigkeit von Honorarverein-
barungen stimmen beide Entwürfe weitgehend überein. Die
Förderung von Honorarvereinbarungen wird als ein Schwer-
punkt der Reform bezeichnet (vgl. BTDrucks 14/9037, S. 2;
15/1971, S. 3). Begründet wird dies mit den Zielen der Deregu-
lierung, größerer Transparenz und der Vermeidung von ge-
richtlichen Streitigkeiten über die Gebührenhöhe sowie mit ei-
ner tatsächlichen Zunahme von Honorarvereinbarungen im
außergerichtlichen Bereich (vgl. BTDrucks 14/9037, S. 50;
15/1971, S. 147).

II. 1. Die Beschwerdeführerin zu 1) ist eine Partnerschafts-
gesellschaft, zu der sich 23 Rechtsanwälte zusammengeschlos-
sen haben, und die weitere 37 angestellte Rechtsanwälte be-
schäftigt.

a) Nach eigenen Angaben betreibt die Beschwerdeführerin
zu 1) eine der im Bereich des Baurechts in Deutschland führen-
den Anwaltskanzleien. Es sollen in den letzten zehn Jahren
etwa 40 Mandate mit Gegenstandswerten jeweils über 30 Mil-
lionen Euro, zwei davon mit Gegenstandswerten über 1 Milli-
arde Euro, bearbeitet worden sein. Alle streitigen Fälle aus
diesem Bereich seien nach den Sätzen der Bundesgebührenord-
nung für Rechtsanwälte abgerechnet worden. Es sei davon aus-
zugehen, dass auch in Zukunft in der überwiegenden Anzahl
der Fälle mit Gegenstandswerten über 30 Millionen Euro die
Mandanten auf einer Abrechnung nach den gesetzlichen Ge-
bühren bestehen würden, insbesondere alle öffentlichen Auf-
traggeber.

b) Die Beschwerdeführerin zu 1) meint, § 22 Abs. 2 RVG sei
verfassungswidrig und nichtig.

aa) Die Verfassungsbeschwerde sei zulässig. Insbesondere
sei die Beschwerdeführerin zu 1) bereits gegenwärtig beschwert;
denn § 22 Abs. 2 RVG behindere sie bereits jetzt bei der Ak-
quise von Aufträgen. Die Frage der Gültigkeit von § 22 Abs. 2
RVG sei aus wirtschaftlichen Gründen entscheidend für die
Annahme von extrem aufwändigen Mandaten jenseits der
Grenze von 30 Millionen Euro, sofern der Mandant auf einer
gesetzlichen Gebührenrechnung bestehe. Es sei ihr außerdem
unzumutbar, wegen der Höhe der Vergütung zunächst ein ge-
richtliches Verfahren gegen den Mandanten zu führen; denn
ein vorprogrammierter Streit würde das Vertrauensverhältnis
zwischen Anwalt und Mandant von Anfang an stören.

bb) Da § 22 Abs. 2 RVG gegen Art. 12 Abs. 1 GG verstoße, sei
die Verfassungsbeschwerde auch begründet.

Gesetzliche Vergütungsregelungen seien an Art. 12 Abs. 1
GG zu messen. Daran ändere sich nichts durch die Möglichkeit
der Vereinbarung einer höheren als der gesetzlich bestimmten
Vergütung. Die gesetzliche Vergütungsordnung sei bewusst als
Regelfall der Vergütung festgelegt worden, nicht nur als „Reser-
veregelung“. Staatliche Gebührenordnung und abweichende
private Entgeltfestsetzung stünden in einem Regel-Ausnahme-
Verhältnis; dies sei auch deshalb der Fall, weil bei der unterle-
genen Partei nur die gesetzlichen Gebühren liquidiert werden
könnten. Dadurch erhielten die staatlichen Gebührensätze de
facto eine hohe Verpflichtungskraft. Der Rechtsanwalt, der da-
von abweichen wolle, müsse seinem Mandanten in der Regel
darlegen, dass und warum das Mandat ein im Vergleich zur ge-
setzlichen Regelung atypischer Sonderfall sei. Trotz Abdingbar-
keit sei daher von einem Eingriff in die Berufsausübungsfrei-
heit des Anwalts auszugehen.

Der Eingriff sei nicht durch Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG gedeckt.
Der Gesetzgeber habe den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit
missachtet. Es sei bereits zweifelhaft, ob ein legitimer gesetz-
geberischer Zweck für § 22 Abs. 2 RVG ermittelt werden könne.
Soweit der Gesetzgeber darauf abstelle, es solle das Entstehen
unverhältnismäßig hoher Gebühren verhindert werden, ver-
kenne er, dass in dem bisherigen System unverhältnismäßig
hohe Gebühren gar nicht hätten entstehen können. Die Gebüh-
ren hätten in einem proportional ausgestalteten rechnerischen
Verhältnis zum Streitwert gestanden. Das weitere Argument, das
Kostenrisiko solle auf ein angemessenes Maß zurückgeführt
werden, sei ebenfalls nicht stichhaltig. Bei Streitwerten über 30
Millionen Euro falle weniger das Kostenrisiko als das Risiko in
der Hauptsache ins Gewicht. Die wahre Motivation des Gesetz-
gebers sei angesichts verlorener Großprozesse offenbar der fis-
kalische Schutz des Staates als Prozesspartei gewesen.

§ 22 Abs. 2 RVG sei zur Erreichung der Zwecke aber auch
weder geeignet noch erforderlich. Anhaltspunkte dafür, dass
eine bestimmte Streitwertsumme auszumachen sei, oberhalb
derer die ansonsten geltende proportionale Verknüpfung eines
erhöhten Streitwerts mit einer entsprechend erhöhten Arbeits-
leistung schlagartig beendet sei, seien weder in der Fachlitera-
tur an irgendeiner Stelle vorgetragen noch in der Gesetzes-
begründung angeführt. In jedem Fall verfüge der Gesetzgeber
aber über das mildere Mittel, die Entwicklung der Vergütung
jenseits oder auch schon vor der 30 Millionen Euro-Marke stär-
ker degressiv auszugestalten.

Schließlich fehle es auch an der Verhältnismäßigkeit im en-
geren Sinne. Weder die in der Gesetzesbegründung genannten
Gründe noch der mutmaßliche fiskalische Gesetzeszweck
wögen schwerer als die Belange der Berufsfreiheit der Be-
schwerdeführerin zu 1). Auch im Rahmen von gesetzlichen
Gebührenregelungen, denen eine prinzipiell zulässige Misch-
kalkulation zugrunde liege, könne nicht erwartet werden, dass
ein Rechtsanwalt für eine Gebühr tätig werde, die zu seinem
Aufwand in keinem angemessenen Verhältnis stehe und ihm
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kein ausreichendes Gebührenaufkommen mehr sichere. Für
ein großes baurechtliches Mandat, das eine gleichzeitige Befas-
sung auch mehrerer Anwälte über einen mitunter sehr langen
Zeitraum erforderlich mache, sei eine Vergütung von etwa 1
Million Euro gut nachvollziehbar und angemessen, nicht aber
der jetzige gesetzliche Höchstbetrag. Hätte die Beschwer-
deführerin zu 1) schon bisher auf der Basis eines Höchstsatzes
von 30 Millionen Euro abrechnen müssen, hätte sie dies längst
in die Insolvenz geführt.

Das trotz der Gebühreneinbußen ungeschmälerte Haftungs-
risiko könne durch die Auslagenerstattung für eine Versiche-
rung nicht ausgeglichen werden; denn solche Einzelfall-Ver-
sicherungen würden wegen des für den Versicherer nicht zu
kalkulierenden Risikos praktisch nicht angeboten.

cc) Die angegriffene Norm verstoße auch gegen Art. 3 Abs. 1
GG. Das Verbot, wesentlich Gleiches ungleich zu behandeln,
werde verletzt, indem denjenigen Anwälten und Kanzleien eine
besondere Belastung zu ihrem Nachteil aufgebürdet werde, die
sich insbesondere im Bereich des Baurechts auf größere Pro-
jekte und Mandate spezialisiert hätten. Ihre durchschnittliche
gesetzliche Vergütung werde gekürzt, während andere Anwälte
von dieser Vergütungsreduzierung nicht betroffen seien. Zu-
dem werde in willkürlicher Weise wesentlich Ungleiches gleich
behandelt, indem Mandate mit einem Streitwert von 30 Millio-
nen Euro ebenso vergütet würden wie Mandate mit einem
höheren Streitwert.

2. Die Beschwerdeführer zu 2) sind vier Rechtsanwälte, die
sich zu einer Gesellschaft des bürgerlichen Rechts zusammen-
geschlossen haben. Ihre Kanzlei befasst sich insbesondere mit
den Gebieten des Wirtschafts-, Handels- und Gesellschaftsrechts,
ferner mit dem Erbrecht und dem Recht der Unternehmensnach-
folge sowie dem Medizinrecht. Es seien bereits in der Vergangen-
heit Mandate mit einem Streitwert über 30 Millionen Euro bear-
beitet worden, deren Abrechnung nach den Gebührensätzen der
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte erfolgt sei.

Die Beschwerdeführer zu 2) wenden sich unmittelbar gegen
§ 22 Abs. 2 und § 23 Abs. 1 Satz 1 RVG in Verbindung mit § 39
Abs. 2 GKG. Sie rügen in erster Linie eine Verletzung des
Art. 12 Abs. 1 GG. Bereits die in der Gesetzesbegründung getrof-
fene Annahme, dass bei hohen Streitwerten unverhältnismäßig
hohe Gebühren entstünden, sei wegen des gleichmäßigen An-
stiegs der Gebühren entsprechend dem Gegenstandswert unzu-
treffend. Der Regelung fehle es zudem an der Verhältnismäßig-
keit im engeren Sinne. So seien keine sozialpolitischen Gründe
gegeben, die eine gebührenmäßige Privilegierung bei einem
Gegenstandswert von mehr als 30 Millionen Euro noch recht-
fertigen könnten. Die Justizgewährungspflicht sei ebenfalls
nicht berührt, weil den Gebühren ein entsprechend hohes wirt-
schaftliches Interesse gegenüberstehe.

Mit den nun nur noch zulässigen gesetzlichen Gebühren sei
der Rechtsanwalt zudem nicht hinreichend vergütet. Es ent-
spreche forensischer Erfahrung, dass in Rechtsangelegenheiten
desto intensiver gestritten werde, je höher der Streitwert sei.
Entsprechend steige auch der anwaltliche Arbeitsaufwand.
Mehrere tausend Arbeitsstunden seien in solchen Fällen ohne
weiteres möglich, während auf der Basis eines angemessenen
Stundensatzes von 300 E mit der Begrenzung der Vergü-
tungshöhe nur noch ein Aufwand von etwa 762 Stunden abge-
golten werde.

III. Zu den Verfassungsbeschwerden haben das Bundes-
ministerium der Justiz für die Bundesregierung, die Bundes-
rechtsanwaltskammer und der Deutsche Anwaltverein Stellung
genommen.

1. Die Bundesregierung hält die Verfassungsbeschwerden
für unbegründet.

Das Gebührensystem der Rechtsanwälte basiere ganz we-
sentlich auf einer Mischkalkulation. Mit steigendem Gegen-

standswert nehme das mögliche Ausmaß einer Divergenz zwi-
schen tatsächlichem Aufwand und der Gebührenhöhe im
Einzelfall zu. So habe in dem Schadensersatzprozess Mülheim-
Kärlich die Anwaltsvergütung nach einem Presseartikel mehr als
7 Millionen Euro betragen. Dies hätte ausgereicht, um einen in
einer überörtlichen Sozietät im alten Bundesgebiet tätigen
Rechtsanwalt 37 Jahre zu beschäftigen; denn der persönliche mo-
natliche Honorarumsatz eines solchen Rechtsanwalts belaufe
sich auf durchschnittlich etwa 17.000 E. Dieses Beispiel zeige,
dass gesetzgeberischer Handlungsbedarf bestanden habe.

Die Begrenzung der Gebührenhöhe verstoße nicht gegen
Art. 3 Abs. 1 GG und stelle insbesondere keine unzulässige Ein-
schränkung der Berufsausübungsfreiheit dar. Die Wertgrenze
sei vielmehr zur Erreichung des Ziels der Vermeidung unver-
hältnismäßig hoher Gebühren geeignet. Nach allgemeinen Er-
fahrungen werde von der im Bereich der außergerichtlichen
Vertretung bestehenden Möglichkeit der Unterschreitung der
gesetzlichen Gebühren gerade bei sehr hohen Gegenstandswer-
ten in größerem Umfang Gebrauch gemacht. Dies belege die
Notwendigkeit einer Wertgrenze im gerichtlichen Bereich. Ge-
bühren bei extrem hohen Gegenstandswerten könnten sich für
den Rechtsuchenden als nicht gerechtfertigte Rechtswegbar-
riere auswirken und müssten deshalb ausgeschlossen werden.

Auch die Erforderlichkeit der Regelung sei zu bejahen. Die dis-
kutierte Alternative, die Degression der Gebührentabelle zu ver-
stärken, sei nicht weiterverfolgt worden, weil dadurch das Problem
des unverhältnismäßig hohen Kostenrisikos nur entschärft, aber
nicht hätte beseitigt werden können. Da Verfahren mit Streitwer-
ten über 30 Millionen Euro sehr selten seien, sei die Einführung
einer Wertgrenze mit Beibehaltung der Tabellenstruktur gegenü-
ber einer weit früher einsetzenden Degression für die Mehrzahl
der Anwälte die weniger belastende Maßnahme.

Die Wertgrenze sei außerdem verhältnismäßig im engeren
Sinne. Es gebe auch keinen Automatismus, wonach auch jen-
seits bereits sehr hoch angesetzter Gegenstandswerte stets auch
die Kosten des Anwalts weiter zunähmen. Sofern im Einzelfall
die gesetzlichen Gebühren nicht dem Aufwand des Anwalts
adäquat sein sollten, bestehe die Möglichkeit einer Honorarver-
einbarung. Für den Bereich der Beratung seien die Rechts-
anwälte ab Juli 2006 ohnehin gehalten, Vergütungsverein-
barungen zu treffen.

2. Die Bundesrechtsanwaltskammer ist der Auffassung, die
Begrenzung des Anwaltsgebührenstreitwerts sei mit dem
Grundgesetz nicht vereinbar.

Es liege ein Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit der
Rechtsanwälte vor, der durch die Möglichkeit einer Honorarver-
einbarung zwar abgemildert, jedoch nicht aufgehoben sei (Hin-
weis auf BVerfGE 83, 1 515>). Dieser Eingriff sei nicht gerecht-
fertigt.

Die sich aus Gegenstandswerten von 30 Millionen Euro er-
gebende maximale Gebührenhöhe könne bei Großverfahren,
die sich über einen langen Zeitraum hinzögen und mehrere
Rechtsanwälte beschäftigten, im Einzelfall nicht einmal kosten-
deckend sein. Höhere Honorare bei höheren Streitwerten seien
auch unabhängig von dem Aufwand, der für den Rechtsanwalt
mit der Vertretung verbunden sei, nicht unangemessen, weil
der Wert der Leistung des Rechtsanwalts entscheidend durch
seine Auswirkungen auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des
Auftraggebers bestimmt werde.

Außerdem sei die Angemessenheit des Prozesskostenrisikos
auch an dem Maßstab der wirtschaftlichen Bedeutung des Ver-
fahrens für die Beteiligten zu bestimmen. In Verfahren mit
großer wirtschaftlicher Bedeutung sei ein höheres Prozesskos-
tenrisiko angemessen als in Verfahren mit geringer wirtschaft-
licher Bedeutung. Selbst wenn man die Auffassung des Gesetz-
gebers zugrunde lege, bei Streitwerten über 30 Millionen Euro
drohe ein unangemessen hohes Kostenrisiko, kämen jedenfalls
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mildere Mittel, wie etwa die Reduzierung des Gebühren-
anstiegs oberhalb eines bestimmten Streitwerts, in Betracht.

Auch Art. 3 Abs. 1 GG sei verletzt. Die Streitwertgrenze be-
wirke eine Gleichbehandlung von Sachverhalten, die nach den
Grundgedanken des Gebührensystems ungleich zu behandeln
seien. So erhalte etwa ein Rechtsanwalt bei einer Klageforde-
rung in Höhe von 600 Millionen Euro dieselben Gebühren wie
ein Anwalt bei einem Streitwert von 30 Millionen Euro. Für
diese Gleichbehandlung unterschiedlicher Sachverhalte gebe es
keine sachgerechten Gründe.

3. Der Deutsche Anwaltverein hält die Verfassungs-
beschwerde für begründet.

Die Beschwerdeführer seien in ihrem Grundrecht aus
Art. 12 Abs. 1 GG verletzt. Die gesetzliche Kappung der Vergü-
tung des Rechtsanwalts greife in die Preisbildungsfreiheit ein.
Es handele sich auch um einen schwerwiegenden Grundrechts-
eingriff, weil das im Übrigen beibehaltene geschlossene Rege-
lungskonzept der streitwertabhängigen Gebührenbemessung
durchbrochen werde. Die gesetzlich gewollte Mischkalkulation
werde einseitig zu Lasten des Anwalts verschoben, weil ein
Ausgleich innerhalb des Vergütungssystems nicht mehr
möglich sei. Erschwerend komme hinzu, dass eine Begrenzung
der Haftung des Anwalts für Streitwerte jenseits von 30 Millio-
nen Euro nicht vorgesehen sei. Der Auslagenanspruch wegen
der Versicherungsprämien sei nutzlos, weil er gegenüber dem
Mandanten nicht durchsetzbar sei.

Im Ergebnis könnten mögliche Honorarvereinbarungen den
Grundrechtseingriff nicht abmildern. Da der Anwalt seine
Mandanten über die fehlende Erstattungsfähigkeit der die ge-
setzlichen Gebühren übersteigenden Vereinbarungshonorare
aufklären müsse, werde er in vielen Fällen ein solches Honorar
nicht durchsetzen können. Außerdem müsse berücksichtigt
werden, dass nach der neueren Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs vereinbarte Honorare, die das Fünffache der ge-
setzlichen Gebühren überschritten, in aller Regel unangemes-
sen im Sinne des § 4 RVG seien (Hinweis auf BGHZ 162, 98).

Die Erwägung des Gesetzgebers, das Entstehen unverhält-
nismäßig hoher Anwaltsgebühren solle verhindert und das Kos-
tenrisiko auf ein angemessenes Maß reduziert werden, sei kein
ausreichender Grund, um den Eingriff in die Berufsfreiheit zu
rechtfertigen. Der Vergütungsbegrenzung lägen keine sozial-
politischen oder sonstigen Erwägungen zugrunde. Eine Be-
gründung für die Annahme, dass eine streitwertabhängige Be-
messung der Anwaltsgebühren ab einem Streitwert von 30
Millionen Euro unverhältnismäßig sei, suche man vergeblich.

Die Kappung der Vergütung des Rechtsanwalts verletze zu-
dem Art. 3 Abs. 1 GG. Zunächst würden diejenigen Kanzleien
benachteiligt, die sich vermehrt mit der Bearbeitung von Man-
daten befassten, die den Streitwert von 30 Millionen Euro über-
schritten. Weiterhin würden sämtliche Sachverhalte ab einem
Streitwert von 30 Millionen Euro willkürlich gleich behandelt.
Eine Rechtfertigung hierfür bestünde nur, wenn ab einem
Streitwert von 30 Millionen Euro für den Rechtsanwalt typi-
scherweise kein erhöhter Arbeitsaufwand mehr anfallen würde.
Davon könne indes nicht ausgegangen werden. Schließlich ver-
stoße die Kappung auch unter dem Gesichtspunkt fehlender
Systemgerechtigkeit gegen Art. 3 Abs. 1 GG.

B. Die zulässigen Verfassungsbeschwerden sind nicht be-
gründet.

I. 1. Mit beiden Verfassungsbeschwerden wird die Begren-
zung der Anwaltsvergütung im Wege der Kappung des maß-
geblichen Gegenstandswerts auf 30 Millionen Euro sowohl
durch § 22 Abs. 2 RVG als auch durch § 23 Abs. 1 Satz 1 RVG in
Verbindung mit § 39 Abs. 2 GKG angegriffen. Zwar nennt die
Beschwerdeführerin zu 1) – anders als die Beschwerdeführer zu
2) – in ihrer Verfassungsbeschwerde als angegriffene Norm le-
diglich § 22 Abs. 2 RVG, obwohl für gerichtliche Verfahren, in

denen sich die Gerichtsgebühren nach dem Wert richten, die
Begrenzung des Gegenstandswerts auf 30 Millionen Euro auf-
grund der Verweisung in § 23 Abs. 1 Satz 1 RVG aus § 39 Abs. 2
GKG folgt. Auch im Verfassungsbeschwerdeverfahren ist je-
doch der Sinn eines Rechtsschutzbegehrens im Wege der Aus-
legung unter Heranziehung der Begründung des Antrags zu er-
mitteln und der Verfahrensgegenstand entsprechend zu deuten
(vgl. BVerfGE 68, 1 568 f.>; 86, 148 5210 f.>). Ausweislich der
Begründung der Verfassungsbeschwerde wendet sich die Be-
schwerdeführerin zu 1) gegen die Begrenzung des für die An-
waltsvergütung maßgebenden Streitwerts auf 30 Millionen Euro,
ohne dabei zwischen gerichtlicher und außergerichtlicher An-
waltstätigkeit zu differenzieren. Im Vordergrund ihrer Argumen-
tation steht die Vergütung für gerichtliche Verfahren; es findet
sich indessen kein Anhaltspunkt dafür, dass sich die Verfas-
sungsbeschwerde dem entgegen auf die Anwaltsvergütung für
außergerichtliche Tätigkeit beschränken soll. Um dem offen-
sichtlichen Verfahrensziel der Beschwerdeführerin zu 1) gerecht
zu werden, ist die Verfassungsbeschwerde daher so zu verstehen,
dass sie sich nicht nur gegen den ausdrücklich genannten § 22
Abs. 2 RVG richtet, sondern auch gegen § 39 Abs. 2 GKG, soweit
diese Norm über § 23 Abs. 1 Satz 1 RVG den Gegenstandswert
auch für das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz bestimmt.

2. Damit ist auch den Zulässigkeitsanforderungen aus § 92
BVerfGG genügt. Nach dieser Vorschrift muss der Beschwer-
deführer in der Begründung seiner Verfassungsbeschwerde auch
die Handlung bezeichnen, durch die er sich in seinen Verfas-
sungsrechten verletzt sieht. Auf der Grundlage der Auslegung
des Rechtsschutzbegehrens der Beschwerdeführerin zu 1) sind
die angegriffenen Bestimmungen hinreichend bezeichnet.

II. Die Verfassungsbeschwerden sind nicht begründet. § 22
Abs. 2 RVG und § 23 Abs. 1 Satz 1 RVG in Verbindung mit § 39
Abs. 2 GKG verstoßen weder gegen das Grundrecht der Be-
schwerdeführer auf Berufsfreiheit aus Art. 12 Abs. 1 GG noch
gegen den Gleichheitssatz aus Art. 3 Abs. 1 GG.

1. Art. 12 Abs. 1 GG schützt die freie Berufsausübung, kon-
kretisiert das Grundrecht auf freie Entfaltung der Persönlich-
keit im Bereich der individuellen Leistung und Existenzerhal-
tung und zielt auf eine möglichst selbstbestimmte berufliche
Betätigung (vgl. BVerfGE 101, 331 5347>; 103, 172 5182 f.>). Die-
ses Grundrecht ist nicht verletzt, da kein Eingriff vorliegt.

a) Die angegriffene Regelung betrifft die Berufsfreiheit der
Rechtsanwälte.

Die Berufsfreiheit umfasst die wirtschaftliche Verwertung
der beruflich erbrachten Leistung am Markt (vgl. BVerfGE 97,
228 5253>; 115, 205 5229>). Auch der Rechtsanwalt erbringt
Leistungen am Markt. Er übt einen freien Beruf aus, der staatli-
che Kontrolle und Bevormundung prinzipiell ausschließt (vgl.
BVerfGE 34, 293 5302>; 50, 16 529>; 63, 266 5283 f.>). Unter
der Herrschaft des Grundgesetzes unterliegt die anwaltliche Be-
rufsausübung der freien und unreglementierten Selbstbestim-
mung des Einzelnen, soweit sie nicht durch gesetzliche Rege-
lungen ausgestaltet oder beschränkt wird.

Die berufliche Tätigkeit der Rechtsanwälte ist dadurch ge-
kennzeichnet, dass sie in ein gesetzliches Vergütungssystem
eingebunden ist, das vertragliche Vereinbarungen über die
Höhe des anwaltlichen Honorars teilweise entbehrlich macht.
Die angegriffene Regelung ändert dieses Vergütungssystem in
der Weise, dass ab einer bestimmten Kappungsgrenze Anwälte
niedrigere Gebühren als bislang hinnehmen müssen oder an-
sonsten auf eine Honorarvereinbarung angewiesen sind, wenn
sie eine über den jetzt festgeschriebenen gesetzlichen Gebüh-
ren liegende Vergütung oder die nach dem bisherigen Recht
vorgesehene erzielen wollen. Diese Auswirkungen auf die Be-
rufsausübung betreffen die Berufsfreiheit der Rechtsanwälte.

b) In der angegriffenen Änderung des bestehenden Systems
der Anwaltshonorierung hinsichtlich Streitigkeiten mit beson-
ders hohen Gegenstandswerten liegt jedoch weder ein Eingriff
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in die Berufsfreiheit noch eine Maßnahme mit eingriffsgleicher
Wirkung.

aa) Das vor der Neuregelung geltende Gebührenrecht be-
ruhte auf einer Entscheidung des Gesetzgebers über die Zuord-
nung der unterschiedlichen betroffenen Interessen. Es handelte
sich um eine den Schutzauftrag des Gesetzgebers wahrneh-
mende Ausformung des Rechtsschutzsystems zwecks Siche-
rung seiner Effektivität, das Auswirkungen auf die Wahrneh-
mung der beruflichen Vertragsfreiheit der Anwälte hatte.
Soweit die bisherige Regelung die Rechtsanwälte durch das Sys-
tem gesetzlicher Gebühren und die zusätzliche Möglichkeit von
Honorarvereinbarungen begünstigte, beruhte dies nicht auf ei-
ner im Grundgesetz schon enthaltenen Rechtsposition der
Rechtsanwälte, sondern auf der gesetzlichen Regelung des Ge-
bührenrechts. Es stellt keine Beeinträchtigung des Grundrechts
der Berufsausübungsfreiheit dar, dass innerhalb dieses Rege-
lungssystems Veränderungen vorgenommen und durch die an-
gegriffenen Gesetzesnormen mit Wirkung für die Zukunft
Wertgrenzen für die Bestimmung der gesetzlichen Vergütung
von Rechtsanwälten eingeführt worden sind. Auf den unverän-
derten Fortbestand der einmal geschaffenen, grundrechtlich
nicht vorgegebenen Gebührenregelung hatte die Rechtsanwalt-
schaft keinen verfassungsrechtlich verbürgten Anspruch, des-
sen Änderung als Grundrechtseingriff anzusehen wäre.

bb) Bereits bisher bestand für die Honorarhöhe der Rechts-
anwälte insoweit Vertragsfreiheit, als ein Rechtsanwalt, der
nicht bereit war, eine Prozessvertretung zu der gesetzlich vor-
gesehenen Gebühr zu übernehmen, die Möglichkeit hatte, mit
seinem Mandanten eine höhere Vergütung auszuhandeln. Das
Gesetz sicherte dem Rechtsanwalt daneben die Möglichkeit, die
Prozessvertretung jedenfalls unter Anwendung der gesetzlichen
Gebühren zu übernehmen. Insofern hat der Gesetzgeber es
nicht bei der sonst bei privatwirtschaftlichem Handeln lediglich
gegebenen Chance eines bestimmten Entgelts belassen, son-
dern zur Sicherung einer leistungsfähigen Anwaltschaft Min-
destgebühren vorgesehen (vgl. § 4 Abs. 1 Satz 1 RVG). Diese Re-
gelung, die vorliegend nicht angegriffen ist, schützt im
Interesse der Funktionsfähigkeit der Rechtspflege die Anwalt-
schaft. Auch angesichts der starken Konkurrenz der Anwälte
untereinander soll kein Anreiz bestehen, die gesetzlich vorgese-
hene Mindestgebühr zu unterschreiten.

Die gesetzliche Vergütungsregelung dient aber auch dem
Schutz der Rechtsuchenden, indem in generalisierender Form
für alle anwaltlichen Leistungen Pauschalvergütungssätze vor-
gesehen sind. Dem Rechtsuchenden ist es regelmäßig nicht
möglich, den für die anwaltliche Tätigkeit erforderlichen Auf-
wand selbst zu beurteilen; die gesetzlichen Gebühren geben
ihm Rechtssicherheit bei der Kalkulation der möglichen Kosten
und erlauben ihm, selbst zu entscheiden, ob ihm der anwalt-
liche Beistand gegebenenfalls ein höheres Entgelt wert ist. An
diesen Grundsätzen hat die Neuregelung nichts geändert.

Die gesetzliche Regelung geht typisierend vor und sichert
daher nicht in jedem Einzelfall, dass die Gebühr genau dem
Wert und dem Umfang der anwaltlichen Leistung entspricht.
Sie kann im konkreten Fall hinter dem Aufwand zurückbleiben
oder ihn übersteigen. Bestimmend ist insofern das gesetzgebe-
rische Ziel, den Anwälten für ihre Tätigkeit insgesamt eine an-
gemessene Vergütung zu ermöglichen. Der Rechtsanwalt kann
demnach eine so genannte Mischkalkulation vornehmen und
dabei die Vorteile eines umfassenden und geschlossenen Rege-
lungssystems nutzen (vgl. BVerfGE 83, 1 513 f.>; 107, 133 5143>).
Darüber hinaus steht ihm der Weg einer Honorarvereinbarung
offen. Der gesetzlichen Gebührenregelung kommt daher nur
dispositive Wirkung zu.

cc) An dieser Rechtslage hat sich durch die Neuregelung im
Grundsatz nichts geändert. Durch die Festlegung einer Kap-
pungsgrenze zur Berechnung der gesetzlichen Gebühr hat al-
lerdings der Gesetzgeber den rechtlichen Spielraum für eine

Honorarvereinbarung, deren faktische Realisierbarkeit sich
nach den allgemein für privatwirtschaftliches Handeln gelten-
den Grundsätzen von Angebot und Nachfrage richtet, ausgewei-
tet. Die wirtschaftliche Freiheit der Rechtsanwälte wurde da-
durch nicht beschnitten.

Die Freiheit der Berufsausausübung würde allerdings beein-
trächtigt, wenn ein Grundrechtsträger daran gehindert würde,
auf privatautonome Weise zur Festlegung der Vergütung zu ge-
langen (vgl. BVerfGE 83, 1 513>). Dies könnte durch gesetzliche
Vergütungsregelungen geschehen, welche die Höhe der Vergü-
tung mit verbindlicher Wirkung bestimmen. Solche Vorschrif-
ten stellen einen Eingriff in die Berufsausübung dar (vgl.
BVerfGE 88, 145 5159>; 101, 331 5347>). So liegt bei der gegen-
wärtig geltenden Regelung eine Beschränkung der Vertragsfrei-
heit von Rechtsanwalt und Mandanten durch das Gebühren-
recht im grundsätzlichen Verbot der Gebührenunterschreitung
in § 4 Abs. 1 RVG. Insoweit hat die angegriffene Regelung je-
doch die Wirkung, dass diese Beschränkung oberhalb der Wert-
grenze von 30 Millionen Euro nunmehr an Bedeutung verloren
hat, die Vertragsfreiheit also erweitert wird.

dd) Ein Eingriff in die Berufsfreiheit ergibt sich auch nicht
daraus, dass die Gebührenregelungen mittelbar über die gesetz-
lichen Regelungen zur Erstattung von Anwaltskosten im Ver-
hältnis zu Dritten für eine Begrenzung der Zahlungspflichten
sorgen, so bei der Kostenerstattung durch die unterliegende
Partei sowie bei der Vergütung der Pflichtverteidiger und der
im Rahmen der Prozesskostenhilfe beigeordneten Rechts-
anwälte.

Diese Erstattungsregelungen, die vorliegend nicht angegrif-
fen sind, haben nicht die Berufstätigkeit der Rechtsanwälte
zum Gegenstand. Mit ihnen gestaltet der Gesetzgeber vielmehr
das Rechtsschutzsystem, um dessen Effektivität sicherzustellen
und so ihm obliegende Schutzpflichten zugunsten der an ei-
nem Prozess Beteiligten wahrzunehmen. Durch die Anbindung
der Erstattungspflicht an die gesetzliche Gebühr wird insbeson-
dere für denjenigen, der von einem anderen verklagt wird und
daher nicht selbst die Initiative für einen Prozess ergriffen hat,
vorhersehbar, welche Kosten im Falle eines Prozessverlustes
auf ihn zukommen.

Der Umstand, dass Anwaltskosten über die gesetzliche Ge-
bühr hinaus auch bei einem Obsiegen im Prozess nicht erstat-
tungsfähig sind, erschwert allerdings die Verhandlungsposition
eines Rechtsanwalts, der gegenüber seinem Mandanten eine
höhere Honorarvereinbarung durchsetzen will. Insoweit erhal-
ten die gesetzlichen Gebühren faktisch eine Leitbildfunktion,
ändern aber nichts an dem Grundsatz der Vertragsfreiheit.

ee) Art. 12 Abs. 1 GG umfasst keinen Anspruch auf berufli-
chen Erfolg im Rahmen einer wettbewerblich strukturierten
Ordnung (vgl. BVerfGE 105, 252 5265>). Soweit Art. 12 Abs. 1
GG die Freiheit schützt, das Entgelt der angebotenen Leistung
selbst festzulegen (vgl. BVerfGE 101, 331 5347>; 106, 275 5298>),
reicht dieser Schutz nicht über das Recht der Nachfrager hi-
naus, zu entscheiden, ob sie zu diesen Bedingungen Leistun-
gen abnehmen. Dass potentielle Mandanten möglicherweise
eine anwaltliche Betreuung unter Anwendung der gesetzlichen
Gebühr bevorzugen oder vor einer Honorarvereinbarung fra-
gen, mit welcher Leistung des Rechtsanwalts die Abweichung
von der gesetzlichen Gebühr begründet ist, entspricht dem Ge-
danken der Vertragsfreiheit. Gelingt es dem Anwalt nicht, ein
höheres Honorar zu vereinbaren, realisiert sich das allgemeine
Risiko, das mit der wirtschaftlichen Verwertung einer beruflich
erbrachten Leistung am Markt verbunden ist. Die frühere Ge-
bührenregelung, die jenseits der Wertgrenze höhere Gebühren
vorsah und daher für die Rechtsanwälte einen geringeren An-
reiz für Honorarvereinbarungen enthielt, hat keinen Vertrau-
ensschutztatbestand geschaffen und deshalb den Rechtsanwäl-
ten das Risiko eines Misslingens von Honorarverhandlungen
nicht mit der Wirkung abgenommen, dass eine Veränderung
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der gesetzlich geschaffenen Anreizstruktur als Grundrechtsein-
griff anzusehen wäre. Es fehlt an der Beeinträchtigung einer
verfassungsrechtlich geschützten Rechtsposition.

ff) Damit kann die angegriffene Neuregelung auch nicht in
Ziel und Wirkung einem Eingriff in die anwaltliche Berufsfrei-
heit gleichkommen. Eine eingriffsgleiche Wirkung ist verfas-
sungsrechtlich bedeutsam, wenn zwar keine unmittelbare
rechtliche Beeinträchtigung erfolgt, die mittelbar und faktisch
belastende Maßnahme aber nach Wirkung und Zielrichtung ei-
ner solchen Beeinträchtigung gleichkommt (vgl. BVerfGE 105,
252 5273>). Eine staatliche Maßnahme kann nur als funktiona-
les Äquivalent eines Eingriffs angesehen werden, wenn sich
überhaupt eine grundrechtliche Schutzposition angeben lässt,
in die eingegriffen worden sein kann. Eine derartige Position
ist hier jedoch nicht ersichtlich.

gg) Das Bundesverfassungsgericht hat allerdings einen Ein-
griff in die Freiheit der Berufsausübung trotz der gegebenen
Möglichkeit von Honorarvereinbarungen angenommen, wenn
das geschlossene Regelungskonzept einer anwaltlichen Vergü-
tungsordnung zu Lasten der Rechtsanwälte durchbrochen wird,
um aus sozialpolitischen Gründen eine Kostensenkung in sozi-
algerichtlichen Verfahren zu erreichen (vgl. BVerfGE 83, 1
514 f.>). Bestimmend war dabei die Annahme, dass die Gebüh-
rensenkung im sozialgerichtlichen Verfahren realistischerweise
nicht durch eine Honorarvereinbarung vermieden werden
kann. Das Gericht hat unter anderem darauf verwiesen, dass
Vergütungen, welche die gesetzlichen Gebühren überstiegen,
auch im Falle des Obsiegens nicht erstattungsfähig seien und
von Rechtsschutzversicherungen grundsätzlich nicht übernom-
men würden. Rechtsanwälte würden deshalb in sozialgericht-
lichen Verfahren Honorarvereinbarungen ihren Mandanten
kaum empfehlen können und müssten in den meisten Fällen die
Beschränkung auf die gesetzlichen Gebühren hinnehmen (vgl.
BVerfGE 83, 1 515>). Es kann dahinstehen, ob an dieser Sichtweise
festzuhalten ist oder ob es nicht auch in der damaligen Fallkon-
stellation lediglich um die gesetzliche Ausformung des Rechts-
schutzsystems ging, ohne dass die davon ausgehenden Wirkun-
gen auf die Anwaltschaft die Qualität eines Eingriffs in Art. 12
Abs. 1 GG hatten. Die hier zu überprüfende Konstellation ist mit
der damaligen jedenfalls nicht vergleichbar.

Während im sozialgerichtlichen Verfahren die Mandanten
aus den vom Senat geschilderten Gründen (vgl. BVerfGE 83, 1
515>) zu Honorarvereinbarungen, die die gesetzlichen Gebüh-
ren übersteigen, praktisch kaum je bereit und in der Lage sein
werden, kann dies für die Honorierung der anwaltlichen Leis-
tung in den vorliegend maßgebenden Großverfahren nicht an-
genommen werden. Die absolute Summe des Anwaltshonorars
ist in solchen Verfahren – wie die Beschwerdeführer selbst
ausführen – aus der Sicht der am Streit Beteiligten im Verhält-
nis zu dem absoluten Wert der im Streit befindlichen Angele-
genheit regelmäßig nicht von maßgebender Bedeutung für die
Bereitschaft zur Führung eines Prozesses. Dementsprechend
wird das Interesse der an solchen Streitigkeiten Beteiligten an
einem kompetenten, gegebenenfalls durch eine Mehrzahl spe-
zialisierter Anwälte geleisteten rechtlichen Beistand in vielen
Fällen so groß sein, dass sie bereit sein werden, dafür auch ein
ausgehandeltes Honorar zu zahlen. Die an solchen Streitigkei-
ten Beteiligten verfügen regelmäßig selbst über rechtlichen
Sachverstand und dürften beurteilen können, was ihnen die
Unterstützung durch eine bestimmte Anwaltskanzlei, die ein
vereinbartes Honorar verlangt, wert ist.

Für die verfassungsrechtliche Beurteilung der von der Rege-
lung ausgelösten Nachteile ist auch von Bedeutung, dass Hono-
rarvereinbarungen in den letzten Jahren in erheblichem Um-
fang zugenommen haben, wenn auch – angesichts der
gesetzlichen Mindestgebühr bei Prozessvertretungen nicht
überraschend – am stärksten außerhalb forensischer Tätigkeit.
In den von der Neuregelung am ehesten betroffenen Großkanz-

leien sollen sie inzwischen 78 % des Umsatzes ausmachen
(Hommerich/Kilian, Vergütungsvereinbarungen deutscher
Rechtsanwälte, 2006, S. 34). Schon vor diesem Hintergrund
kann nicht davon ausgegangen werden, dass durch die disposi-
tive Gebührenfestlegung für Großverfahren jenseits der Wert-
grenze eine Gebührenvereinbarung so stark erschwert wird,
dass darin eine Beeinträchtigung der Berufsfreiheit liegt.

Im Übrigen ist die angegriffene Regelung nicht darauf ge-
richtet, Honorarvereinbarungen auszuschließen. Das Gesetz re-
gelt lediglich, welche Werte maßgebend sind, wenn es zu einer
solchen Vereinbarung nicht kommt. Dabei ist der Gesetzgeber
ersichtlich davon ausgegangen, dass in solchen Fällen kom-
petente Anwälte bereit sein werden, das Mandat zu dem Min-
desthonorar (zu dessen Höhe siehe oben A I 3 b) zu überneh-
men, ohne dadurch auf ein leistungsgerechtes Honorar
verzichten zu müssen oder gar grundsätzlich in wirtschaftliche
Schwierigkeiten zu geraten.

c) Die angegriffene Regelung stellt einen angemessenen
Ausgleich der widerstreitenden Interessen im Rechtssystem
dar. Die Verfassungsbeschwerden blieben daher selbst dann
ohne Erfolg, wenn ein Eingriff oder mit dem Sondervotum eine
eingriffsgleiche Beeinträchtigung der Berufsfreiheit anzuneh-
men wäre. Die angegriffenen Bestimmungen werden dem Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatz gerecht.

Die verfassungsrechtliche Bewertung der erfolgten Ände-
rung des Gebührenrechts richtet sich dabei nicht allein nach
der Perspektive dessen, der durch die Neuregelung eventuell
im Tatsächlichen schlechter gestellt wird als durch die vor-
herige Regelung. Vielmehr müssen die verschiedenen Begün-
stigungen und Belastungen aller von der Regelung Betroffenen
in den Blick genommen werden.

aa) Es ist Ziel der angegriffenen Regelung, im Interesse ef-
fektiver Justizgewähr bei hohen Streitwerten das Entstehen un-
verhältnismäßig hoher Gebühren zu vermeiden. Das Kostenri-
siko für die Parteien in Verfahren mit hohen Streitwerten soll
so auf ein angemessenes Maß zurückgeführt werden (vgl.
BTDrucks 15/1971, S. 154, 195). Diese Zielsetzung steht aller-
dings nicht isoliert für sich, sondern ist in die für das Anwalts-
gebührenrecht insgesamt maßgebende Zielvorstellung einge-
bettet, wonach es in erster Linie um die Sicherung einer
ordnungsgemäß funktionierenden Rechtspflege und damit
auch der effektiven Rechtsverfolgung durch die Rechtsuchen-
den und in diesem Zusammenhang um eine die Leistungs-
fähigkeit der Anwaltschaft sichernde Vergütung für den anwalt-
lichen Rechtsbeistand geht. Dementsprechend hat die Prüfung
der Angemessenheit des Interessenausgleichs das gesamte Sys-
tem der Anwaltshonorierung in den Blick zu nehmen.

Die Begrenzung des Einkommens von Rechtsanwälten ist
im Rahmen der Sicherung der Justizgewährung für sich ge-
nommen kein legitimes Ziel. Legitim ist aber das Ziel, im Inte-
resse der Rechtsschutzgewähr einen angemessenen Interessen-
ausgleich zwischen den verschiedenen am Rechtsschutz
Beteiligten vorzunehmen. Der Erreichung dieses Ziels kann die
Reduzierung der Anwaltsvergütung auf ein Maß dienen, das
die Kosten des Rechtsschutzes begrenzt und zugleich in typisie-
render Betrachtung für das konkrete Mandat nicht außer Ver-
hältnis zum Aufwand für dessen Bearbeitung steht. Mit der
nunmehr erfolgten Kostensenkung soll die faktische Einschrän-
kung der Rechtsschutzmöglichkeiten vermieden werden, deren
Grund in der Furcht vor nicht tragbaren Kostenfolgen im Falle
der Niederlage liegt. Eine solche gesetzliche Zielsetzung ent-
spricht der verfassungsrechtlich garantierten Justizgewährung.
Danach darf der Zugang zu Gerichten insbesondere aus Kost-
engründen nicht in unzumutbarer Weise erschwert werden
(vgl. BVerfGE 85, 337 5345>).

bb) Die Eignung und Erforderlichkeit der zur Erfüllung des
verfassungsrechtlichen Schutzauftrags vorgesehenen Ausgestal-
tung des Gebührenrechts ist nicht aus der Sicht allein des
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Rechtsanwalts zu beurteilen, sondern auf das gesetzlich geschaf-
fene System insgesamt zu beziehen. Daher ist nicht zu fragen,
ob es eine die Rechtsanwälte weniger belastende, aber gleich ge-
eignete Regelung des Gebührenrechts gäbe, sondern ob die Re-
gelung insgesamt geeignet ist, die Effektivität des Rechtsschut-
zes unter Einschluss der Leistungsfähigkeit der Anwaltschaft zu
sichern. Ferner ist zu prüfen, ob es eine alternative Regelung
gäbe, die gleich geeignet wäre, zudem aber die Betroffenen weni-
ger belastete. Auch insoweit ist nicht allein auf die Belastung der
Anwälte zu sehen; vielmehr ist diese mit den Belastungen der
Rechtsuchenden wertend in Beziehung zu setzen.

(1) Zur Erfüllung der Pflicht des Gesetzgebers, die Effektivi-
tät der Rechtspflege sicherzustellen, ist eine Kappung der Ge-
bührengrenze geeignet, wenn sie nicht dazu führt, dass die
Rechtsanwaltschaft mangels hinreichender Vergütung ihre Auf-
gaben nicht mehr sachgerecht erfüllen kann und dadurch die
Effektivität des Rechtsschutzes leidet. Bei der Beurteilung der
Zwecktauglichkeit der Maßnahme hat der Gesetzgeber einen
Einschätzungsspielraum. Wegen der Schwierigkeit einer zutref-
fenden Voraussage zukünftiger Entwicklungen ist entschei-
dend, ob der Gesetzgeber aus seiner Sicht davon ausgehen
durfte, dass die Maßnahme zur Erreichung des gesetzten Ziels
geeignet sein würde. Die Prognose des Gesetzgebers muss
sachgerecht und vertretbar sein (vgl. BVerfGE 30, 250 5263>).
Dies ist vorliegend der Fall.

Gegen die Zweckeignung spricht insbesondere nicht, dass
eine Reduzierung des Kostenrisikos bei dispositiven Vergü-
tungsregeln nur dann eintritt, wenn tatsächlich nach den ge-
setzlichen Gebühren abgerechnet wird oder die gesetzlichen
Regelungen Honorarvereinbarungen zumindest so weit beein-
flussen, dass nach der Gesetzesänderung Anwaltsvergütungen
in geringerer Höhe vereinbart werden als bisher. Selbst wenn
dies nicht der Fall wäre und in Großverfahren Honorare in
Höhe der bisher geltenden Gebührensätze vereinbart würden,
wäre dies aus verfassungsrechtlicher Sicht unschädlich, da die
Honorarhöhe in solchen Fällen offenbar nicht von der Bereit-
schaft zur Rechtsverfolgung abhält. Entlastet ist allerdings die
Gegenpartei, wenn sie unterliegt, da die Kostenerstattung für
sie limitiert ist.

(2) Entgegen der Auffassung der Beschwerdeführer wäre es
kein gleichwertiges, aber weniger belastendes Mittel, wenn auf
die Wertgrenze verzichtet würde, dafür aber die gesetzlichen
Gebühren jenseits der Wertgrenze von 30 Millionen Euro gerin-
ger anstiegen als bei den unteren Werten. Damit wäre eine Be-
lastung der Rechtsuchenden in allen Fällen hoher Werte ver-
bunden, also auch in solchen, in denen kein Anlass besteht, die
anwaltliche Leistung durch eine höhere Gebühr zu honorieren.
Dadurch würde das Kostenrisiko nicht in gleicher Weise be-
grenzt wie durch die Neuregelung.

cc) Der gefundene Ausgleich der unterschiedlichen Interes-
sen ist angemessen.

Auch bei der Bewertung der Angemessenheit ist auf die ge-
samte Regelung und nicht nur auf die Auswirkung auf die
Rechtsanwaltschaft zu sehen. Hinsichtlich der Beurteilung der
Angemessenheit steht dem Gesetzgeber ebenfalls ein Einschät-
zungs- und Gestaltungsspielraum zu. Dieser ist vorliegend
nicht überschritten.

Die Regelung gesetzlicher Gebühren für anwaltliche Tätig-
keiten, insbesondere die Festlegung der Mindestgebühr, dient
auch dem Schutz der wirtschaftlichen Interessen der Rechts-
anwaltschaft. Dies bedeutet jedoch nicht, dass der Staat den
Rechtsanwälten gleich bleibende oder besonders hohe Gebüh-
ren oder auch nur Gebühren in der von den Beschwerdefüh-
rern zu 2) der Kostenberechnung zugrunde gelegten Höhe ei-
nes Stundensatzes von 300 E garantieren muss. Zu seinem
Schutzauftrag gehört es, auch darauf zu achten, dass die Justiz-
gewährung nicht durch die Belastung mit den Kosten zu hoher
Anwaltshonorare erschwert wird. Schutz vor übermäßigen Kos-

ten verdient namentlich die Partei, die mit Ansprüchen einer
anderen Partei konfrontiert wird und nicht so frei wie jene
darüber entscheiden kann, ob und mit welchem Aufwand an
Kosten eine vermeintliche Rechtsposition verfolgt werden soll.

Bei Abwägung der Vor- und Nachteile für die jeweils betrof-
fenen Rechtsgüter der Rechtsanwälte einerseits und der Recht-
suchenden andererseits hat der Gesetzgeber mit der angegriffe-
nen Vergütungsregelung seinen Einschätzungsspielraum nicht
überschritten. Es begegnet nicht nur dem Grunde nach, son-
dern auch hinsichtlich der gewählten Vergütungshöhe keinen
verfassungsrechtlichen Bedenken, dass der Gesetzgeber durch
die veränderte Gebührenregelung den Zugang zum Gericht er-
leichtert und dadurch den Schutz der rechtsuchenden Bürger
verstärkt hat, ohne den Anwälten ein angemessenes Honorar
zu verweigern. Es ist nichts dafür ersichtlich und von den Be-
schwerdeführern auch nicht mit belastbaren Angaben belegt,
dass Anwälten mit der Begrenzung auf die Gebühren, die bei
einem Streitwert von 30 Millionen Euro entstehen, ein im Ver-
hältnis zu ihrer Leistung angemessenes Honorar verweigert
wird und es ihnen dann, wenn der Aufwand eine höhere Hono-
rierung erfordert, grundsätzlich nicht möglich ist, dies durch
Honorarvereinbarung zu sichern. Wäre dies einem Anwalt
nicht möglich, wäre die Regelung unter Berücksichtigung des
Grundsatzes der Justizgewähr nur dann unangemessen, wenn
auch andere kompetente Rechtsanwälte nicht in der Lage oder
bereit wären, die Rechtsvertretung für das gesetzliche Honorar
oder im Zuge einer abzuschließenden Honorarvereinbarung zu
übernehmen. Auch dafür ist nichts ersichtlich.

2. Unbegründet sind die Verfassungsbeschwerden auch, so-
weit sie sich auf eine Verletzung des Gleichheitssatzes in Art. 3
Abs. 1 GG stützen.

a) Ohne Erfolg bleibt die Rüge der Beschwerdeführer, der
Gleichheitssatz sei verletzt, weil die gesetzlichen Gebühren für
Rechtsanwälte, die Mandate mit einem Streitwert von über 30
Millionen Euro betreuen, gekürzt worden seien, während dies
bei anderen Rechtsanwälten nicht geschehen sei.

Der allgemeine Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) gebietet,
alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu behandeln; dem Ge-
setzgeber ist damit aber nicht jede Differenzierung verwehrt. Je
nach Regelungsgegenstand und Differenzierungsmerkmalen
ergeben sich unterschiedliche Grenzen für den Gesetzgeber,
die vom bloßen Willkürverbot bis zu einer strengen Bindung
an Verhältnismäßigkeitserfordernisse reichen. Bei der Un-
gleichbehandlung von Personengruppen unterliegt der Gesetz-
geber regelmäßig einer strengen Bindung. Das gilt auch dann,
wenn eine Ungleichbehandlung von Sachverhalten mittelbar
eine Ungleichbehandlung von Personengruppen bewirkt. Das
Bundesverfassungsgericht prüft dann im Einzelnen nach, ob
für die vorgesehene Differenzierung Gründe von solcher Art
und solchem Gewicht bestehen, dass sie die ungleichen Rechts-
folgen rechtfertigen können (vgl. BVerfGE 110, 274 5291>). Ent-
scheidend ist dabei auch, in welchem Maße sich die Ungleich-
behandlung auf die Ausübung grundrechtlich geschützter
Freiheiten nachteilig auswirken kann (vgl. BVerfGE 95, 267
5316 f.>; 110, 141 5167>).

Im vorliegenden Fall handelt es sich um eine Ungleichbe-
handlung lediglich von Sachverhalten, weil der Gesetzgeber bei
Mandaten unterhalb der Kappungsgrenze mit steigendem Ge-
genstandswert auch eine höhere gesetzliche Vergütung sichert,
während er bei Mandaten über der Kappungsgrenze die Min-
destvergütung ungeachtet des Gegenstandswerts festschreibt.
Daher ist eine Prüfung am Maßstab des Willkürverbots ange-
zeigt (vgl. BVerfGE 55, 72 589>; 60, 329 5346>). Insoweit rei-
chen die im Zusammenhang mit der Prüfung des Art. 12 Abs. 1
GG betrachteten Ziele des Gesetzgebers, also insbesondere die
Reduzierung des Kostenrisikos, in jedem Fall als sachliche
Gründe für die vorgesehene Ungleichbehandlung aus.
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Hingegen gibt es die von Seiten der Beschwerdeführer an-
geführten Gruppen von Normadressaten – also einerseits jene
Rechtsanwälte, die Fälle mit Streitwerten über 30 Millionen
Euro bearbeiten, und andererseits die Rechtsanwälte, die dies
nicht tun – in dieser Form nicht. Zwar ist es wahrscheinlich,
dass die ganz überwiegende Zahl der Rechtsanwälte niemals
ein Mandat mit einem Gegenstandswert von über 30 Millionen
Euro bearbeiten wird; für jeden Einzelfall sicher auszuschlie-
ßen ist dies jedoch nicht. Darüber hinaus werden jene Anwälte,
die gelegentlich Fälle mit solch hohen Streitwerten betreuen,
daneben auch Mandate mit geringeren Werten übernehmen
und es ist nicht ausgeschlossen, dass dies auch die Anwälte
tun, die sich auf Großverfahren spezialisieren. In der Realität
finden sich so viele unterschiedliche Gestaltungen, dass es
nicht möglich ist, Rechtsanwälte in die von den Beschwer-
deführern genannten Gruppen aufzuteilen und diese mit Blick
auf Art. 3 Abs. 1 GG zu vergleichen.

b) Auch soweit die Beschwerdeführer rügen, dass wesentlich
Ungleiches gleich behandelt werde, indem Mandate mit Werten
von 30 Millionen Euro genauso behandelt würden wie Mandate
mit deutlich höheren Werten, bleiben sie ohne Erfolg.

Art. 3 Abs. 1 GG gebietet dem Gesetzgeber zwar, wesentlich
Ungleiches auch ungleich zu behandeln. Dies gilt jedoch nicht
unter allen Umständen. Es bleibt grundsätzlich dem Gesetz-
geber überlassen, diejenigen Sachverhalte auszuwählen, an die
er dieselbe Rechtsfolge knüpft, die er also im Rechtssinn als
gleich ansehen will. Allerdings muss er die Auswahl der gleich
zu behandelnden Sachverhalte sachgerecht treffen und dabei
tatsächliche Ungleichheiten des zu ordnenden Lebenssachver-
halts berücksichtigen, die so bedeutsam sind, dass sie bei einer
am Gerechtigkeitsgedanken orientierten Betrachtungsweise be-
achtet werden müssen. Für die gleiche Behandlung verschiede-
ner Sachverhalte bedarf es eines vernünftigen, einleuchtenden
Grundes (vgl. BVerfGE 108, 52 567 f.>; 109, 96 5123>; 110, 141
5167>; 115, 381 5389>).

Die Kappung des Gegenstandswerts führt dazu, dass alle
Mandate mit Werten über dieser Grenze hinsichtlich der ge-
setzlichen Gebühren gleich behandelt werden. Abweichungen
durch Honorarvereinbarung sind aber zulässig; die Möglichkeit
der Honorarvereinbarung erlaubt eine einverständliche Berück-
sichtigung des besonderen Werts der anwaltlichen Leistung.
Für die Rechtfertigung der Gleichbehandlung aller Fälle ober-
halb der Wertgrenzen kann auf die bereits oben herangezoge-
nen Gründe aus der Prüfung des Art. 12 Abs. 1 GG zurück-
gegriffen werden. Wenn diese Gründe die gerade untersuchte
Ungleichbehandlung rechtfertigen, dann gilt dies umso mehr
für die hier in Rede stehende Gleichbehandlung. Somit
genügen auch insoweit die Gründe der Vermeidung unverhält-
nismäßig hoher Gebühren und der Reduzierung des Kostenrisi-
kos, um eine Verletzung von Art. 3 Abs. 1 GG zu verneinen.

c) Eine Verletzung des Art. 3 Abs. 1 GG kann schließlich
auch nicht aus einer Systemwidrigkeit der angegriffenen Rege-
lungen hergeleitet werden. Selbst wenn der Vergütungsrege-
lung die ausnahmslose und unbegrenzte Zuordnung höherer
Gebühren zu höheren Gegenstandswerten als Systematik zu-
grunde gelegt wird, bedeutet die angegriffene Regelung keinen
Systembruch. Die Abweichung von der bisherigen Systematik
führt nicht zu einem Verstoß gegen den allgemeinen Gleich-
heitssatz. Entscheidend kommt es darauf an, ob sie im vorhan-
denen System der Gebührenregelung sachlich hinreichend ge-
rechtfertigt ist (vgl. BVerfGE 81, 156 5207>; 104, 74 587>;
stRspr). Dies wurde als Ergebnis der vorstehenden Prüfung be-
reits bejaht.

Die Entscheidung ist mit 7 : 1 Stimmen ergangen.

Papier Steiner Hohmann-Dennhardt
Hoffmann-Riem Bryde Gaier
Eichberger Schluckebier

Abweichende Meinung des Richters Gaier zum Beschluss des Ers-
ten Senats vom 13.02.2007 (1 BvR 910/05 und 1 BvR 1389/05).

Dem Beschluss stimme ich weder in der Begründung noch
im Ergebnis zu. In dogmatischer Hinsicht halte ich den Ansatz
der Senatsmehrheit für unpräzise; zudem scheint mir die Argu-
mentation zu den maßgeblichen Fragen in Teilen wider-
sprüchlich, in anderen Teilen ausweichend. Im Ergebnis wird
eine gesetzliche Regelung bestätigt, die nicht etwa nur verhin-
dert, dass das Honorar von Rechtsanwälten in unangemessene
Höhe wächst und außer Verhältnis zum Aufwand gerät; Rechts-
anwälte werden vielmehr zur Subventionierung der Rechtsver-
folgung leistungsstarker Mandanten und insbesondere großer
Wirtschaftsunternehmen herangezogen.

I. 1. Der Prüfungsansatz der Senatsmehrheit beachtet das
Rechtsschutzziel der Beschwerdeführer nicht hinreichend.

Die Senatsmehrheit geht davon aus, dass die Beschwer-
deführer ihre Grundrechte deshalb verletzt sehen, weil sie den
„unveränderten Fortbestand der einmal geschaffenen ... Gebüh-
renregelung“ beanspruchen. Geprüft wird deshalb, ob in der
„angegriffenen Änderung des bestehenden Systems der An-
waltshonorierung“ eine Beeinträchtigung der Berufsfreiheit
liegt (B II 1 b aa des Beschlusses). Dies halte ich für unzutref-
fend. Die Beschwerdeführer wenden sich allein dagegen, dass
der Gegenstandswert als Grundlage der gesetzlichen Vergütung
von Rechtsanwälten begrenzt wird und damit zugleich eine Re-
gelung erfolgt, die sich auf die Möglichkeit des Abschlusses
und den Inhalt von Honorarvereinbarungen nachteilig aus-
wirkt. Mit einer von der Senatsmehrheit unterstellten Forde-
rung nach einem Normbestandsschutz hat dies nichts zu tun.
Es geht nicht um den Fortfall der vorherigen Regelung in der
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte als solchem. Nicht
Vertrauensschutz, sondern die Beeinträchtigung der Berufsfrei-
heit ist Thema beider Verfassungsbeschwerden. Die Rügen der
Beschwerdeführer und das hieraus folgende Prüfungspro-
gramm des Senats wären nicht anders, wenn sich die angegrif-
fenen Regelungen im Rahmen einer erstmaligen gesetzlichen
Ordnung der Anwaltsvergütung finden würden.

2. Darüber hinaus kann ich für die Auffassung der Senats-
mehrheit nicht in jeder Hinsicht eine tragfähige dogmatische
Grundlage erkennen.

Offensichtlich sollen – ohne dass dies bei der Darstellung
des Prüfungsmaßstabs verdeutlicht wird, sondern sich lediglich
aus beiläufigen Hinweisen (unter B II 1 a und b des Beschlus-
ses) erschließt – die mit den Verfassungsbeschwerden angegrif-
fenen Regelungen auch als gesetzliche Ausgestaltung einer ver-
fassungsrechtlichen Kontrolle unterzogen werden.

a) Eine Formulierung wie „gesetzliche Ausformung des
Rechtsschutzsystems zwecks Sicherung seiner Effektivität, das
Auswirkungen auf die berufliche Vertragsfreiheit der Anwälte
hatte“ (unter B II 1 b aa) scheint auf den Justizgewährungs-
anspruch und damit auf eine Grundrechtsposition hinzudeu-
ten, die von den Beschwerdeführern im vorliegenden Verfahren
nicht als verletzt gerügt wird. Dies nimmt den betreffenden
Ausführungen der Senatsmehrheit für den vorliegenden Fall
jede Relevanz. Der Umstand allein, dass der Gesetzgeber eine
grundrechtlich geschützte Position, die ihm – wie der Justizge-
währungsanspruch – eine entsprechende Ermächtigung gibt,
ausgestaltet, ist für die Prüfung, ob eine damit verbundene Be-
einträchtigung eines anderen Grundrechts – hier das der Be-
rufsfreiheit – die Qualität eines Eingriffs erreicht, unerheblich.
Dass die Ausgestaltung der Justizgewährung auch Rechte Drit-
ter – hier der Rechtsuchenden – berührt, bleibt für das Vorlie-
gen eines Eingriffs in die Berufsfreiheit der Rechtsanwälte
ohne Bedeutung, sondern ist gegebenenfalls im Rahmen der
Angemessenheitsprüfung zu erörtern, zu gewichten und zu be-
werten. Die Senatsmehrheit dürfte indessen anderer Ansicht
sein; denn anderenfalls wären die umfangreichen Ausführun-
gen zur Gestaltung oder Ausformung des Rechtsschutzsystems
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im Zusammenhang mit der Eingriffsprüfung schwerlich zu er-
klären.

b) Eine Prüfung unter dem Gesichtspunkt der Ausgestal-
tung könnte im vorliegenden Fall nur dann weiterführen, wenn
sie sich auf die Berufsfreiheit beziehen würde. Ein solcher An-
satz erscheint prinzipiell möglich, weil die Privatautonomie der
rechtlichen Ausgestaltung bedarf und die Privatrechtsordnung
deshalb aus einem differenzierten System aufeinander abge-
stimmter Regelungen und Gestaltungsmittel besteht, die sich
in die verfassungsmäßige Ordnung einfügen müssen (vgl.
BVerfGE 89, 214 5231>). Da der Schutz der Privatautonomie, so-
weit sie im Bereich beruflicher Betätigung betroffen ist, Art. 12
Abs. 1 GG zugeordnet wird (vgl. BVerfG, Beschluss vom 11. Juli
2006 – 1 BvL 4/00 –, NJW 2007, S. 51 554>), bedarf in dieser
Hinsicht auch die Berufsfreiheit der Ausgestaltung (vgl. dazu
etwa BVerfGE 81, 242 5260 f.>).

Vorliegend scheidet die Annahme einer Ausgestaltung der
Berufsfreiheit allerdings aus. Nach der – nicht in allen Einzel-
heiten bereits abschließenden – Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts ist die Grenze einer Ausgestaltung jeden-
falls dann überschritten, wenn eine Regelung nicht mehr von
dem Ziel der an den Gesetzgeber gerichteten Ausgestaltungs-
ermächtigung getragen ist (vgl. BVerfGE 74, 297 5334>; 77, 275
5284>). Entscheidend ist demnach, ob der Gesetzgeber im kon-
kreten Fall überhaupt das Ziel einer Ausgestaltung der Privat-
autonomie verfolgt (vgl. BVerfGE 77, 275 5284>; 92, 26 541>).
Dies ist zu verneinen. Es ist nicht Zweck des Rechtsanwalts-
vergütungsgesetzes, im Sinne der Lösung eines Problems prak-
tischer Konkordanz der Selbstbestimmung des Einzelnen im
Rechtsleben einen angemessenen Betätigungsraum zu eröff-
nen, etwa für ein annähernd ausgewogenes Kräfteverhältnis
zwischen Vertragspartnern zu sorgen (vgl. dazu BVerfGE 89,
214 5231 ff.>). Vielmehr nennt der Gesetzgeber als Zweck der
gesetzlichen Regelung der Anwaltsvergütung ausdrücklich die
„Sicherstellung einer ordnungsgemäß funktionierenden
Rechtspflege“ (vgl. BTDrucks 15/1971, S. 238). Es geht hier also
nicht um eine Ausgestaltung der Privatautonomie. Der Gesetz-
geber nutzt die Regelung der Rechtsbeziehungen zwischen
Rechtsanwalt und Mandant vielmehr dazu, um mit der Funk-
tionsfähigkeit der Rechtspflege einen im Allgemeininteresse
und damit einen jenseits dieser Rechtsbeziehungen liegenden
Zweck zu verfolgen.

II. 1. Ist demnach der Gesichtspunkt einer Ausgestaltung
des Justizgewährungsanspruchs nicht weiterführend und wäre
auch die Einordnung als Ausgestaltung der Berufsfreiheit ver-
fehlt, so ist die Prüfung darauf zu richten, ob in dieses Grund-
recht eingegriffen worden ist. Denn der Schutz des Art. 12
Abs. 1 GG umfasst auch die Freiheit, am Markt das Entgelt für
berufliche Leistungen selbst mit den Interessenten auszuhan-
deln (vgl. BVerfGE 88, 145 5159>; 101, 331 5347>; 106, 275
5298>). In dieser Hinsicht beeinträchtigen gesetzliche Vergü-
tungsregelungen die Berufsfreiheit; denn sie hindern den Be-
rufsträger an der privatautonomen Vereinbarung seines Hono-
rars. Dies gilt auch für die im vorliegenden Fall angegriffenen
Vorschriften für die Vergütung von Rechtsanwälten.

Die Möglichkeit der Vereinbarung einer höheren als der ge-
setzlich geregelten Vergütung nach § 4 Abs. 1 RVG ändert hie-
ran nichts Entscheidendes. Zwar fehlt es, weil das Gesetz – im
Unterschied zur hier nicht maßgeblichen Gebührenunter-
schreitung – ein höheres Honorar nicht verbietet, insoweit an
einer unmittelbaren Wirkung und damit an einem Eingriff im
herkömmlichen Sinne. Mit der Regelung der gesetzlichen Ge-
bühren ist in diesem Bereich aber eine mittelbare Beeinträchti-
gung der anwaltlichen Berufsfreiheit verbunden. Sie liegt in
der geschwächten Position der Rechtsanwälte bei Verhandlun-
gen über Honorarvereinbarungen, die der Gesetzgeber nicht
nur erkannt, sondern auch bewusst zur Grundlage der ange-
griffenen Regelungen gemacht hat. Schon vor nahezu zwanzig

Jahren hat das Bundesverfassungsgericht erkannt, dass durch
die Zulässigkeit von Honorarvereinbarungen die Wirkung einer
Gebührenbegrenzung „zwar abgemildert, aber keineswegs auf-
gehoben“ wird (vgl. BVerfGE 83, 1 515>). Demgemäß sind alle
im vorliegenden Verfahren abgegebenen Stellungnahmen, ein-
schließlich der der Bundesregierung, ohne Weiteres davon aus-
gegangen, dass die angegriffene Regelung als Eingriff an der
Berufsfreiheit zu messen ist. Gute Gründe hätten dafür gespro-
chen, diese Rechtsprechung auf den vorliegenden Fall anzu-
wenden und mit Blick auf die neuere Judikatur zu Grund-
rechtsbeeinträchtigungen durch eingriffsgleiche Maßnahmen
fortzuentwickeln.

a) Der Schutzbereich des Grundrechts der Berufsfreiheit er-
fasst auch mittelbare Beeinträchtigungen mit eingriffsgleicher
Wirkung (vgl. BVerfGE 95, 267 5302>; BVerfG, Beschluss vom
11. Juli 2006 – 1 BvL 4/00 –, NJW 2007, S. 51 554>). Solche lie-
gen zwar noch nicht vor, wenn lediglich Marktdaten und Rah-
menbedingungen unternehmerischer Entscheidungen verän-
dert werden (vgl. BVerfGE 110, 274 5288> m. w. N.). Anderes
gilt jedoch, wenn die Veränderung solche Rahmenbedingungen
der beruflichen Tätigkeit betrifft, die infolge ihrer Gestaltung in
einem engen Zusammenhang mit der Ausübung eines Berufs
stehen und objektiv eine berufsregelnde Tendenz aufweisen
(vgl. BVerfGE 95, 267 5302>; 110, 274 5288>). Die Senatsmehr-
heit unterlässt diese Prüfung mit dem Hinweis, es lasse sich
keine „grundrechtliche Schutzposition“ angeben (B II 1 b ff des
Beschlusses). Hergeleitet wird dies aus eingehenden Ausf-
ührungen, die jedoch lediglich klarstellen, dass die Verän-
derung der Rechtslage gegenüber der vorherigen Regelung in
der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte als solche noch
keinen Grundrechtseingriff begründen könne. Dies ist zweifels-
ohne zutreffend, wurde jedoch auch – wie bereits ausgeführt
(oben I 1) – von keinem der Beschwerdeführer als Verfassungs-
verstoß gerügt. Hätte sich die Senatsmehrheit hiermit nicht
den Weg zur Annahme einer eingriffsgleichen Beeinträchti-
gung verstellt, hätte sie den Schutz der Berufsfreiheit nicht ver-
sagen können.

aa) Die Zulässigkeit eines vereinbarten Honorars, das die ge-
setzliche Vergütung übersteigt, eröffnet dem Rechtsanwalt zwar
die rechtliche Möglichkeit, sich den Grenzen, die in § 22 Abs. 2
RVG und in § 23 Abs. 1 RVG in Verbindung mit § 39 Abs. 2 GKG
geregelt sind, zu entziehen. Faktisch ist diese Möglichkeit jedoch
durch die Auswirkungen der Begrenzung der gesetzlichen
Vergütung nachhaltig eingeschränkt. Entgegen dem rein forma-
len, mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts
(vgl. BVerfGE 103, 89 5100>) kaum zu vereinbarenden Verständ-
nis der Senatsmehrheit (unter B II 1 b dd des Beschlusses) gilt
hier also nicht der „Grundsatz der Vertragsfreiheit“.

(1) Dies erklärt sich zunächst aus dem Kostenerstattungs-
regime, das über alle Verfahrensordnungen hinweg der obsie-
genden Partei einen prozessualen Erstattungsanspruch nur in
Höhe der gesetzlichen Vergütung gibt (vgl. nur § 91 Abs. 2
Satz 1 ZPO) und grundsätzlich auch weitergehende materiell-
rechtliche Ansprüche ausschließt (vgl. etwa BGHZ 111, 168
5177 f.>). Dass der Mandant selbst im Falle des Obsiegens im
Prozess keine Erstattung der überschießenden Kosten aus einer
Honorarvereinbarung erhält, schmälert naturgemäß seine Be-
reitschaft, derartige Vereinbarungen zu treffen. Es entspricht
vernünftiger wirtschaftlicher Denkweise, dass ein Mandant bei
erfolgreichem Abschluss seiner Angelegenheit nicht mit An-
waltskosten belastet bleiben will. Dies erschwert es einem
Rechtsanwalt erheblich, den Mandanten im Fall der Vertretung
vor Gericht für die Vereinbarung eines höheren Honorars auch
dann zu gewinnen, wenn dies im konkreten Fall namentlich
wegen des erforderlichen Aufwands angemessen erscheint.
Demgemäß lässt sich empirisch belegen, dass Honorarverein-
barungen bei forensischen Mandaten auch unter Einschluss
von „Großkanzleien“ deutlich seltener sind als in den Berei-
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chen Beratung, Begutachtung und außergerichtlicher Vertre-
tung (vgl. Hommerich/Kilian, Vergütungsvereinbarungen deut-
scher Rechtsanwälte, 2006, S. 37). Im Übrigen besagt der Ab-
schluss einer Honorarvereinbarung nichts über die Höhe der
vereinbarten Vergütung. Die Erstattungsfähigkeit nur der ge-
setzlichen Gebühren kann auch insoweit nachteilig wirken, als
sich der Mandant nur zur Zahlung einer höheren Vergütung
bereit findet, die sich nicht zu weit von den gesetzlichen Ge-
bühren entfernt. Sogar praktisch unmöglich dürfte der Ab-
schluss einer Honorarvereinbarung bei einer Beauftragung
durch die öffentliche Hand sein, weil diese Auftraggeber – wie
die Beschwerdeführer unwidersprochen vorgetragen haben –
stets auf der gesetzlichen Vergütung bestehen.

(2) Zudem wird die Verhandlungsposition der Rechts-
anwälte durch die Leitbildfunktion der gesetzlichen Vergü-
tungsvorschriften weiter geschwächt. Die Autorität des Gesetz-
gebers, der eine Vergütungsordnung schafft, hat zur Folge,
dass die gesetzlichen Gebühren zum Muster dessen werden,
was in der Regel als angemessen anzusehen ist. Diese Leitbild-
funktion liegt der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zur
Sittenwidrigkeit von Honorarvereinbarungen gemäß § 138 BGB
und der Herabsetzung einer „unangemessen hohen“ vereinbar-
ten Vergütung nach § 4 Abs. 4 RVG (zuvor § 3 Abs. 3 BRAGO)
zugrunde. Hiernach soll der Gesetzgeber mit den gesetzlichen
Gebühren „den ökonomischen Wert der anwaltlichen Arbeit“
bestimmen, wobei es nicht auf die „Maßstäbe des Marktes“ an-
komme und mithin nicht darauf, was sich am Markt durchset-
zen lasse (vgl. BGHZ 162, 98 5106>). Der Rechtsanwalt solle
sich bei Abschluss einer Honorarvereinbarung „Mäßigung auf-
erlegen“; zur Durchsetzung dieses Mäßigungsgebots sei die
Festlegung einer allgemein verbindlichen Honorargrenze ange-
zeigt, für welche die gesetzlichen Gebühren Ausgangspunkt
sein müssten (vgl. BGH, aaO). Ungeachtet dessen, dass ein
Rechtsanwalt hiernach Gefahr laufen kann, bei allzu großem
Abstand von den gesetzlichen Gebühren eine sittenwidrige
oder unangemessen hohe Vergütung zu vereinbaren, bleibt die
Leitbildfunktion zudem nicht folgenlos für die Verhandlungen
über eine Honorarvereinbarung. Die gesetzliche Vergütungs-
ordnung erweckt auch bei dem Mandanten die Vorstellung,
dass mit den dort geregelten Gebühren die anwaltliche Tätig-
keit „richtig“ und „angemessen“ entgolten sei. Auch dies führt
faktisch zu einer weiteren Schwächung der Verhandlungsposi-
tion des Rechtsanwalts, der auch noch die Befürchtung des
Mandanten ausräumen muss, er werde durch die Vereinbarung
eines höheren Honorars übervorteilt.

bb) Dem kann nicht entgegen gehalten werden, dass die
Vertragsfreiheit dem Rechtsanwalt keinen Anspruch auf ein be-
stimmtes Mandat zu den von ihm gewünschten Konditionen
gebe. Zwar trifft diese Aussage für sich genommen zu, sie
führt jedoch in der hier zu beurteilenden Situation nicht weiter.
Denn es geht vorliegend darum, dass die Vertragsfreiheit den
Vertragspartnern auch garantiert, dass sie selbst und damit frei
von staatlicher Beeinflussung bestimmen, wie ihre individuel-
len Interessen zueinander in einen angemessenen Ausgleich
gebracht werden (vgl. BVerfGE 103, 89 5100>). In dieser Hin-
sicht betreffen die geschilderten nachteiligen Wirkungen den
Schutzbereich der Berufsfreiheit der Rechtsanwälte; denn sie
schränken die Möglichkeit ein, in Ausübung der – im Rahmen
beruflicher Betätigung durch Art. 12 Abs. 1 GG geschützten –
Vertragsfreiheit das Entgelt für berufliche Leistungen mit den
Interessenten auszuhandeln.

cc) Die Überlegung, dass insbesondere die Begrenzung der
Kostenerstattung auf die gesetzliche Vergütung die Position des
Rechtsanwalts bei den Verhandlungen über eine Honorarver-
einbarung maßgeblich schwächt, lag auch der bereits zitierten
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 83, 1
515>) zugrunde. Dass sie, wie die Senatsmehrheit meint, Gel-
tung nur für sozialgerichtliche Verfahren beanspruchen könne,

ergibt sich aus der Entscheidung nicht und leuchtet auch nicht
ein. Auch wenn die Formerfordernisse aus § 4 Abs. 1 RVG inso-
weit kein ernsthaftes Hindernis für Honorarvereinbarungen
darstellen mögen, endet wirtschaftliches Denken nicht bei
Mandaten, die die Gegenstandswertgrenze von 30 Millionen
Euro überschreiten. Richtig ist vielmehr das Gegenteil: Auch
und gerade die Auftraggeber, die hier typischerweise aus den
Bereichen der gewerblichen Wirtschaft und der öffentlichen
Hand stammen, werden darauf achten, dass ein Ausgleich ihrer
Kosten im Wege der Erstattung im vollen Umfang oder doch
möglichst weitgehend stattfinden kann.

b) Die geschilderten Auswirkungen der Begrenzung der ge-
setzlichen Vergütung verändern die Rahmenbedingungen der
beruflichen Tätigkeit von Rechtsanwälten, die infolge ihrer Ge-
staltung in einem engen Zusammenhang mit der Ausübung ei-
nes Berufs stehen (aa) und objektiv eine berufsregelnde Ten-
denz aufweisen (bb).

aa) Dass die Beschränkung der Gebühren, die durch § 22
Abs. 2 und § 23 Abs. 1 RVG in Verbindung mit § 39 Abs. 2 GKG
geregelt wird, in engem Zusammenhang mit der beruflichen
Tätigkeit von Rechtsanwälten steht, kann ernsthaft nicht in
Frage gestellt werden. Gegenstand der Regelung ist gerade das
Entgelt, das Rechtsanwälte als Gegenleistung für ihre Dienste
fordern können.

bb) Auch eine berufsregelnde Tendenz steht außer Zweifel.
Dieses Merkmal kann insbesondere aus der Intention des Ge-
setzgebers hergeleitet werden (vgl. BVerfGE 37, 1 518>). Es ist
daher zu bejahen, wenn das staatliche Handeln in seiner Ziel-
setzung und in seinen Wirkungen Ersatz für eine staatliche
Maßnahme ist, die als Grundrechtseingriff zu qualifizieren
wäre (vgl. BVerfGE 105, 252 5273>). Ausweislich der Gesetzes-
begründung verfolgt der Gesetzgeber mit der Begrenzung der
gesetzlichen Vergütung nicht nur die Absicht, bei hohen Ge-
genstandswerten das Entstehen unverhältnismäßig hoher Geb-
ühren zu verhindern, sondern auch das Ziel, das „Kostenrisiko
für die Parteien ... auf ein angemessenes Maß“ zurückzuführen
(vgl. BTDrucks 15/1971, S. 154 5195>). Sollen hiernach auch die
finanziellen Belastungen der Rechtsuchenden begrenzt werden,
so ist es gleichgültig, ob diese aus den gesetzlichen Vorschrif-
ten für das Anwaltshonorar oder aus Vergütungsvereinbarun-
gen resultieren. Das mit einer rechtlichen Auseinandersetzung
verbundene Kostenrisiko hat sich im Gegenteil sogar bereits
teilweise realisiert, wenn sich der Rechtsuchende auf die Ver-
einbarung eines Honorars einlässt, das er aufgrund der verfah-
rensrechtlichen Vorschriften (wie § 91 Abs. 2 Satz 1 ZPO) und
der Begrenzung der gesetzlichen Vergütung nicht vollständig
erstattet erhalten kann. Das Anliegen des Gesetzgebers ist da-
her schlechthin auf die Reduzierung anwaltlichen Honorars ge-
richtet und umfasst somit zwangsläufig auch eine Reduzierung
der vereinbarten Vergütung.

Dass die auf die gesetzlichen Gebühren bezogene Vorschrift
wegen ihrer Bedeutung für die Kostenerstattung und ihrer Leit-
bildfunktion schließlich auch in ihren Wirkungen einer unmit-
telbaren Regelung zur Begrenzung des vereinbarten Honorars
gleichkommt, wurde bereits dargetan (vgl. oben II 1 a aa).

2. Entgegen der Einschätzung der Senatsmehrheit ent-
spricht die Begrenzung der gesetzlichen Vergütung der Rechts-
anwälte auch nicht dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. Zwar
sind mit Blick auf die verfolgten Ziele Eignung und Erforder-
lichkeit gegeben, es ist jedoch die Verhältnismäßigkeit im en-
geren Sinne nicht gewahrt. Die Maßnahme stellt vielmehr eine
übermäßige Belastung der betroffenen Rechtsanwälte dar.

a) Will der Gesetzgeber in der vorliegenden Konstellation
dem Übermaßverbot Rechnung tragen, so hat er einen Aus-
gleich zwischen den widerstreitenden Interessen von Rechts-
anwälten und Mandanten herbeizuführen, weder ein zu hohes
Entgelt entrichten zu müssen noch eine zu geringe Vergütung
fordern zu dürfen (vgl. BVerfGE 68, 319 5333> zur Gebühren-
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ordnung für Ärzte). Es geht um eine Abwägung kollidierender
Rechtsgüter in einer multipolaren Konfliktlage. Hierbei mag
dem Gesetzgeber zwar ein Einschätzungs- und Gestaltungs-
spielraum zukommen. Dies gilt aber nur für die Prognose der
Vor- und Nachteile für die jeweils betroffenen Rechtsgüter so-
wie mit Blick auf die Folgen für die verschiedenen rechtlich
geschützten Interessen (vgl. BVerfGE 115, 205 5234>). Keines-
falls kann sich das Gericht seiner Aufgabe entziehen, auf dieser
Grundlage selbst die Vor- und Nachteile einer gesetzlichen Re-
gelung abzuwägen. Die Anerkennung eines Einschätzungs-
und Gestaltungsspielraums kann nicht so weit gehen, dass die
Vorstellung des Gesetzgebers davon, was als Vergütung ange-
messen sei, schlicht hingenommen werden müsste. Nicht an-
ders lässt sich aber die Position der Senatsmehrheit umschrei-
ben, die – obgleich es keinen Anhaltspunkt dafür gibt, dass der
Gesetzgeber hierzu überhaupt Überlegungen angestellt hätte –
jede Prüfung zur Angemessenheit der Höhe der erreichbaren
gesetzlichen Vergütung unterlässt. Soweit in diesem Zusam-
menhang auf die Möglichkeit der Sicherung einer angemesse-
nen Vergütung durch Abschluss einer Honorarvereinbarung
verwiesen wird, steht dies in offenem Widerspruch zum Kon-
zept des Gesetzgebers, der ausdrücklich eine Begrenzung des
Kostenrisikos erstrebt. Abgesehen davon bleibt dunkel, aus wel-
chen Überlegungen die Senatsmehrheit die Gewissheit herlei-
tet, dass solche Vereinbarungen, wo notwendig, auch tatsäch-
lich zustande kommen werden.

Für die hiernach notwendige Prüfung ergeben sich auf-
grund der gefestigten Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts klare Vorgaben. So hat der Gesetzgeber zunächst auf
eine sachgerechte Verknüpfung zwischen dem tatsächlichen
Aufwand und der Gebührenhöhe zu achten; ferner darf die
Vergütung nicht außer Verhältnis zu dem mit der Gebühren-
regelung verfolgten Zweck stehen (vgl. BVerfGE 85, 337 5346>
m. w. N.). Vor allem aber darf der Gesetzgeber nicht aus dem
Blick verlieren, dass der Rechtsanwalt aus den vereinnahmten
Gebühren nicht nur seinen Arbeitsaufwand und seine Ge-
schäftskosten finanzieren, sondern auch die wirtschaftliche
Grundlage für seine Lebensführung schaffen und daher einen
Gewinn erzielen muss (vgl. BVerfGE 80, 103 5109>; 107, 133
5143 f.>). Dies gilt umso mehr, als durch das Verbot der Geb-
ührenunterschreitung für gerichtliche Anwaltstätigkeit (§ 49 b
Abs. 1 BRAO; § 4 Abs. 2 RVG) Mindesthonorare geregelt sind;
denn diese müssen auch der Höhe nach geeignet sein, einen
Preiswettbewerb zwischen Rechtsanwälten zu verhindern, der
die Qualität anwaltlicher Leistungen gefährdet (vgl. EuGH, Ur-
teil vom 5. Dezember 2006 – C-94/04 und C-202/04 –, NJW
2007, S. 281 5285>). Dem stehen die Interessen der Auftrag-
geber gegenüber. Insoweit gilt es namentlich aus Gründen ef-
fektiver Justizgewährung, eine unangemessen hohe Anwalts-
vergütung zu verhindern (vgl. BVerfGE 85, 337 5349>). Deshalb
muss ein Rechtsanwalt insbesondere aus sozialpolitischen
Gründen für bestimmte Mandate Beschränkungen seiner
Vergütung hinnehmen, um die Bürger nicht durch ein zu ho-
hes Kostenrisiko von der Verfolgung ihrer Rechte abzuhalten
(vgl. BVerfGE 83, 1 516 ff.>). Auch braucht nicht jedes einzelne
Mandat im geschilderten Sinne auskömmlich zu sein; ausrei-
chend ist vielmehr, dass das gesetzgeberische Ziel einer ange-
messenen Gesamtvergütung, die der Rechtsanwalt durch eine
so genannte Mischkalkulation erreichen kann, bestimmend
bleibt (vgl. BVerfGE 83, 1 514>; 107, 133 5143>).

b) Unter dem Gesichtspunkt der Ermöglichung einer Misch-
kalkulation ist die Begrenzung der Anwaltsvergütung verfas-
sungsrechtlich allerdings nicht zu beanstanden. Nach der
Grundkonzeption des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes er-
reicht ein Rechtsanwalt bei Mandaten mit geringem Gegen-
standswert oftmals keine Vergütung, die dem Arbeitsaufwand
und den Geschäftskosten gerecht wird; er ist deshalb darauf an-
gewiesen, bei Mandaten mit höherem Gegenstandswert eine
Vergütung zu erreichen, die im Rahmen einer Mischkalkula-
tion auch die Verluste aus geringerwertigen Aufträgen aus-

gleicht (vgl. Madert, in: Gerold/Schmidt/von Eicken/Madert,
RVG, 17. Aufl. 2006, Einl. Rn. 12). Dieses System ist nicht, wie
die Senatsmehrheit meint, bloße Folge einer typisierenden
Gebührenregelung. Vielmehr soll vermieden werden, dass bei
Rechtsangelegenheiten mit geringem Gegenstandswert unver-
hältnismäßig hohe, aus sozialpolitischen Gründen un-
erwünschte Kosten entstehen. Es muss umgekehrt aber dazu
führen, dass der Rechtsanwalt namentlich bei Mandaten mit
höherem Gegenstandswert eine Vergütung vereinnahmen
kann, die über das hinausgeht, was er zur Kostendeckung und
zu seiner eigenen Lebensführung benötigt. Die angegriffene
Begrenzung der Anwaltsvergütung führt zwar dazu, dass Man-
date mit einem Gegenstandswert von über 30 Millionen Euro
nicht mehr wie bisher zur Subventionierung anderer Mandate
beitragen können. Insoweit können jedoch keine verfassungs-
rechtlichen Bedenken geltend gemacht werden. Die Singularität
solcher Mandate und der zu ihrer sachgerechten Bearbeitung
notwendige Aufwand schließen es praktisch aus, dass die be-
auftragten Rechtsanwälte noch Mandate bearbeiten, deren ge-
ringer Gegenstandswert eine Mischkalkulation erforderlich ma-
chen könnte. Hieraus folgt zugleich, dass das bisherige System
wegen der Berücksichtigung eines „Subventionsbeitrags“ im
Bereich außerordentlich hoher Gegenstandswerte zu strukturell
überhöhten Vergütungssätzen führen musste, denen sich die
Rechtsuchenden angesichts des weit reichenden Verbots gebüh-
renunterschreitender Vergütungsabreden (§ 49 b Abs. 1 BRAO;
§ 4 Abs. 2 RVG) nicht durch Honorarvereinbarungen entziehen
konnten. Insoweit bestand der von der Bundesregierung ange-
sprochene gesetzgeberische Handlungsbedarf.

c) So unbedenklich es demnach ist, dass der Gesetzgeber
jenseits der Wertgrenze das Ziel einer Mischkalkulation nicht
mehr verfolgt, so voreilig wäre es, hieraus auf die Angemessen-
heit der angegriffenen Regelung zu schließen. Es ändert sich
nichts daran, dass der Gesetzgeber bei Festlegung der Vergü-
tung nicht den Ansatz aufgeben darf, für eine sachgerechte
Verknüpfung zwischen dem tatsächlichen Arbeitsaufwand
nebst den allgemeinen Geschäftsunkosten des Rechtsanwalts
und der Vergütungshöhe zu sorgen und dem Rechtsanwalt au-
ßerdem hinreichende Einnahmen für seine Lebensführung zu
ermöglichen. Diese Überlegungen sind nun allerdings nicht
mehr auf eine Gesamtvergütung, sondern nur noch auf das ein-
zelne Mandat bezogen.

Die Senatsmehrheit hält diesen Gesichtspunkt offensicht-
lich für unerheblich; denn die Grenze zur Unangemessenheit
sei erst dann überschritten, wenn sich für die gesetzliche oder
eine vereinbarte Vergütung überhaupt keine kompetenten
Rechtsanwälte zur Rechtsvertretung mehr fänden (B II 1 c cc
des Beschlusses). Mit diesem Verweis auf die Marktmechanis-
men gerät nicht nur der individualschützende Gehalt der Be-
rufsfreiheit aus dem Blick, es werden vielmehr auch die Grund-
lagen der geltenden Vergütungsordnung in Frage gestellt.
Denn der Gesetzgeber verfolgt das Ziel der Sicherung einer
funktionsfähigen Rechtspflege gerade dadurch, dass er zur Si-
cherung der Qualität anwaltlicher Dienste einen überzogenen
Preiswettbewerb zwischen Rechtsanwälten durch angemessene
Mindesthonorare zu verhindern sucht. Soll an dem gegenwärti-
gen System festgehalten werden, so muss der Gesetzgeber da-
her auch bei Gegenstandswerten über 30 Millionen Euro dafür
Sorge tragen, dass eine gesetzliche (Mindest-)Vergütung garan-
tiert ist, die einem Verfall der Qualität anwaltlicher Dienste ent-
gegenwirkt. Dies setzt aber eine im geschilderten Sinne aus-
kömmliche Vergütung voraus.

aa) Die geschilderten Vorgaben hat der Gesetzgeber inso-
weit nicht beachtet, als er bei Mandaten mit Gegenstandswer-
ten über 30 Millionen Euro jede Steigerung der gesetzlich gere-
gelten Anwaltsvergütung ausgeschlossen hat. Dem zuvor
geltenden Gebührensystem lag die Vorstellung zugrunde, dass
mit wachsendem Gegenstandswert auch der Aufwand des
Rechtsanwalts für die Bearbeitung der Angelegenheit steigt.
Dieser Ansatz beruht auf einer zulässigen typisierenden Be-
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trachtung (vgl. etwa BVerfGE 103, 310 5319>). So geht das Bun-
desverfassungsgericht für die Bemessung des Gegenstands-
werts in Verfassungsbeschwerdeverfahren selbst davon aus,
dass „mit dem wachsenden Gewicht der Sache regelmäßig auch
die Belastung des Verfahrensbevollmächtigten steigt“ (so
BVerfGE 79, 365 5369>). Weshalb dieser Erfahrungssatz bei
Gegenstandswerten, die die Grenze von 30 Millionen Euro
überschreiten, nicht mehr gelten darf und der Bearbeitungsauf-
wand etwa auch beim zehnfachen Gegenstandswert von 300
Millionen Euro keinen Anstieg mehr erfahren kann, erschließt
sich weder aus der Gesetzesbegründung noch aus der Stellung-
nahme der Bundesregierung und wird auch von der Senats-
mehrheit nicht begründet. Die Richtigkeit des Gegenteils zeigt
sich daran, dass für die Bearbeitung von Mandaten mit Gegen-
standswerten von mehreren hundert Millionen Euro im Regel-
fall mehrere Rechtsanwälte gleichzeitig und über eine längere
Zeit hinweg tätig sind und angesichts der typischerweise kom-
plexen Sachverhalte und Rechtsfragen auch tätig sein müssen.
Es erscheint deshalb nachvollziehbar, dass mit der getroffenen
Begrenzung der gesetzlichen Gebühren schon die Vorbereitung
einer Klageerhebung keineswegs für alle Mandate kosten-
deckend abgegolten ist (vgl. Wenner/Schuster, BB 2005, S. 230
5232>). Die Auseinandersetzung hiermit kann nicht mit dem
Hinweis unterbleiben, die Beschwerdeführer seien „belastbare
Angaben“ für die Unangemessenheit der Vergütung schuldig
geblieben (so aber B II 1 c cc des Beschlusses). Auf diese Weise
werden den Beschwerdeführern unerfüllbare Darlegungslasten
auferlegt, die noch dazu zur Folge haben, dass – entgegen der
Abwehrfunktion des Grundrechts der Berufsfreiheit – nicht der
Staat eine Grundrechtsbeeinträchtigung rechtfertigen muss,
sondern die betroffenen Grundrechtsträger eine unterstellte
Rechtfertigung widerlegen müssen (vgl. zur Argumentations-
last Schlink, Abwägung im Verfassungsrecht, 1976, S. 195 f.).

bb) Entgegen der Ansicht der Senatsmehrheit kann die
Frage einer kostendeckenden gesetzlichen Vergütung nicht we-
gen des Interesses der Rechtsuchenden an geringen Prozess-
kosten und dem Schutz insbesondere der potentiell unterlege-
nen Partei unerörtert bleiben. Einem Rechtsanwalt ist es zwar –
wie ausgeführt (vgl. oben II 2 a) – zuzumuten, dass er in einzel-
nen Mandaten insbesondere mit Rücksicht auf den Zugang we-
nig bemittelter Parteien zum Recht kein ausreichendes Hono-
rar erhält. Entscheidend ist allein, dass ein zumutbarer
Interessenausgleich dadurch herbeigeführt wird, dass das Ge-
bührensystem eine angemessene Gesamtvergütung ermöglicht.
Um eine solche Gesamtvergütung geht es aber bei den vorlie-
gend erörterten Mandaten nicht, weshalb sie vom Gesetzgeber
auch zu Recht von dem System der Mischkalkulation aus-
genommen wurden. Muss ein Rechtsanwalt hier zum Preis ei-
ner nicht kostendeckenden Vergütung tätig werden, so bietet
sich ihm keine genügende Möglichkeit zur Kompensation
durch andere Mandate. Der Gesetzgeber schafft mithin keinen
Ausgleich der konfligierenden Interessen, sondern belastet ein-
seitig die Anwaltschaft.

Noch weniger verständlich wird dies, wenn berücksichtigt
wird, dass Rechtsstreitigkeiten mit einem Gegenstandswert von
mehr als 30 Millionen Euro typischerweise zwischen leistungs-
fähigen Parteien wie etwa großen Wirtschaftsunternehmen
geführt werden, bei denen ein Schutz vor hohen Prozesskosten
aus sozialpolitischen Gründen im Allgemeinen schwerlich an-
gezeigt ist. Die Argumentation der Senatsmehrheit erscheint
mir zudem auch widersprüchlich: So wird einerseits als Ziel
der Kostensenkung die Vermeidung „faktischer Einschränkun-
gen der Rechtsschutzmöglichkeiten“ aus Furcht vor zu hohen
Kosten genannt (unter B II 1 c aa des Beschlusses), während
später auf die – damit nicht zu vereinbarende – Möglichkeit der
Vereinbarung eines Honorars in Höhe der früheren Gebühren-
höhe verwiesen wird (unter B II 1 c bb des Beschlusses). Adres-
sat der Entlastung soll jedoch die „Gegenpartei“ bleiben, die,
wenn sie unterliege, in den Genuss der limitierten Kostener-
stattung komme. Weshalb aber ausgerechnet diese Partei, die

angesichts ihres Unterliegens zu Unrecht die Erfüllung einer
berechtigten Forderung womöglich über lange Zeit verweigert
hat, des Schutzes geringerer Rechtsverfolgungskosten bedürfen
soll, erschließt sich mir nicht und wird von der Senatsmehrheit
nicht begründet. Schließlich ist zu berücksichtigen, dass es ei-
nes weitergehenden Schutzes dieser Gruppe von Mandanten
auch deshalb nicht bedarf, weil das Kostenrisiko für einen
Rechtsstreit im Verhältnis zum Hauptsachestreitwert aufgrund
der insgesamt degressiven Struktur der Gebührentabelle mit
steigenden Gegenstandswerten keineswegs zunimmt, sondern
im Gegenteil immer geringer wird.

3. Solange der Gesetzgeber in der geschilderten Weise – ins-
besondere durch Erstattung nur der gesetzlichen Gebühren,
nicht aber der den Umständen nach angemessenen Vergütung
– Einfluss auf die Vereinbarung von Anwaltshonoraren nimmt,
muss er auch dafür Sorge tragen, dass die Anwaltsgebühren in
diesem Bereich den tatsächlichen Arbeitsaufwand und die all-
gemeinen Geschäftsunkosten des Rechtsanwalts ausgleichen
und zudem auch hinreichende Einnahmen für die Lebensfüh-
rung des Rechtsanwalts erbringen. Hierbei steht einer Typisie-
rung und Pauschalierung weiterhin nichts im Wege. Ergebnis
wird allerdings nicht eine Gebührenstruktur sein, die unverän-
dert den früheren linearen Anstieg der Gebühren aufweist. So
lässt sich gegen die Einführung der Kappungsgrenze mit dem
Ziel, das Honorar um die Anteile für eine Mischkalkulation zu
vermindern, verfassungsrechtlich nichts einwenden (vgl. oben
II 2 c). Müssen die gesetzlichen Gebühren oberhalb der Kap-
pungsgrenze nicht mehr zur Subventionierung anderer Man-
date beitragen, so können sie um die hierfür bestimmten An-
teile gekürzt werden. Darüber hinaus kann die plausible
Annahme der Bundesrechtsanwaltskammer zugrunde gelegt
werden, dass bei sehr hohen Gegenstandswerten der Aufwand
nur noch verhältnismäßig langsamer wächst, so dass eine in
diesem Bereich linear ansteigende Tabelle den Aufwand nicht
mehr richtig abbildet. All das würde jenseits der Kappungs-
grenze zu einer nur noch degressiven Steigerung der Gebüh-
rensätze und zu einer deutlich geringeren Vergütung als nach
früherem Recht führen. Unangemessen hohe gesetzliche
Vergütungen, wie sie sich nach Presseberichten in der Vergan-
genheit ergeben haben (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 14./15.
Dezember 1996, S. 1; tageszeitung vom 5. Dezember 2001,
S. 10), wären künftig ausgeschlossen.

Nur auf diese Weise ließe sich ein angemessener Ausgleich
zwischen den berechtigten Interessen der Rechtsuchenden ei-
nerseits und den berechtigten Interessen der Rechtsanwälte an-
dererseits herstellen. Das geltende Recht führt hingegen zu ei-
ner übermäßigen Belastung der Rechtsanwälte, die noch dazu
zugunsten von Mandanten erfolgt, die hierauf am wenigsten
angewiesen sind. Verstärkt wird diese Bevorzugung noch durch
einen Verzicht des Staates auf die Erhebung von Gerichtsgeb-
ühren aus Streitwertbereichen über 30 Millionen Euro (vgl. § 39
Abs. 2 GKG). Obgleich die breite Masse der Rechtsuchenden
aufgrund der Gebührenstruktur (vgl. Bischof, in: Kompaktkom-
mentar RVG, 2004, § 22 Rn. 51) bei niedrigeren Gegenstands-
werten ein im Verhältnis zum Hauptsachestreitwert deutlich
höheres Kostenrisiko tragen muss, lässt die Neuregelung ihnen
keine vergleichbare Unterstützung zukommen. Es ist gerecht-
fertigt, dass Rechtsanwälte zugunsten von Mandanten in finan-
ziell schlechten Verhältnissen auf ausreichende Einnahmen
verzichten müssen; dass sie dies auch zugunsten überaus leis-
tungsfähiger Mandanten tun sollen, kann vor Art. 12 Abs. 1 GG
hingegen keinen Bestand haben.
Anmerkung der Redaktion: Der Deutsche Anwaltverein hatte
durch seinen Verfassungsrechtsausschuss zu den Verfahren Stel-
lung genommen. Die Stellungnahme ist im Wortlaut unter dem
Titel „Kappung des Gegenstandswert verfassungswidrig“ in
AnwBl 2006, 532 ff. veröffentlicht worden. Der Verfassungsrechts-
ausschuss hielt die Verfassungsbeschwerde für begründet.
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Kosten der Abmahnung
BGB § 249

Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen die Erstattung von
Anwaltskosten für eine Abmahnung außerhalb des Wettbewerbs-
rechts (hier: unerbetene Telefonwerbung) verlangt werden kann.
BGH, Urt. v. 12.12.2006 – VI ZR 175/05

Sachverhalt: Der Kläger ist Rechtsanwalt und macht Gebühren
aus einem sich selbst erteilten Mandat für ein Abmahnschreiben
geltend.

Der Kläger erhielt von den Beklagten am 22. September
2004 auf seinem beruflich genutzten Telefonanschluss einen
Anruf, in dem diese für Immobilienwertgutachten warben. Er
stand mit den Beklagten weder in geschäftlichem Kontakt noch
konnte vermutet werden, er sei mit derartigen Anrufen einver-
standen. Der Kläger forderte die Beklagten mit Schreiben vom
23. September 2004 erfolgreich zur Abgabe einer strafbewehr-
ten Unterlassungserklärung auf (Abmahnung). Die Beklagten
verweigerten jedoch die Zahlung von Anwaltsgebühren für
diese Abmahnung.

Die Klage auf Zahlung der Anwaltsgebühren in Höhe von
740,88 E (und über weitere 2 E für das in dem zuvor durch-
geführten Mahnverfahren benutzte Formular) hat das Amts-
gericht abgewiesen. Die Berufung des Klägers blieb ohne Er-
folg. Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision
verfolgt der Kläger sein Klagebegehren weiter.
Aus den Gründen: I. Das Berufungsgericht hat Ansprüche des
Klägers auf Schadensersatz gemäß §§ 823, 249 BGB und auf Auf-
wendungsersatz nach den Regeln der Geschäftsführung ohne Auf-
trag verneint. Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zu
wettbewerbsrechtlichen Abmahnungen sei zu verallgemeinern.
Bei typischen, unschwer zu erkennenden und zu verfolgenden
Rechtsverletzungen habe der Betroffene seine eigene Sachkunde
einzusetzen. Als Abmahnung – um ein Kostenrisiko nach § 93
ZPO zu vermeiden – habe ein einfaches Unterlassungsverlangen
genügt. Für den Kläger als Rechtsanwalt sei es nicht erforderlich
gewesen, hiermit einen anderen Anwalt zu beauftragen. Es be-
stehe deshalb auch bei einem Selbstauftrag kein Gebühren-
anspruch.

II. Das angefochtene Urteil hält den Angriffen der Revision
stand.

Einen prozessualen Kostenerstattungsanspruch hat das Be-
rufungsgericht ohne Rechtsfehler verneint. Ein solcher An-
spruch besteht nicht, weil es wegen der erfolgreichen Abmah-
nung zu einem Rechtsstreit im Sinne des § 91 Abs. 1 ZPO nicht
gekommen ist.

Ebenso wenig haben die Beklagten nach materiellem Recht
Anwaltsgebühren des Klägers zu zahlen. Das Berufungsgericht
hat einen Gebührenanspruch des Klägers aus dem sich selbst
erteilten Mandat für das Abmahnschreiben vom 23. September
2004 fehlerfrei verneint.

1. Einen materiellrechtlichen Kostenerstattungsanspruch aus
§ 12 Abs. 1 Satz 2 UWG hat das Berufungsgericht mit Recht
nicht in Betracht gezogen. Der Kläger gehört nicht zu dem in
§ 8 Abs. 3 UWG (in der seit 8. Juli 2004 in Kraft getretenen
Fassung – § 22 UWG) genannten Kreis der Anspruchsberech-
tigten; insbesondere ist er kein Mitbewerber im Sinne von §§ 2
Abs. 1 Nr. 3, 8 Abs. 3 Nr. 1 UWG.

2. Ein materiellrechtlicher Kostenerstattungsanspruch au-
ßerhalb des Wettbewerbsrechts steht dem Kläger ebenfalls
nicht zu. Das Berufungsgericht hat insbesondere einen An-
spruch des Klägers auf Schadensersatz gemäß §§ 823 Abs. 1,
249 Abs. 1 BGB im Ergebnis zu Recht verneint, ohne dass es
darauf ankommt, ob sich bei unerwünschter Telefonwerbung
ein Anspruch aus einer Verletzung des Rechts des Klägers am
eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb (vgl. dazu He-

fermehl/Köhler/Bornkamm, Wettbewerbsrecht, 24. Aufl., § 7
UWG Rn. 33 m. w. N.) oder aus einer Verletzung des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts des Klägers (vgl. MünchKomm-BGB/
Ergänzungsband-Wendehorst, 4. Aufl., § 1 BGBInfoV Rn. 150;
Beck’scher Online Kommentar-BGB, § 12 Rn. 153; Böhm, MMR
1999, 643, 644) ergeben könnte.

Zwar gehören zu den bei einer Schädigung gemäß §§ 823
Abs. 1, 249 Abs. 1 BGB zu ersetzenden Herstellungskosten re-
gelmäßig die Kosten der Rechtsverfolgung, so dass auch die
Kosten eines Rechtsanwalts erstattungsfähig sein können. Ein
Schädiger hat nach ständiger Rechtsprechung des Bundes-
gerichtshofs jedoch nicht schlechthin alle durch das Schadens-
ereignis (hier: den unerbetenen Werbeanruf) adäquat ver-
ursachten Anwaltskosten zu ersetzen, sondern nur solche, die
aus der maßgeblichen Sicht des Geschädigten mit Rücksicht
auf seine spezielle Situation (sogenannte „subjektbezogene
Schadensbetrachtung“; vgl. Senat, BGHZ 66, 239, 245, 248 f.;
115, 364, 369; 155, 1, 5; 163, 362, 365; Urteil vom 7. Dezember
2004 – VI ZR 119/04 – VersR 2005, 381) zur Wahrnehmung
seiner Rechte erforderlich und zweckmäßig waren (vgl. Senat,
BGHZ 127, 348, 350 f.; Urteile vom 10. Januar 2006 – VI ZR
43/05 – VersR 2006, 521, 522, jeweils m. w. N.). Daran fehlt es.

a) Im Wettbewerbsrecht ist die Beauftragung eines Anwalts
für Abmahnungen – sowohl unter dem Gesichtspunkt einer
Geschäftsführung ohne Auftrag als auch unter schadensersatz-
rechtlichem Blickwinkel – nicht erforderlich, wenn bei typi-
schen, unschwer zu verfolgenden Wettbewerbsverstößen der
Abmahnende über hinreichende eigene Sachkunde zur zweck-
entsprechenden Rechtsverfolgung verfügt (BGH, Urteil vom
6. Mai 2004 – I ZR 2/03 – NJW 2004, 2448 „Selbstauftrag“).
Diese wird vom Gesetzgeber insbesondere bei Einrichtungen
im Sinne von § 8 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 UWG vorausgesetzt (vgl.
Begr. RegE UWG-Novelle 2004, BT-Drs. 15/1487, S. 25, zu § 12
Abs. 1). Das entspricht der Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs (BGH, Urteil vom 12. April 1984 – I ZR 45/82 – NJW
1984, 2525 „Anwaltsabmahnung“), nach der auch größeren
Wirtschaftsunternehmen mit eigener Rechtsabteilung und
Rechtsanwälten im Fall der eigenen Betroffenheit regelmäßig
zuzumuten ist, Abmahnungen selbst auszusprechen (BGH, Ur-
teil vom 6. Mai 2004 – I ZR 2/03 – aaO; ebenso OLG Düssel-
dorf, MMR 2006, 559, 560; Hefermehl/Köhler/Bornkamm,
aaO, § 9 Rn. 1.29 und § 12 Rn. 1.93; Hess in: Ullmann jurisPK-
UWG, § 12 Rn. 29; Brüning in: Harte-Bavendamm/Henning-
Bodewig, UWG, § 12 Rn. 85; Boesche, Wettbewerbsrecht,
Rn. 156).

b) Vergleichbare Grundsätze gelten auch außerhalb des
Wettbewerbsrechts. Ist in einem einfach gelagerten Schadens-
fall die Verantwortlichkeit für den Schaden und damit die Haf-
tung von vornherein nach Grund und Höhe derart klar, dass
aus der Sicht des Geschädigten kein vernünftiger Zweifel daran
bestehen kann, dass der Schädiger ohne weiteres seiner Ersatz-
pflicht nachkommen werde, so ist es im Allgemeinen auch
nach der ständigen Rechtsprechung des erkennenden Senats
aus der Sicht des Geschädigten zur Schadensbeseitigung nicht
erforderlich, schon für die erstmalige Geltendmachung des
Schadens gegenüber dem Schädiger einen Rechtsanwalt hin-
zuzuziehen. Vielmehr ist der Geschädigte in derart einfach ge-
lagerten Fällen grundsätzlich gehalten, den Schaden zunächst
selbst geltend zu machen. Die sofortige Einschaltung eines An-
walts kann sich nur unter besonderen Voraussetzungen als er-
forderlich erweisen, wenn etwa der Geschädigte aus Mangel an
geschäftlicher Gewandtheit oder sonstigen Gründen wie etwa
Krankheit oder Abwesenheit nicht in der Lage ist, den Schaden
selbst anzumelden (vgl. Senat, BGHZ 127, 348, 351 f.; Urteil
vom 12. Dezember 2006 – VI ZR 188/05 – zur Veröffentli-
chung bestimmt).

Hiernach erweist sich die sofortige Einschaltung eines An-
walts auch aus der Sicht des Geschädigten dann als nicht erfor-
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derlich, wenn er selbst über eigene Fachkenntnisse und Erfah-
rungen zur Abwicklung des konkreten Schadensfalles verfügt.
Dieses Wissen hat er besonders in den oben beschriebenen,
einfach gelagerten, aus seiner Sicht zweifelsfreien Fällen bei
der erstmaligen Geltendmachung des Schadens einzusetzen
(vgl. MünchKomm-BGB/Oetker, 4. Aufl., § 249 Rn. 175; Becker-
Eberhard, Grundlagen der Kostenerstattung, 1985, S. 56 [der
dies freilich im Rahmen des § 254 BGB prüft]; ähnlich Soergel/
Mertens, BGB, 12. Aufl., § 249 Rn. 62; Dornwald SP 1995, 97;
Höfle AnwBl 1995, 208 = DAR 1995, 69; wohl auch Klingelhöf-
fer jurisPR-BGHZivilR 25/04, Anm. 4; kritisch Nixdorf VersR
1995, 257, 258 ff.).

Nach diesen Grundsätzen hat das Berufungsgericht im vor-
liegenden Fall zu Recht einen Erstattungsanspruch versagt
(ähnlich AG Hamburg-Altona MDR 2002, 167). Nach den von
der Revision nicht angegriffenen tatsächlichen Feststellungen
des Berufungsgerichts war weder die Identität des Anrufers
noch die Widerrechtlichkeit des ohne Einwilligung erfolgten
Anrufs zweifelhaft, sondern stand von Anfang an fest. Der Klä-
ger stand mit den Beklagten nicht in geschäftlichem Kontakt;
Anlass für eine Vermutung, der Kläger sei mit derartigen Anru-
fen einverstanden, bestand nicht. Entgegen der Ansicht der Re-
vision wäre selbst bei einer – hier mangels eines Wettbewerbs-
verhältnisses nicht möglichen – Anwendung des § 7 Abs. 2
Nr. 2 UWG für die Prüfung einer „unzumutbaren Belästigung“
keine „diffizile Abwägung“ nötig. Die Revision zeigt auch kei-
nen Vortrag des Klägers auf, der dagegen spräche, dass der
konkrete Fall – in dem der Anrufer von Anfang an seine Identi-
tät preisgegeben hatte – nicht mit dem ersten Unterlassungs-
schreiben (Abmahnung) hätte erledigt werden können (vgl. Se-
nat, BGHZ 127, 348, 352).

Jedenfalls genügte außerhalb des wettbewerbsrechtlichen
Bereichs unter den festgestellten und von der Revision nicht
beanstandeten Umständen des Falles ein einfaches Unterlas-
sungsschreiben zur Vermeidung eventueller Kostenrisiken
(§ 93 ZPO). Ein solches stellte für den Kläger – der nach den
nicht angegriffenen Feststellungen des Berufungsgerichts
schon mehrfach als Partei oder Prozessbevollmächtigter in den
ähnlich gelagerten Fällen einer unerwünschten E-Mail-Wer-
bung (hierzu Senat, Urteil vom 12. Dezember 2006 – VI ZR
188/05 – zur Veröffentlichung bestimmt) aufgetreten war – ein
reines Routinegeschäft dar. Die von der Revision erwogenen
Probleme, die sich bei unerbetener Telefonwerbung etwa im
Hinblick auf eine Vermutung des Einverständnisses oder die
unklare Identität des Anrufers ergeben könnten, stellen sich
nach den tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts
im Streitfall nicht.

Bestand nach allem in dem hier zu entscheidenden Fall
kein Anspruch auf Erstattung von Kosten eines anderen An-
walts, gilt Entsprechendes auch für den Fall der Selbstbeauftra-
gung (vgl. BGH, Urteil vom 6. Mai 2004 – I ZR 2/03 – aaO).

Allein die zeitliche Inanspruchnahme des Geschädigten für
die Rechtsverfolgung reicht nicht aus, um die Erstattungsfähig-
keit von Anwaltskosten zu begründen (vgl. Senat, BGHZ 66,
112, 114; 127, 348, 352; BGH, Urteil vom 6. Mai 2004 – I ZR
2/03 – aaO; kritisch Staudinger/Schiemann, BGB, 13. Bearbei-
tung, § 251 Rn. 125 f.). Auch geht es vorliegend um einen Einzel-
fall, so dass es keiner Entscheidung bedarf, ob eine große An-
zahl von Schadensfällen zu einer anderen Beurteilung führen
könnte (vgl. Senat, BGHZ 127, 348, 352).

Die Regelung des § 91 Abs. 2 Satz 3 ZPO, wonach ein
Rechtsanwalt, der sich selbst vor dem Prozessgericht vertritt,
stets einen Anspruch auf Kostenerstattung wie ein mit dem
Vertretenen nicht personenidentischer Rechtsanwalt hat, steht
dem nicht entgegen. Sie kann als Sonderregelung für das ge-
richtliche Verfahren im außergerichtlichen Bereich keine An-
wendung finden (vgl. BGH, Urteil vom 6. Mai 2004 – I ZR
2/03 – aaO m. w. N.).

3. Schuldeten hiernach die Beklagten nicht die Bezahlung
der Anwaltsgebühren, so besteht auch kein Anspruch des Klä-
gers aus Verzug auf Erstattung von 2 E für das im Mahnverfah-
ren benutzte Formular.

4. Ob als Anspruchsgrundlage auch – wie die Revision an-
deutet – die §§ 683 Satz 1, 677, 670 BGB (Geschäftsführung
ohne Auftrag) in Betracht gekommen wären (ständige Recht-
sprechung im Wettbewerbsrecht vor Einführung des § 12 Abs. 1
Satz 2 UWG seit BGHZ 52, 393 ff. „Fotowettbewerb“), kann da-
hinstehen. Gemäß § 670 BGB sind nur „erforderliche“ Aufwen-
dungen zu ersetzen. Insoweit gilt Gleiches wie bereits aus-
geführt.

5. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Kosten des Abschlussschreibens
BGB § 249

Zur Frage, unter welchen Voraussetzungen die Erstattung von
Anwaltskosten für ein Abschlussschreiben außerhalb des Wettbe-
werbsrechts (hier: unerbetene E-Mail-Werbung) verlangt werden
kann.
BGH, Urt. v. 12.12.2006 – VI ZR 188/05

Sachverhalt: Der Kläger ist Rechtsanwalt und macht die Gebühren
aus einem sich selbst erteilten Mandat für ein sog. Abschluss-
schreiben im außerwettbewerbsrechtlichen Bereich geltend.

Der Kläger erhielt von der Beklagten per E-Mail eine uner-
betene Werbung, die er in seiner Kanzlei öffnete. Nach erfolg-
loser Abmahnung erwirkte er beim Landgericht eine einstwei-
lige Verfügung auf Unterlassung solcher Werbung. Die
einstweilige Verfügung wurde der Beklagten am 30. April 2004
zugestellt.

Nachdem die Beklagte ihren zunächst eingelegten Wider-
spruch zurückgenommen hatte, forderte der Kläger sie mit
Schreiben vom 6. September 2004 auf, zur Vermeidung einer
Hauptsacheklage die einstweilige Verfügung als endgültige Re-
gelung anzuerkennen (Abschlussschreiben). Dem kam die Be-
klagte am 14. September 2004 nach, weigerte sich jedoch, an
den Kläger für das Abschlussschreiben Anwaltsgebühren in
Höhe von 644,50 E bezahlen. Der Kläger machte daraufhin
diesen Betrag (nebst 2 E für das in einem zuvor durchgeführ-
ten Mahnverfahren benutzte Formular) erfolgreich vor dem
Amtsgericht geltend. Auf die Berufung der Beklagten hat das
Berufungsgericht das Urteil des Amtsgerichts aufgehoben und
die Klage abgewiesen. Mit der vom Berufungsgericht zugelasse-
nen Revision erstrebt der Kläger weiterhin die Verurteilung der
Beklagten.
Aus den Gründen: I. Das Berufungsgericht (MD 2006, 946; zu-
stimmend Hess in: Ullmann jurisPK-UWG, § 12 Rn. 122.1) hat An-
sprüche des Klägers auf Schadensersatz gemäß den §§ 823, 249
BGB und auf Aufwendungsersatz gemäß den Regeln einer Ge-
schäftsführung ohne Auftrag verneint. Die Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs zu wettbewerbsrechtlichen Abmahnungen sei
zu verallgemeinern. Bei typischen, unschwer zu erkennenden
und zu verfolgenden Rechtsverletzungen habe der Betroffene
seine eigene Sachkunde einzusetzen. Dies gelte auch bei Ab-
schlussschreiben außerhalb des Wettbewerbsrechts. Für den kla-
genden Rechtsanwalt – der vor dem Berufungsgericht schon
mehrfach als Partei oder Prozessbevollmächtigter in ähnlichen
Fällen aufgetreten sei – sei es nicht erforderlich gewesen, hiermit
einen anderen Anwalt zu beauftragen. Es bestehe deshalb auch
bei einem Selbstauftrag kein Gebührenanspruch.

II. Das angefochtene Urteil hält den Angriffen der Revision
stand. Das Berufungsgericht hat einen Erstattungsanspruch des
Klägers für das Abschlussschreiben vom 6. September 2004
ohne Rechtsfehler verneint.
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Ein prozessualer Kostenerstattungsanspruch besteht nicht.
Das Abschlussschreiben nach Rücknahme des Widerspruchs
im Eilverfahren ist nicht mehr Bestandteil desselben, sondern
bereitet (für den Fall des Misserfolgs) die Hauptsacheklage vor
(vgl. BGH, Urteil vom 2. März 1973 – I ZR 5/72 – NJW 1973,
901, 902 „Goldene Armbänder“; Hess aaO, § 12 Rn. 120; Hefer-
mehl/Köhler/Bornkamm, Wettbewerbsrecht, 24. Auflage, § 12
Rn. 3.73; Ahrens, Der Wettbewerbsprozess, 5. Auflage, Kap. 58
Rn. 40; Büscher in: Fezer, Lauterkeitsrecht, § 12 Rn. 154). Zu ei-
ner Hauptsacheklage ist es im hier zu entscheidenden Fall
nicht gekommen.

Ebenso wenig hat die Beklagte nach materiellem Recht die
Anwaltsgebühren des Klägers zu tragen.

1. Einen materiellrechtlichen Kostenerstattungsanspruch,
der sich aus § 12 Abs. 1 Satz 2 UWG analog (so Hefermehl/
Köhler/Bornkamm aaO, § 12 Rn. 1.78; Ahrens aaO, Kap. 58
Rn. 40; Nill, GRUR 2005, 740, 741) oder aus § 9 UWG (so
Büscher in: Fezer aaO, § 9 Rn. 154) ergeben könnte, hat das Be-
rufungsgericht ohne Rechtsfehler nicht in Erwägung gezogen.
Der Kläger gehört nicht zu dem in § 8 Abs. 3 UWG in der Fas-
sung vom 8. Juli 2004 (§ 22 UWG) genannten Kreis der An-
spruchsberechtigten; er ist insbesondere kein Mitbewerber im
Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 3 UWG.

2. Ein materiellrechtlicher Kostenerstattungsanspruch
außerhalb des Wettbewerbsrechts besteht ebenfalls nicht. Das
Berufungsgericht hat einen Anspruch des Klägers aus §§ 823
Abs. 1, 249 Abs. 1 BGB in rechtlich nicht zu beanstandender
Weise verneint.

Zwar gehören zu den nach § 249 Abs.1 BGB zu ersetzenden
Kosten der Rechtsverfolgung grundsätzlich auch die Kosten ei-
nes mit der Sache befassten Rechtsanwalts. Ein Schädiger hat
nach ständiger Rechtsprechung jedoch nicht schlechthin alle
durch das Schadensereignis (hier: die unerbetene Werbemail –
„Spam“) adäquat verursachten Anwaltskosten zu ersetzen, son-
dern nur solche, die aus der maßgeblichen Sicht des Geschä-
digten mit Rücksicht auf seine spezielle Situation (sogenannte
„subjektbezogene Schadensbetrachtung“; vgl. Senat, BGHZ 66,
239, 245, 248 f.; 115, 364, 369; 155, 1, 5; 163, 362, 365; Urteil
vom 7. Dezember 2004 – VI ZR 119/04 – VersR 2005, 381) zur
Wahrnehmung seiner Rechte erforderlich und zweckmäßig wa-
ren (vgl. Senat, BGHZ 127, 348, 350 f.; Urteil vom 10. Januar
2006 – VI ZR 43/05 – VersR 2006, 521, 522, jeweils m. w. N.).
Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor.

a) Bei einer Abmahnung ist nach der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs zum Wettbewerbsrecht die (Selbst-)Beauf-
tragung eines Anwalts weder unter dem Gesichtspunkt einer
Geschäftsführung ohne Auftrag noch unter schadensersatz-
rechtlichen Aspekten erforderlich, wenn der Abmahnende in ty-
pischen, unschwer zu verfolgenden Wettbewerbsverstößen
selbst über eine hinreichende eigene Sachkunde zur zweckent-
sprechenden Rechtsverfolgung verfügt (vgl. BGH, Urteil vom
6. Mai 2004 – I ZR 2/03 – NJW 2004, 2448 „Selbstauftrag“).
Eine solche Sachkunde wird vom Gesetzgeber insbesondere bei
Einrichtungen im Sinne von § 8 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 UWG bejaht
(vgl. Begr. RegE UWG-Novelle 2004, BT-Drs. 15/1487, S. 25, zu
§ 12 Abs. 1). Das entspricht der Rechtsprechung (vgl. BGH, Ur-
teil vom 12. April 1984 – I ZR 45/82 – NJW 1984, 2525 „An-
waltsabmahnung“), die auch größeren Wirtschaftsunterneh-
men mit eigener Rechtsabteilung und Rechtsanwälten im Fall
der eigenen Betroffenheit regelmäßig zumutet, Abmahnungen
selbst auszusprechen (vgl. BGH, Urteil vom 6. Mai 2004 –
I ZR 2/03 – aaO; OLG Düsseldorf MMR 2006, 559, 560; Hefer-
mehl/Köhler/Bornkamm, Wettbewerbsrecht, 24. Auflage, § 9
Rn. 1.29 und § 12 Rn. 1.93; Hess, aaO, § 12 Rn. 29; Brüning in:
Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG, § 12 Rn. 85; Boe-
sche, Wettbewerbsrecht, Rn. 156). In Teilen der Literatur (Hess,
aaO, § 12 Rn. 122.1; Teplitzky, Wettbewerbsrechtliche Ansprüche
und Verfahren, 9. Aufl., Kap. 43 Rn. 32; Hefermehl/Köhler/

Bornkamm, aaO, § 12 Rn. 3.73; Piper/Ohly, UWG, 4. Aufl., § 12
Rn. 184; Retzer in: Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, aaO,
§ 12 Rn. 665; Melullis, Handbuch des Wettbewerbsprozesses,
3. Aufl., Rn. 815) und Rechtsprechung (KG MDR 1999, 1409)
wird außerdem vertreten, dass für ein sog. Abschlussschreiben
Gleiches gelte. Das ist hier jedoch nicht abschließend zu ent-
scheiden. Wie bereits erwähnt ist der Kläger nicht nach §§ 2
Abs. 1 Nr. 3, 8 Abs. 3 UWG anspruchsberechtigt und das Gesetz
gegen den unlauteren Wettbewerb auf den zur Entscheidung
stehenden Sachverhalt nicht anzuwenden.

b) Auch außerhalb des Wettbewerbsrechts ist es nach der
ständigen Rechtsprechung des erkennenden Senats grundsätz-
lich nicht erforderlich, schon für die erstmalige Geltendma-
chung des Schadens gegenüber dem Schädiger einen Anwalt
hinzuzuziehen, wenn – wie hier – in einem einfach gelagerten
Schadensfall die Verantwortlichkeit für den Schaden und damit
die Haftung von vornherein nach Grund und Höhe derart klar
ist, dass aus der maßgebenden Sicht des Geschädigten kein
vernünftiger Zweifel daran bestehen kann, dass der Schädiger
ohne weiteres seiner Ersatzpflicht nachkommen werde. In der-
art einfach gelagerten Fällen ist der Geschädigte – insbesondere
wenn er selbst sachkundig ist – grundsätzlich gehalten, den
Schaden zunächst selbst geltend zu machen, so dass sich die
sofortige Einschaltung eines Anwalts nur unter besonderen Vo-
raussetzungen als erforderlich erweisen kann, etwa wenn der
Geschädigte aus Mangel an geschäftlicher Gewandtheit oder
sonstigen Gründen wie Krankheit oder Abwesenheit nicht in
der Lage ist, den Schaden selbst anzumelden (vgl. Senat,
BGHZ 127, 348, 351 f.; Urteil vom 12. Dezember 2006 – VI ZR
175/05 – zur Veröffentlichung bestimmt).

Nach diesen Grundsätzen ist es nicht zu beanstanden, dass
das Berufungsgericht im hier zu entscheidenden Fall dem Klä-
ger einen Anspruch auf Erstattung versagt hat (vgl. KG MDR
1999, 1409; Teplitzky, aaO, Kap. 43 Rn. 32 Fußnote 120). Ent-
gegen der Ansicht der Revision führt auch der Gesichtspunkt
des „Abschlussschreibens“ nicht zu einer anderen Beurteilung.
Als „Abschlussschreiben“ im außerwettbewerbsrechtlichen Be-
reich genügte die formlose Anfrage, ob die vorangegangene
einstweilige Verfügung nunmehr als endgültige Regelung aner-
kannt werde. Bei dieser Sachlage unterliegt ein Abschluss-
schreiben geringeren Anforderungen als eine erste Abmahnung
(so schon für das Wettbewerbsrecht Melullis, aaO, Rn. 815; Te-
plitzky, aaO, Kap. 43 Rn. 32; Eser, GRUR 1986, 35, 39 f.). Aus
der maßgeblichen Sicht des geschädigten Klägers, der nach den
nicht angegriffenen tatsächlichen Feststellungen des Beru-
fungsgerichts schon mehrfach vor dem Berufungsgericht als
Partei oder Prozessbevollmächtigter in Fällen mit unerwünsch-
ter E-Mail-Werbung aufgetreten war, war das Abschlussschrei-
ben hier ein reines Routinegeschäft und warf keine schwierigen
Rechtsfragen auf. Der Kläger hätte deshalb das Abschluss-
schreiben selbst formulieren können. Nach Abschluss eines
Verfahrens mit Erlass einer einstweiligen Verfügung kann es
auch keine Schwierigkeiten bei der Ermittlung des Absenders
der unerbetenen Werbesendung mehr geben.

Unter den Umständen des denkbar einfach gelagerten
Streitfalls kann auch der im Wettbewerbsrecht gelegentlich ver-
tretenen Auffassung, nach Durchführung eines Verfügungsver-
fahrens sei für das Abschlussschreiben stets ein Anwalt hin-
zuzuziehen, weil nur er der Prozesssituation adäquat und mit
ausreichendem Nachdruck begegnen und die mitunter eil-
bedürftigen Maßnahmen ohne Übermittlungsrisiken koordinie-
ren könne (LG Köln GRUR 1987, 655 m. w. N.; Ahrens, aaO,
Kap. 58 Rn. 41), für Fälle der vorliegenden Art nicht gefolgt
werden. Jedenfalls für einen Anwalt, der schon das Verfügungs-
verfahren erfolgreich selbst durchgeführt hat, erscheint es zu-
mutbar, vor Durchführung des Hauptsacheverfahrens die erste
Anfrage, ob dieses durchgeführt werden muss oder ob es bei
der einstweiligen Verfügung verbleibt, ohne Einschaltung eines
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anderen Rechtsanwalts durchzuführen. Das muss erst recht
gelten, wenn – wie hier – der Verfügungsbeklagte zunächst Wi-
derspruch eingelegt, diesen aber dann zurück genommen hat.
In einem solchen Fall bedarf es nicht der Beauftragung eines
anderen Anwalts, um möglicherweise vorhandene Unklarheiten
abzuklären.

Hätte der Kläger folglich bei Einschaltung eines anderen
Anwalts keinen Anspruch auf Erstattung der Kosten gehabt,
muss Entsprechendes auch für den Fall der Selbstbeauftragung
gelten (vgl. Senat, Urteil vom 12. Dezember 2006 – VI ZR
175/05 – zur Veröffentlichung bestimmt; BGH, Urteil vom
6. Mai 2004 – I ZR 2/03 – aaO).

Die Regelung des § 91 Abs. 2 Satz 3 ZPO, wonach ein
Rechtsanwalt, der sich selbst vor einem Prozessgericht vertritt,
einen Anspruch auf Kostenerstattung wie ein bevollmächtigter
Rechtsanwalt hat, kann als Sonderregelung für das gerichtliche
Verfahren im außergerichtlichen Bereich keine Anwendung
finden (vgl. BGH, Urteil vom 6. Mai 2004 – I ZR 2/03 – aaO
m. w. N.).

c) Ob als Anspruchsgrundlage (entsprechend der ständigen
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs im Wettbewerbsrecht
seit der Entscheidung vom 2. März 1973 – I ZR 5/72 – aaO
„Goldene Armbänder“) auch die §§ 683 Satz 1, 677, 670 BGB
(Geschäftsführung ohne Auftrag) in Betracht kämen, kann da-
hinstehen. Denn auch dann würden nur die Aufwendungen ge-
mäß § 670 BGB ersetzt, die „erforderlich“ waren.

3. Da die Beklagte die Bezahlung der Anwaltsgebühren
nicht schuldete, besteht auch kein Anspruch des Klägers aus
Verzug auf Erstattung von 2 E für das im Mahnverfahren be-
nutzte Formular.

4. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Berichtigungsentscheidung nach
Mehrwertsteuererhöhung
UStG § 13; RVG § 8; ZPO §§ 104, 164, 278, 319

Ist ein gerichtliches Verfahren durch einen vor dem 31. Dezember
2006 festgestellten Vergleich beendet worden, bleibt es auch dann
bei der 16 %-igen Urnsatzsteuer für die anwaltliche Vergütung,
wenn nach dem Stichtag eine Berichtigungsentscheidung nach
§ 164 ZPO oder § 319 ZPO ergeht.

OLG Koblenz, Beschl. v. 22.3.2007 – 14 W 201/07

Aus den Gründen: Die sofortige Beschwerde der Beklagten zu 2.
ist zulässig und hat in der Sache Erfolg.

Die zur Festsetzung in Höhe von 38.648,80 E angemelde-
ten Kosten der Klägervertreter in zweiter Instanz unterfallen le-
diglich einer Umsatzsteuer in Höhe von 16 % (Differenz:
1.159,46 E). Für den Steuersatz ist nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 UStG
grundsätzlich der Zeitpunkt der Leistungsausführung maßgeb-
lich. Anknüpfungspunkt ist der Zeitpunkt der Fälligkeit der an-
waltlichen Vergütung.

Fällig wird der Gebührenanspruch gem. § 8 Abs. 1 RVG,
wenn der Auftrag erledigt oder die Angelegenheit beendet ist.
Im gerichtlichen Verfahren treten hinzu der Zeitpunkt der Kos-
tenentscheidung, das Ende des Rechtszuges oder das Ruhen
des Verfahrens länger als drei Monate. Die Fälligkeit der an-
waltlichen Vergütung tritt auch mit dem Abschluss eines Ver-
gleichs ein. Die sich anschließende Streitwert- und Kostenfest-
setzung ändert an diesem Zeitpunkt nichts (ständige
Rechtsprechung des Senats – vgl. JurBüro 1999, 304; Gerold/
Schmidt/v. Eicken/Madert/Müller-Rabe/v.Eicken, RVG, 17. A.,
VV 7008 Rn. 45/46 mit umfangreichen Nachweisen aus der
Rechtsprechung; Hartmann, Kostengesetze, 37 A., VV 7008,
Rn. 14 mit weiteren Nachweisen aus der Rechtsprechung, siehe

auch Henke AnwBl 2006, 754; Schneider NJW 2007, 325; Hart-
mann/Metzenmacher/Rothenberger, UStG, Lfg. 6/02, E § 13
Nr. 25).

Der gem. § 278 Abs. 6 ZPO abgeschlossene Vergleich vom
13. Dezember 2006 hat den Rechtsstreit und die Rechtshängig-
keit beendet und ebenso den Rechtszug im Sinne des § 8 Abs. 1
S. 2 RVG (vgl. Zöller/Stöber, ZPO, 26. A., § 794 Rn. 13). Auf
diesen Zeitpunkt ist abzustellen. Die Berichtigung des Ver-
gleichs nach §§ 164, 278 Abs. 6 S. 3 ZPO am 2. Januar 2007 än-
dert für die Fälligkeit der Vergütung und den Ansatz der gerin-
geren Umsatzsteuer nichts.

§ 164 ZPO entspricht dem beim Urteil geltenden § 319 ZPO
(Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, 65. A., § 164
Rn. 1/2). Hier wie dort (siehe Zöller/Stöber aaO § 164 Rn. 9) hat
die Berichtigung rückwirkende Kraft.

Die bindende Berichtigung nach § 319 ZPO wirkt auf den
Zeitpunkt des Erlasses der berichtigten Entscheidung zurück.
Diese ist grundsätzlich so behandeln, als habe sie von vorn-
herein in der Fassung des Berichtigungsbeschlusses bestanden.
Dies kann dazu führen, dass ein zunächst vermeintlich wirk-
sam eingelegtes Rechtsmittel sich später als unzulässig erweist
(BGHZ 127, 74 = NJW 1994, 2832; siehe auch BGH VersR
1989, 530 zum Fristbeginn für die Berufung). Wegen dieser
Wirkung ist der Zeitpunkt des Berichtigungsbeschlusses vom
2. Januar 2007 für den geltend gemachten Anfall der erhöhten
Umsatzsteuer ohne Belang.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Mitgeteilt vom 14. Zivilsenat des OLG Koblenz

Anforderungen an eine Vergütungs-
vereinbarung
RVG § 4 Abs. 1,5.2

Eine Vergütungsvereinbarung ist auch dann wirksam, wenn sie
als „Honorarvereinbarung“ geschlossen wurde.

AG Gemünden a. M., 14.3.2007 – 10 C 1040/06

Aus den Gründen: Die Klage ist zulässig und begründet.
Das Gericht hält die „Honorarvereinbarung“ vom 3.7.2006

gemessen an § 4 RVG für wirksam. Es bedurfte zu ihrer Wirk-
samkeit nicht der Bezeichnung als „Vergütungsvereinbarung“
und auch nicht der Formulierung dahin, dass die vereinbarte
Vergütung „höher“ als die gesetzlichen Gebühren sei.

Die Klägerin haben sich hierzu außergewöhnlich ausführ-
lich erklärt und Kommentarliteratur zitiert und vorgelegt, die
ihre Ansicht stützt. Das Gericht macht sich diese Ansicht zu ei-
gen.

Die vereinbarte Vergütung verstößt der Höhe nach nicht ge-
gen das Mäßigungsgebot des § 4 IV RVG, weil die Kläger unbe-
stritten wegen der komplizierten Materie weit überdurch-
schnittlich tätig werden mussten und auch tätig geworden sind.
Dass die Kläger bis zur Kündigung des Vertrages durch die Be-
klagte sich bereits 3.000,00 E netto von den vereinbarten
3.750,00 E netto erarbeitet hatten, ist ebenfalls unbestritten.

Da die Bekagte einschließlich Umsatzsteuer 3.480,00 E zu
bezahlen hatte, aber nur 2.900,00 E bezahlt hat, war sie
bezüglich der Differenz antragsgemäß zu verurteilen.

Verzug ist mit der Ablehnung der Restzahlung am,
20.8.2006 eingetreten. Die geltend gemachten Zinsen entspre-
chend der Höhe nach dem Gesetz.

Mitgeteilt von Rechtsanwalt Dr. Hermann Menth, Würzburg
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Kostenrecht

Festsetzung der Einigungsgebühr auch
ohne Vollstreckungstitel
RVG VV Nr. 1000 Abs. 1 Satz 1; ZPO § 104 Abs. 2

Für die Festsetzbarkeit einer Einigungsgebühr reicht es aus, dass
glaubhaft gemacht wird, dass die Parteien eine Vereinbarung im
Sinne von Nr. 1000 Abs. 1 Satz 1 RVG-VV geschlossen haben.
Die Protokollierung eines als Vollstreckungstitel tauglichen Ver-
gleichs nach § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO ist nicht erforderlich.

BGH, Beschl. v. 13.4.2007 – II ZB 10/06

Aus den Gründen: I. Der Kläger hat die Beklagte vor dem Land-
gericht Karlsruhe auf Zahlung einer Vertragsstrafe von 8.000,00 E

nebst Zinsen in Anspruch genommen. In der mündlichen Ver-
handlung erklärte der Beklagtenvertreter ausweislich des Pro-
tokolls nach ausgiebiger Erörterung des Sach- und Streitstandes:
„Für den Fall, dass der Kläger seine Klage zurücknehmen sollte,
ist die Beklagte bereit, an ihn außergerichtlich weitere 1.000,00 E

zu bezahlen.“ „Daraufhin“ erklärte der Klägervertreter, dass er die
Klage zurücknehme. Dem Kläger wurden die Kosten des Rechts-
streits auferlegt. Die Beklagte beantragte im Kostenfestsetzungs-
verfahren die Festsetzung einer Einigungsgebühr nach Nr. 1000
Abs. 1 Satz 1, 1003 RVG-VV. Dem hat das Landgericht mit Be-
schluss vom 4. Juni 2005 entsprochen. Auf die dagegen einge-
legte sofortige Beschwerde hat das Oberlandesgericht den Kosten-
festsetzungsbeschluss abgeändert und die Einigungsgebühr
aberkannt. Mit der vom Oberlandesgericht zugelassenen Rechts-
beschwerde begehrt die Beklagte die Wiederherstellung des Kos-
tenfestsetzungsbeschlusses vom 4. Juli 2005.

II. Die nach § 574 Abs. 1 Nr. 2 ZPO statthafte und auch
sonst zulässige Rechtsbeschwerde ist begründet. Zugunsten der
Beklagten ist eine Einigungsgebühr nach Nr. 1000 Abs. 1 Satz 1
RVG-VV festzusetzen.

1. Das Oberlandesgericht hat die Ansicht vertreten, die Fest-
setzung einer Einigungsgebühr scheide aus, da Voraussetzung
der Festsetzbarkeit die Protokollierung eines als Vollstre-
ckungstitel tauglichen Vergleichs nach § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO
sei, woran es im vorliegenden Fall fehle.

2. Das hält rechtlicher Prüfung nicht stand. Durch den In-
halt des Verhandlungsprotokolls ist das Entstehen einer Eini-
gungsgebühr glaubhaft gemacht. Damit ist sie als Teil der not-
wendigen Kosten des Rechtsstreits i. S. des § 91 ZPO
zugunsten der Beklagten festzusetzen.

a) Noch zutreffend geht das Oberlandesgericht davon aus,
dass die Einigungsgebühr entstanden ist. Die Parteien haben
eine Vereinbarung im Sinne von Nr. 1000 Abs. 1 Satz 1 RVG-
VV geschlossen. Das Angebot der Beklagten zur außergericht-
lichen Zahlung von 1.000,00 E bei Klagerücknahme war ein
Vertragsangebot, das der Kläger durch die umgehende
Rücknahme der Klage konkludent angenommen hat.

Nach Nr. 1000 Abs. 1 Satz 1 RVG-VV entsteht die Einigungs-
gebühr, wenn der Streit oder die Ungewissheit der Parteien
über ein Rechtsverhältnis durch Abschluss eines Vertrages un-
ter Mitwirkung des Rechtsanwalts beseitigt wird, es sei denn,
der Vertrag beschränkt sich ausschließlich auf ein Anerkennt-
nis oder einen Verzicht. Der Vertrag kann auch stillschweigend
geschlossen werden und ist nicht formbedürftig, sofern dies
materiell-rechtlich nicht besonders vorgeschrieben ist. Die Eini-
gungsgebühr nach Nr. 1000 Abs. 1 Satz 1 RVG-VV soll die
frühere Vergleichsgebühr des § 23 BRAGO ersetzen und gleich-
zeitig inhaltlich erweitern. Während die Vergleichsgebühr nach
§ 23 BRAGO durch Verweisung auf § 779 BGB ein gegenseiti-
ges Nachgeben voraussetzte, soll die Einigungsgebühr jegliche
vertragliche Beilegung eines Streits der Parteien honorieren

und dadurch einen Anreiz schaffen, diesen Weg der Erledigung
eines Rechtsstreits zu beschreiten. Durch den Wegfall der bis
dahin geltenden Voraussetzung des gegenseitigen Nachgebens
wird insbesondere der in der Vergangenheit häufig ausgetra-
gene Streit darüber vermieden, welche Abrede noch und welche
nicht mehr als gegenseitiges Nachgeben zu bewerten ist (BT-
Drucks. 15/1971, S. 147, 204). Unter der Geltung des RVG
kommt es deswegen nicht mehr auf einen Vergleich i. S. von
§ 779 BGB, sondern nur noch auf eine Einigung an (vgl. BGH,
Urt. v. 10. Oktober 2006 – VI ZR 280/05, BGH-Report 2007,
183 f.; Hartmann, Kostengesetze 37. Aufl. Nr. 1000 VV RVG
Rdn. 5 und 10; von Eicken in Gerold/Schmidt, RVG 17. Aufl.
Nr. 1000 VV RVG Rdn. 3 f.; Madert/Müller-Raabe, NJW 2006,
1927, 1929 f.). Durch die zusätzliche Gebühr soll die mit der Ei-
nigung verbundene Mehrbelastung und erhöhte Verantwortung
des beteiligten Rechtsanwalts vergütet werden; zudem soll die
Belastung der Gerichte gemindert werden (BGH aaO Tz. 5
m. w. Nachw.). Die Einigungsgebühr entsteht demnach nur
dann nicht, wenn der von den Beteiligten geschlossene Vertrag
das Anerkenntnis der gesamten Forderung durch den Schuld-
ner oder den Verzicht des Gläubigers auf den gesamten An-
spruch ausschließlich zum Inhalt hat (BGH aaO Tz. 6; Goebel/
Gottwald/v. Seltmann, RVG Nr. 1000 VV Rdn. 3).

b) Ergibt sich, wie hier, die Erfüllung der in Nr. 1000 Abs. 1
Satz 1 RVG-VV für das Entstehen der Einigungsgebühr erfor-
derlichen Voraussetzungen aus dem Protokoll über die mündli-
che Verhandlung, ist die Gebühr im Kostenfestsetzungsverfah-
ren glaubhaft gemacht und damit festsetzbar. An seiner
gegenteiligen Auffassung (Beschl. v. 28. März 2006 — VIII
ZB 29/05, NJW 2006, 1523) hält der VIII. Zivilsenat des Bun-
desgerichtshofs nicht fest, wie er auf Anfrage mitgeteilt hat.

Glaubhaftmachung reicht nach § 104 Abs. 2 ZPO für die
Festsetzung der Kosten aus. Sie erstreckt sich sowohl auf die
Entstehung der Kosten, als auch auf die Frage der Notwendig-
keit i. S. des § 91 Abs. 1 Satz 1 ZPO (Stein/Jonas/Bork, ZPO
22. Aufl. § 104 Rdn. 3). Im Falle überwiegender Wahrschein-
lichkeit der tatbestandlichen Voraussetzungen ist die Gebühr
zugunsten des Antragstellers festzusetzen, denn es gilt inso-
weit der normale Maßstab des § 294 ZPO. Dass dies nicht gel-
ten soll, wenn die Entstehung der Kosten oder deren Notwen-
digkeit schwer festzustellen sind, kann dem Gesetz nicht
entnommen werden. Zwar sind bei der Kostenfestsetzung
durchgängig einfach gelagerte Sachverhalte zu beurteilen. Dies
schließt es jedoch nicht aus, dass der gut ausgebildete Rechts-
pfleger in diesem Verfahren auch schwierige Rechtsfragen ent-
scheidet und tatsächliche Fragen klärt. Zum Zwecke der Auf-
klärung hat er schriftliche Erklärungen von Richtern, Parteien,
Verfahrensbevollmächtigten und Zeugen einzuholen, Akten
beizuziehen, die Vorlage von Akten oder sonstigen Urkunden
anzuordnen sowie einen Augenschein durchzuführen oder ein
Sachverständigengutachten in Auftrag zu geben (MünchKomm-
ZPO/Belz 2. Aufl. § 104 Rdn. 11; Musielak/Wolst, ZPO 5. Aufl.
§ 104 Rdn. 18; Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO
65. Aufl. § 104 Rdn. 5; Stein/Jonas/Bork aaO § 104 Rdn. 4 je-
weils m. w. Nachw.).
Anmerkung der Redaktion: Der VIII. Zivilsenat des BGH hatte
mit Beschluss vom 28.3.2006 (Az.: VIII ZB 29/05, AnwBl 2006,
585 mit Anmerkung Brieske AnwBl 2006, 860) entschieden, dass
die Einigungsgebühr zu ihrer Entstehung kein gegenseitiges
Nachgeben voraussetze (anders die frühere Vergleichsgbeühr
gem. § 23 BRAGO). Im Kostenfestsetzungsverfahren bedürfe es
aber klarer praktikabler Grundlagen, sodass eine Festsetzung nur
bei förmlicher Protokollierung eines gerichtlichen Vergleiches vor-
genommen wurde. An dieser Auffassung hält der VIII. Zivilsenat
nicht mehr fest, wie der auf dieser Seite veröffentlichte Beschluss
des II. Zivilsenats belegt.
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Kostenfestsetzung nicht nur nach
Lage der Akten
ZPO § 104

Im Kostenfestsetzungsverfahren ist es nicht erforderlich, dass sich
die für die Festsetzung der beantragten Gebühren maßgeblichen
Tatsachen ohne weitere Erhebungen aus der Gerichtsakte ergeben
oder unstreitig sind.
BGH, Beschl. v. 4.4.2007 – III ZB 79/06

Aus den Gründen: II. Die Rechtsbeschwerde ist statthaft (§ 574
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 ZPO) und auch im Übrigen zulässig. In der Sa-
che führt sie zur Aufhebung des angefochtenen Beschlusses und
zur Zurückverweisung an das Beschwerdegericht.

1. Nach Auffassung des Beschwerdegerichts kann dahin-
gestellt bleiben, ob das Telefonat zwischen den Parteivertretern
auf eine Vermeidung oder Erledigung des Rechtsstreits gerich-
tet war. Die Terminsgebühr sei schon deshalb im Kostenfestset-
zungsverfahren nach §§ 103 ff ZPO nicht zu berücksichtigen,
weil die für die Entstehung einer solchen Gebühr maßgeb-
lichen Tatsachen nicht den Akten des gerichtlichen Verfahrens
entnommen werden könnten und das einfach zu haltende Kos-
tenfestsetzungsverfahren nicht mit Ermittlungsaufwand belas-
tet werden dürfe.

2. Dies hält der rechtlichen Nachprüfung nicht stand.
a) Entgegen der Ansicht des Beschwerdegerichts, das sich

auf den Beschluss des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 16. Ja-
nuar 2006 (NJW 2006, 2196) bezogen hat, ist es im Verfahren
nach §§ 103 ff ZPO nicht erforderlich, dass sich die für die Fest-
setzung der beantragten Gebühren maßgeblichen Tatsachen
ohne weitere Erhebungen aus der Gerichtsakte ergeben oder
unstreitig sind, wie es in der vom II. Zivilsenat des Bundes-
gerichtshofs mit Beschluss 20. November 2006 entschiedenen
Sache der Fall war (II ZB 6/06 – NJW-RR 2007, 286, 287,
nachgehend zu OLG Stuttgart aaO). Gemäß § 104 Abs. 2 Satz 1
ZPO genügt zur Berücksichtigung eines Ansatzes, dass er
glaubhaft gemacht ist. Hierfür ist lediglich erforderlich, dass
die tatsächlichen Voraussetzungen des geltend gemachten Kos-
tentatbestandes mit überwiegender Wahrscheinlichkeit festste-
hen müssen (z. B. OLG Koblenz, Beschluss vom 23. Februar
2005 – 14 W 118/05 – juris Rn. 10; Marx Rpfl 1999, 157 f; vgl.
auch BGHZ 156, 139, 142 f m. w. N.). Zur Glaubhaftmachung
können gemäß § 294 Abs. 1 ZPO alle Beweismittel unter Ein-
schluss der eidesstattlichen Versicherung verwendet werden.
Die in § 294 Abs. 2 ZPO enthaltene Beschränkung auf präsente
Nachweismittel gilt nicht in den Fällen, in denen das Gesetz
die Glaubhaftmachung nicht erfordert, sondern, wie im Fall des
§ 104 Abs. 2 Satz 1 ZPO, lediglich genügen lässt (Zöller/Greger,
ZPO, 26. Aufl., § 294 Rn. 3 a. E.). Weitere Voraussetzungen
für den Nachweis der den Kostenansatz rechtfertigenden tat-
sächlichen Umstände sind nicht vorgesehen. Die vom Be-
schwerdegericht für richtig gehaltene Beschränkung des zuläs-
sigen Nachweises auf Tatsachen, die sich ohne weitere
Ermittlungen bereits aus den Gerichtsakten ergeben, findet da-
mit im Gesetz keine Grundlage. Dem Bedürfnis nach einem
zügigen Ausgleich der Verfahrenskosten tragen die Erleichte-
rungen hinreichend Rechnung, die damit verbunden sind, dass
die bloße Glaubhaftmachung des Kostenansatzes genügt.

Dem vom Oberlandesgericht Stuttgart für seine Auffassung
herangezogenen Senatsbeschluss vom 26. September 2002
(III ZB 22/02 – NJW 2002, 3713) lässt sich Gegenteiliges nicht
entnehmen. Die Sache betraf einen Sonderfall. Der Senat hat
das Kostenfestsetzungsverfahren für ungeeignet gehalten, die
nicht immer einfach zu beantwortende Frage zu klären, ob die
teilweise Rücknahme der Klage unter gleichzeitiger Anerken-
nung der restlichen Klageforderung auf einem Konsens beruht,
der die Voraussetzungen eines Vergleichs im Sinne des § 779
BGB erfüllt und eine Vergleichsgebühr auslöst. Für den Senat

war dabei die weitere Überlegung maßgebend, dass die Par-
teien in einer derartigen Situation möglicherweise gerade
deshalb von dem – an sich nahe liegenden – Abschluss eines
Prozessvergleichs absehen und sich auf diese Art der Konflikt-
beilegung verständigen, weil sie darauf vertrauen, von der Be-
rechnung einer Vergleichsgebühr verschont zu bleiben. Dieses
Vertrauen hielt der Senat für schützenswert. Eine vergleichbare
Fallgestaltung liegt hier nicht vor.

b) Sollte in dem neuen Verfahren mit überwiegender Wahr-
scheinlichkeit festgestellt werden, dass die Parteivertreter am
9. Februar 2005 eine auf Erledigung des Verfahrens gerichtete
Besprechung abhielten, ist eine Terminsgebühr gemäß § 2
Abs. 2 RVG, Teil 3 Vorbem. 3 Abs. 3 Nr. 3104 VV entstanden.
Für den Anfall der Terminsgebühr ist es ohne Bedeutung, dass
die Unterredung nur fernmündlich geführt worden und dass es
nicht zu einer gütlichen Einigung gekommen ist (BGH, Be-
schluss vom 20. November 2006 aaO).

MN Rechtsprechung
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Wettbewerbsrecht

Der Klassiker zum UWG (viele Jahre
von Hefermehl bearbeitet) liegt nun in
einer neuen Auflage mit Stand Oktober
2006 vor. Aktuelle Rechtsprechung
und wichtige Neuerscheinungen sind
berücksichtigt. Das gilt auch für neue
Gesetze mit wettbewerbsrechtlicher Re-
levanz, wie das Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG), die Änderun-
gen in der Berufsordnung der
Rechtsanwälte (BORA) und die Anfor-
derungen der Richtlinie über unlautere
Geschäftspraktiken (RL 2005/29/EG)
an die künftige Gestaltung und Aus-
legung des UWG. Das Werk enthält zu-
dem erstmals eine Kommentierung des
Gesetzes über Unterlassungsklagen
(UKlaG). Die Autoren bürgen für die
gewohnte Qualität. Bornkamm ist Vor-
sitzender Richter des für Wettbewerb-
sachen zuständigen I. Zivilsenats des
BGH und Köhler ist Universitätsprofes-
sor in München und Richter am Ober-
landesgericht im Nebenamt.

Der Markt für UWG-Kommentare ist
inzwischen eng geworden. Das Werk –
verfasst von Richtern und Rechtsanwäl-
ten – orientiert sich an der aktuellen
Rechtsprechung, berücksichtigt die
Richtlinie über unlautere Geschäfts-
praktiken (RL 2005/29/EG) und bietet
die herrschende Meinung in allen
Facetten – ein echter Praxiskommentar.
Der hat den Vorzug eines Erstlings-
werks: Der Kommentar ist erfrischend
knapp und präzise. Die Handschrift
des Herausgebers ist spürbar. Ullmann
war lange Jahre Vorsitzender des für
Wettbewerbssachen zuständigen I. Zi-
vilsenats des BGH. Eine Online-Ver-
sion wird angeboten.

Wer eine knappe Darstellung aus ei-
nem Guss sucht, sollte dieses neue
Werk prüfen. Der Kommentar wendet
sich an die Praxis und verarbeitet vor
allem die aktuelle Rechtsprechung. Er
bietet mehr als einen bloßen Einstieg.

Sportrecht

Den Lesern des Anwaltsblatts braucht
das „Sportrecht“ als Rechtsgebiet nicht
vorgestellt zu werden. Seit Jahren veröf-
fentlicht es auch Beiträge zum Sport-
recht. So findet sich der Beitrag von En-
gelbrecht (einer der renommiertesten
Sportrechtler in Deutschland, Schieds-
richter am Court of Arbitration for
Sport) in AnwBl 2001, 637 ff. (Sport-
gerichtsbarkeit versus ordentliche Ge-
richtsbarkeit). Buchberger hat sich mit
den rechtlichen Grenzen von Beratertä-
tigkeiten im Sport befasst (AnwBl
2000, 637 ff.) und Rochow hat in
AnwBl 2003, 514 ff. über eine Fachta-
gung Sport- und Versicherungsrecht
berichtet (Unfall, Ausfall, Haftpflicht).
Die Arbeitsgemeinschaft Sportrecht im
DAV veranstaltet zahlreiche Tagungen
zum Thema. Zu Fragen aus diesen
Rechtsgebieten, aber noch zu sehr viel
mehr, findet man Rat im zu bespre-
chenden Werk.

Das Buch wirkt schon überzeugend
wenn man es nur in die Hand nimmt.
Und das tut man gerne und mit gro-
ßem Vergnügen. Es ist ein wirkliches
„Handbuch“ geworden, deutlich um-
fangreicher als die Vorauflage. Dabei
ist die äußere Aufmachung gleich so-
lide und seriös. Die Bezeichnung als
„Praxishandbuch“ ist nicht übertrieben.
Ein Wissenschaftler und zwei Profi-
Praktiker haben das Buch geschrieben

– mit den schon genannten zwei Mit-
arbeitern. Der Staats- und Verwaltungs-
rechtler von Coelln hat das 1. Kapitel des
1. Teils (Sport und Verfassung) über-
arbeitet. Reinhart hat den Teil Sport
und Strafrecht verfasst.

Das Handbuch stellt fast alle Berei-
che des Sportrechts sehr vertiefend dar
– mit Fundstellen in Rechtsprechung
und Literatur. Es geht z. B. um Sport
und Staat; Arbeit und Wirtschaft; Schä-
den und Beeinträchtigungen; Vereine
und Verbände; Internationales Sport-
recht; Sport und Europarecht und
Sport und Strafrecht. Erläutert werden
z. B. einzelne Sportförderungsmaßnah-
men in Deutschland; Sportorganisatio-
nen (insbesondere die großen Sportver-
bände); Fragen der Mitgliedschaft in
Verbänden und Vereinen – einschließ-
lich der Verbandsgerichtsbarkeiten;
Sportleistungsverträge, Sponsoring-Ver-
träge, Vermittlungsverträge (diese Be-
reiche sehr gründlich und überzeugend
durch Fritzweiler geschrieben). Dar-
gestellt werden die Fragen der Sport-
berichterstattung in den Medien. Einge-
hend kommentiert sind die Fragen der
Haftung bei Sportunfällen und des Ver-
sicherungsschutzes hierzu. Auch das
Internationale Sportprivatrecht und das
Internationale Zivilprozessrecht sind
kommentiert. Im Teil Europarecht sind
alle Entscheidungen des EuGH einge-
arbeitet und eingehend kommentiert
(in Reihenfolge; S. 599 ff.; nachzutra-
gen ist die nach Erscheinen des Buchs
veröffentlichte Entscheidung EuGH
SpuRt 2006, 195 – Meca-Medina zu den
Dopingkontrollregeln des IOC). Im
strafrechtlichen Teil ist (natürlich und
u. a.) das Dopingproblem eingehend er-
läutert (in Ergänzung der Darstellung
durch Summerer im zivilrechtlichen
Teil, S. 189 ff.).

Das Buch enthält eine Reihe von Li-
teraturverzeichnissen, am eingehends-
ten jeweils vor den einzelnen Teilen
(z. B. hervorragend Summerer, S. 93–99
und Pfister S. 501–504). Ein einziger
kleiner Wunsch bleibt zu äußern. Die
Zitate könnten noch besser vereinheit-
licht werden (Jahreszahlen immer vier-
stellig; das schwankt ein wenig).Ins-
gesamt eine ausgezeichnete Leistung
der Autoren dieser zweiten Auflage.
Die erste Auflage ist tot, es lebe die
zweite!

Prof. Dr. Walter Seitz, München

Wettbewerbsrecht
von Helmut K1hler und
Joachim Bornkamm; 25. neu
bearb. Aufl.; M4nchen: C. H.
Beck, 2007; XXII, 1665 S., geb.;
(Beck‘sche Kurzkommentare);
978-3-406-55435-3; 130,– E.

Juris Praxiskommentar
UWG
hrsg. von Eike Ullmann;
Saarbr4cken: Juris, 2006;
726 S., geb.; 978-3-938756-01-0;
149,–E.

UWG Kommentar zum
Wettbewerbsrecht
von Lutz Lehmler; 1. Aufl.;
Neuwied: Luchterhand; 2006;
668 S. geb.; 978-3-472-06472-5;
74,– E.

Praxishandbuch
Sportrecht
von Jochen Fritzweiler,
Bernhard Pfister und Thomas
Summerer unter Mitarbeit von
Michael Reinhart und Christian
von Coelln; 2. Aufl.; M4nchen:
Verlag C.H. Beck, 2007; XXXI,
875 S.; 978-3-406-53856-8;
92,– E.
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aktuell.beck.de

Einen kostenlosen Einstieg in das On-
line-Angebot bietet der der Verlag C.H.
Beck vor allem mit seinen tagesaktuel-
len Nachrichten. Rechtsprechung sowie
weitere Nachrichten mit rechtlichem
Bezug werden hier wiedergegeben. In
den Texten sind weiterführende Links
z. B. zu den zitierten Paragraphen mar-
kiert. Diese sind allerdings nur für Kun-
den erreichbar. Grün markierte Links
sollen zwei Wochen nach der Veröffent-
lichung kostenlos einzusehen sein, sol-
che sind jedoch nicht zu entdecken. In
der rechten Spalte neben der jeweiligen
Nachricht wird vertiefende Literatur
ebenfalls für Beck-Abonnenten angebo-
ten. Im Nachrichten-Archiv können
auch ältere Veröffentlichungen nach-
gelesen werden. Kostenlos stehen die
Volltexte sechs Wochen zur Verfügung.
Sie können über das Erscheinungs-
datum oder über die „Expertensuche“
recherchiert werden. Die Trefferliste der
„Expertensuche“ kann nach Relevanz
oder Datum sortiert werden. Letzteres
empfiehlt sich, wenn zunächst nach
kostenlos verfügbaren Informationen
gesucht wird. In der Rubrik „Gesetz-
gebung“ finden sich zahlreiche Geset-
zesvorhaben mit Informationen zum
Stand. Alphabetisch sortiert von „Ab-
sprachen im Strafverfahren“ bis zum
„Zweiten Mittelstandsentlastungs-
gesetz“ werden die Vorhaben genannt,
zu denen jeweils die Entwicklungs-
geschichte, das Ziel des Gesetzes, Mate-
rialien und, wiederum für Beck-Abon-
nenten, Literatur der eigenen
Datenbanken angeboten werden. Das
Datum der letzten Aktualisierung wird
jeweils angezeigt. Im Archiv der Gesetz-
gebung finden sich diese Informatio-
nen zu bereits verabschiedeten Geset-
zentwürfen. Weiterhin gibt es die
„Beck’sche Linkliste“, in der Internet-
adressen für die Bereiche Gerichte,
Behörden, Institutionen und Vereini-
gungen, Informationen für den Rechts-
anwalt/Notar, Juristische Ausbildung
und Datenbanken/Einzelne Rechtsge-
biete zusammen gestellt sind.

zap-verlag.de

Der ZAP-Verlag stellt unter „Service“ ei-
nige interessante Angebote ein. Bei den
Downloads sind insbesondere Vertrags-
muster zu finden. Hierunter fallen
auch Muster für Widerrufs- und

Rückgabebelehrungen, Muster für Vor-
sorgevollmacht und Patientenverfü-
gung, Muster für einen BGB-Gesell-
schaftsvertrag, für ein qualifiziertes
Arbeitszeugnis sowie für einen arbeits-
rechtlichen Aufhebungsvertrag, außer-
dem für einen außergerichtlichen Ver-
gleich, für einen Ehegattenerbvertrag,
für eine strafbewehrte Unterlassungs-
erklärung und für eine Abmahnung
durch den Arbeitgeber. Weiterhin ist
hier ein juristisches Abkürzungsver-
zeichnis vorhanden. Unter „Rechts-
regeln“ sind Lateinische Rechtsbegriffe
eingestellt, die ganz kurz erklärt wer-
den. Von aberratio ictus bis volenti non
fit iniuria sind hier einige Ausdrücke
zusammen gestellt. Kostenlos und inte-
ressant ist außerdem die „Anwalts-
woche“, die als PDF-Dokument zur
Verfügung steht. Sie kann per E-Mail
abonniert werden oder im Internet he-
runter geladen werden. Hierin wird
über aktuelle Gesetzgebung und Recht-
sprechung – vor allem auf der Grund-
lage von aktuellen Pressemitteilungen –
berichtet.

Insolvenzrecht.de

Verbunden mit LexisNexis ist das Inter-
netangebot der Herausgeber Haar-
meyer, Wutzke und Förster. Deren
Insolvenzrechtsforum ist im Service-Be-
reich des ZAP-Verlages verlinkt (unter
dem Namen des vorigen ZinsO-Forum).
Für die Teilnahme am Forum ist eine
Anmeldung erforderlich, die Beiträge
können jedoch auch ohne Anmeldung
gelesen werden. Frei zugänglich ist das
„Glossarium“, das zahlreiche Begriffe
des Insolvenzrechtes erklärt. Über eine
reine Begriffsklärung geht dieses Ange-
bot dabei hinaus und ist durch die Ver-
linkung der verwendeten Wörter sehr
hilfreich.

NWB-Verlag.de

Der NWB-Verlag stellt in seiner Service-
Rubrik thematisch sortierte Nachrich-
ten als „NWB-News“ kostenlos zur
Verfügung. Unter anderem zu den Be-
reichen Steuerrecht, Wirtschaftsrecht,
Betriebswirtschaft, Internationales,
Vermögensberatung und Gesetzgebung
gibt es Berichte unterschiedlichen Um-
fanges. Durch den steuer- und wirt-
schaftlichen Schwerpunkt sind hier
auch Inhalte zu finden, die bei anderen
Veröffentlichungen keine Berücksichti-

gung finden. Teilweise können weitere
Informationen kostenlos per E-Mail be-
stellt werden, wohl wenn über das
Thema auch im Newsletter berichtet
wurde. Im Stellen- und Anzeigenmarkt
ist eine „Kanzleibörse“ zu finden, in der
An- und Verkäufe von Praxen sowie Be-
teiligungen und Bürogemeinschaften
angeboten werden.

Deutschesanwaltsportal.de

Der Deutsche Anwaltverlag und Juris
betreiben gemeinsam das Deutsche An-
waltsportal. Kostenlos ist hier insbeson-
dere die Rubrik „Arbeitshilfen“ zu errei-
chen. Hier finden sich Links zu
kostenlos verfügbaren Tabellen, Formu-
laren oder Berechnungsprogrammen
unter „Tools“ und „Rechnern. Unter
„Rechner“ sind zahlreiche Links zu fin-
den, die bei der Berechnung von Alters-
einkünften, Altersteilzeit bis zu Zinsen
helfen. Unter Tabellen führt eine eben-
falls lange Liste mit Links zu Abschrei-
bungs-, Unterhalts- und Wohngeld-
tabellen.

juris.de

Auf der Startseite von Juris werden ak-
tuelle Nachrichten präsentiert, teils sind
es Urteile, teils Nachrichten mit recht-
lichen und wirtschaftlichen Themen
der Frankfurter Allgemeinen Zeitung
(FAZ). Damit unterscheidet sich die
Auswahl von den Seiten anderer Anbie-
ter. Für die weiteren Angebote ist eine
Anmeldung erforderlich.

Marktplatz-Recht.de

Außerdem gibt es nach wie vor den
Marktplatz-Recht der Hans Soldan
GmbH, der inzwischen eine neue opti-
sche Aufmachung erhalten hat. Unter
„Service“ sind hier verschiedene kosten-
lose Informationen zu finden. Unter
anderem steht online die Schmerzens-
geldtabelle 2004 zur Verfügung.

F4r das Anwaltsblatt im
Internet: Rechtsanw#ltin
Isa von Koeller
Sie erreichen die
Autorin 4ber
anwaltsblatt@
anwaltverein.de.
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MN Schlusspl#doyer

Stellt sich den Fragen des Anwalts-
blatts: Rechtsanwalt Hans-Peter Bencken-

dorff, M. A. aus Frankfurt am Main ist
Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft
der Syndikusanwälte. Er ist seit 1980
Rechtsanwalt und arbeitet in der
Rechtsabteilung einer Großbank. Seine
Schwerpunkte liegen auf dem Gebiet
des Kreditsicherungsrechts, des Insol-
venzrechts und des anwaltlichen Be-
rufsrechts. Er ist Mitglied im Deut-
schen Anwaltverein, weil er sich eine
Berufsausübung ohne berufspoliti-
sches Engagement nicht vorstellen
kann.

Warum sind Sie Anwalt geworden?

Der Anwaltsberuf liegt mir von mei-
nem Temperament und meinen An-
lagen von allen juristischen Berufen
wohl am ehesten. Zum Nutzen der
Mandanten und unabhängig
Rechtsrat geben zu können, hat
mich gereizt.

Schon einmal 4berlegt, die Zulassung
zur4ckzugeben?

Nein. Zum Glück habe ich bereits
als Referendar erkannt, was das
Richtige für mich ist. Alternativen
konnte ich beruhigt ausschließen.
So ist es bis heute.

Ihr gr1ßter Erfolg als Anwalt?

Wenn mein Rat dem Mandanten
konkret hilft.

Ihr Stundensatz?

Er muss dem Wert der Tätigkeit ent-
sprechen, darf die Leistungsfähig-
keit des Mandanten aber nicht stra-
pazieren.

Ihr Traummandat?

Ich behandle jedes Mandat so, als
wäre es mein Traummandat.

Was sollen Ihnen Ihre Kollegen einmal
nicht nachsagen?

Er hat meine Fragen nicht ernsthaft,
sorgfältig und schnell beantwortet
und war unfreundlich.

Welches Lob w4nschen Sie sich von
einem Mandanten?

Er hat mit weiter geholfen.

DAV-Haus
Littenstr. 11, 10179 Berlin

Deutscher Anwaltverein
Tel.: 0 30/ 72 61 52 - 0, Fax: - 1 90
dav@anwaltverein.de,
www.anwaltverein.de

Redaktion Anwaltsblatt
Tel.: 0 30/ 72 61 52 - 1 41, Fax: - 1 91
anwaltsblatt@anwaltverein.de
www.anwaltsblatt.de

Deutsche Anwaltakademie
Tel.: 0 30/ 72 61 53 - 0, Fax: - 1 11
daa@anwaltakademie.de
www.anwaltakademie.de

Deutsche Anwaltadresse
Tel.: 0 30/ 72 61 53 - 1 70, - 1 71, Fax: - 1 77
adresse@anwaltverein.de

DAV-Anwaltausbildung
Tel.: 0 30/ 72 61 52 - 1 88, Fax: - 1 63
anwaltausbildung@anwaltverein.de
www.dav-anwaltausbildung.de

Arbeitsgemeinschaften im DAV
Infos unter Tel.: 0 30/ 72 61 52 - 0, Fax: - 190

DAV B4ro Br4ssel
Tel.: + 32 (2) 2 80 28 - 12, Fax: - 13
bruessel@anwaltverein.de,
www.anwaltverein.de/bruessel

Deutscher Anwaltverlag
Wachsbleiche 7, 53111 Bonn
Tel.: 02 28/ 9 19 11 - 0, Fax: - 23
kontakt@anwaltverlag.de,
www.anwaltverlag.de

Mitglieder Service

Automobile Anwaltschaft

Die Mitglieder der 1rtlichen Anwaltvereine k1nnen
bei verschiedenen Autoherstellern Sonderkonditionen
f4r den Bezug von Neufahrzeugen erreichen. So
bei OPEL und SAAB, PEUGEOT oder aber auch 4ber
den Bayerischen Anwaltverband f4r Neufahrzeuge
der Marken AUDI, BMW, PEUGEOT und VW. Die
Rabatte bewegen sich teilweise zwischen 12 % und
20 %. Alle Informationen unter
www.anwaltverein.de/vorteile/kooperationen/html.
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